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5Vorwort
1987, im Jahr der 750-Jahr-Feier Berlins, wählte das Landesarchiv Berlin bereits
schon einmal die unmittelbare Nachkriegszeit als Ausstellungsthema. Unter dem
Titel „...raus aus den Trümmern“ präsentierte das Archiv damals die Bemühungen
und Mühen der Siegermächte wie der Besiegten um den Wiederaufbau in dem
„größten Trümmerhaufen der Welt“, wie der amerikanische Stadtkommandant Frank
Howley  die ehemalige Reichshauptstadt nannte.
Im Rahmen des Themenjahres „Zwischen Krieg und Frieden“ anlässlich des 60.
Jahrestages der Befreiung von der nationalsozialistischen Gewaltherrschaft und des
Kriegsendes haben wir uns wieder für diesen Zeitabschnitt entschieden, allerdings
dieses Mal aus anderen Gründen als im Jahre 1987.
Erstens konnten wir nun nach der Vereinigung mit dem Stadtarchiv und den Archiven
der ehemaligen Landesbildstelle auf einen besonders reichen Fundus von Fotografien
aus diesen Jahren zurückgreifen, und zum anderen besitzt das Landesarchiv mit der
Quellensammlung der Forschungsgruppe zur Berliner Zeitgeschichte (LAZ-Samm-
lung), der Zeitgeschichtlichen Sammlung und der Plakatsammlung über eine große
Auswahl an teilweise einzigartigem Material aus diesen ersten Aufbruchsjahren.
Etwas schwieriger gestaltete sich die Namensfindung für die Ausstellung, da zu
diesem Thema bereits eine Vielzahl von Publikationen mit sehr ähnlich lautenden
Buchtiteln vorliegen. Obwohl wir bei der Vorbereitung der Ausstellung schon auf
das Notenblatt „Berlin kommt wieder“ von Heino Gaze gestoßen waren, „fiel der
Groschen“ erst, als das zusätzliche hektographierte Exemplar mit der Widmung für
die kürzlich verstorbene Brigitte Mira aus der Notensammlung von Günter Neumann
zutage kam. Da war klar, dass unsere Ausstellung nach diesem Couplet benannt
werden sollte, das Brigitte Mira zum allerersten Mal am 1. Juni 1945, also gerade
knapp vier Wochen nach dem Ende des schrecklichen Krieges, in Willi Schaeffers
„Kabarett der Komiker“ am Kurfürstendamm sang und das binnen ganz kurzer Zeit
bei den Berlinern bekannt und berühmt wurde, wie der amerikanische Kulturoffizier
Davidson Taylor in seinem Bericht vom 20. Juli 1945 zu vermelden wusste.
Es wurde zum Programm der „noch einmal Davongekommenen“ und kennzeichnete
den unbeugsamen Überlebenswillen der Berliner Bevölkerung im Sommer 1945.
Mit dem Refrain „Berlin kommt wieder“ traf das Lied die Grundstimmung der Ber-
liner. Trotz der schrecklichen Verluste an Menschenleben in fast jeder Familie und
der katastrophalen Situation in allen Lebensbereichen waren die ersten Wochen
und Monate auch eine Zeit des mühsamen Neubeginns. Die Berliner ließen sich
6nicht unterkriegen und nahmen dankbar die nur in den ersten Jahren von den vier
Alliierten in friedlicher Idealkonkurrenz geförderten vielfältigen Kulturangebote in
allen vier Sektoren an.
Ganz besonders möchte ich Herrn Adelbert Dreyer für die gute und bewährte Zu-
sammenarbeit bei der Umsetzung der Ausstellungskonzeption und der Gestaltung
des Kataloges danken. Gleiches gilt für Herrn Dr. Werner Breunig, dem ich außerdem
ganz herzlich für seinen kenntnisreichen Katalogbeitrag danke, und für Frau Sabine
Preuß. Ferner danke ich Frau Evelyn Fritsche, Frau Monika Sommer und Herrn
Manfred Schürmann für die Anfertigung der Fotoreproduktionen sowie die Scan-
und Digitalisierungsleistungen, Frau Bärbel Mißler für die konservatorischen Arbeiten
an einzelnen Ausstellungsexponaten sowie Herrn Jochen Theile und Herrn Werner
Nowak für die Aufbereitung der themenbezogenen Filmbeiträge.
Berlin, im Mai 2005                                                                                   Volker Viergutz
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Werner Breunig
Vom Kriegsende bis zum parlamentarischen Neubeginn
1. Die Situation bei Kriegsende
Als am 2. Mai 1945 die deutschen Truppen in Berlin vor der Roten Armee kapitu-
lierten, war für die Hauptstadt des Deutschen Reiches der von hier aus entfesselte
Zweite Weltkrieg beendet.1 An diesem 2. Mai kam Wolfgang Leonhard mit der
kommunistischen „Gruppe Ulbricht“, die von dem früheren Reichstagsabgeordneten
Walter Ulbricht geleitet wurde, aus dem Moskauer Exil in die weithin in Trümmern
liegende, vollständig von sowjetischen Truppen besetzte Stadt: „Langsam bahnten
sich unsere Wagen den Weg durch Friedrichsfelde in Richtung Lichtenberg. Es war
ein infernalisches Bild. Brände, Trümmer, umherirrende hungrige Menschen in zer-
fetzten Kleidern. Ratlose deutsche Soldaten, die nicht mehr zu begreifen schienen,
was vor sich ging. Singende, jubelnde und oft auch betrunkene Rotarmisten. Gruppen
von Frauen, die unter Aufsicht von Rotarmisten Aufräumungsarbeiten leisteten. Lange
Reihen von Menschen, die geduldig vor Pumpen standen, um einen Eimer Wasser
zu erhalten. Alle sahen schrecklich müde, hungrig, abgespannt und zerfetzt aus. Es
war ein sehr starker Kontrast zu dem, was ich in den kleineren Ortschaften östlich
Berlins gesehen hatte. Viele Menschen trugen weiße Armbinden als Zeichen der
Kapitulation oder rote als Begrüßung für die Rote Armee. Es gab auch einige, die
besonders vorsichtig waren: Sie hatten am Arm sowohl eine weiße als auch eine
rote Binde. Aus den Fenstern wehten gleichermaßen die weißen Fahnen der Kapi-
tulation oder rote, denen man ansah, daß sie kurz zuvor aus Hakenkreuzfahnen
entstanden waren.“2
Gefangenenkolonnen schleppten sich nach dem sinnlosen „Endkampf“ durch die
Straßen der geschlagenen Reichshauptstadt: „Im blendenden Licht der Scheinwerfer
strömten während der ganzen vergangenen Nacht und bis weit in den Morgen hin-
ein Kolonnen deutscher Gefangener vom Zentrum des eroberten Berlin zu den La-
gern in den Außenbezirken“, meldete am 3. Mai der Moskauer Korrespondent der
„Times“.3 „Die Mehrzahl der Männer, die auf Befehl des Generals der Artillerie
Weidling gestern nachmittag das Feuer einstellten, werden als Folge der Qualen, die
1 Zum Kampf um Berlin vgl. unter anderem Cornelius Ryan, Der letzte Kampf, München und Zürich
1966; Der Kampf um Berlin 1945 in Augenzeugenberichten, hrsg. von Peter Gosztony, mit einem
Vorwort von Propst Heinrich Grüber, Düsseldorf 1970; Hans-Norbert Burkert/Klaus Matußek/Doris
Obschernitzki, Zerstört – Besiegt – Befreit. Der Kampf um Berlin bis zur Kapitulation 1945 (= Stät-
ten der Geschichte Berlins, Bd. 7), Berlin 1985; Tony Le Tissier, Der Kampf um Berlin 1945. Von den
Seelower Höhen zur Reichskanzlei, Frankfurt am Main und Berlin 1991.
2 Wolfgang Leonhard, Die Revolution entläßt ihre Kinder, 8. Auflage, München 1985, S. 309.
3 Zitiert nach: Margret Boveri, Tage des Überlebens. Berlin 1945, mit einem Vorwort von Egon Bahr,
Berlin 2004, S. 118.
8sie durch Beschuß und Bombardierung durchmachten, als halb wahnsinnig geschil-
dert. Zerzaust, bärtig und schmutzig kamen sie mit weißen Armbinden aus Bunkern,
Kanalisationsröhren, U-Bahnstationen und Trümmerbergen hervor. Manche warfen
ihre Waffen mit zornigen, verbockten Gesichtern fort; andere zeigten sich gefügig
und stellten, wie ihnen befohlen wurde, ihre Schußwaffen zusammen. Viele lachten
hysterisch und konnten mit Lachen auch nicht aufhören, als sie durch die zerstörte
Stadt zogen. Die Russen sollen sich sehr angestrengt haben, sich des Augenblicks
würdig zu erweisen. Der Gegensatz zwischen dem besiegten Feind und den frisch
rasierten Männern im Glanz ihrer Orden, in frisch gebügelten Anzügen und gewichs-
ten hohen Stiefeln war auffallend. Die Schlacht um Berlin hat 17 Tage gedauert.“4
Insgesamt 87 170 Soldaten und Offiziere, darunter 13 Generäle, kapitulierten in
Berlin.5
Da Berlin von Truppen der Roten Armee, also ohne direkte militärische Beteiligung
der westlichen Kriegsalliierten, erobert worden war, hatten zunächst – bis zum
Eintreffen der Angloamerikaner Anfang Juli 1945 – allein die Sowjets das Sagen.
Noch während der Kämpfe hatte der sowjetische Generaloberst Nikolai E. Bersarin
mit seinem Befehl Nr. 1 bekannt gegeben: „Heute bin ich zum Chef der Besatzung
und zum Stadtkommandanten von Berlin ernannt worden. Die gesamte administra-
tive und politische Macht geht laut Bevollmächtigung des Kommandos der Roten
Armee in meine Hände über.“6 Der Befehl ordnete unter anderem an: die Einsetzung
militärischer Bezirks- und Revierkommandanturen in den einzelnen Verwaltungsbe-
zirken, die Auflösung der NSDAP und aller ihr angeschlossenen Organisationen,
die Registrierung des leitenden Personals aller staatlichen und Parteidienststellen
binnen 48 Stunden, die Aufnahme der Arbeit der öffentlichen Betriebe, der Kran-
kenhäuser, der öffentlichen Verkehrsmittel sowie aller Lebensmittelgeschäfte und
Bäckereien, die Einführung der Okkupationsmark als gleichberechtigtes Zahlungs-
mittel neben der Reichsmark, die zeitweilige Einstellung aller Finanzgeschäfte der
Banken und Versiegelung der Safes, die Ablieferung aller Waffen, Munition, Radio-
empfänger, Radiosender, Fotoapparate, Kraftfahrzeuge, Krafträder sowie aller Treib-
und Schmierstoffe an die Bezirkskommandanturen binnen 72 Stunden und die Ver-
siegelung aller Druckereien. Ferner wurde für die Bevölkerung eine nächtliche
Ausgangssperre für die Zeit von 22 bis 8 Uhr und die Fortführung der Verdunkelung
verfügt.
Obwohl Bersarin in seinem Befehl Nr. 1 Angehörigen der Roten Armee die „Entnah-
me von Gütern und Werten und Haussuchungen bei den Stadteinwohnern“ unter-
sagte,7 gab es bei der Einnahme Berlins und in den Tagen danach überall in der
Stadt Plünderungen und Ausschreitungen sowjetischer Soldaten gegenüber der
deutschen Zivilbevölkerung. Gleichwohl begriff sich die Rote Armee unter der tatkräf-
tigen Führung von Stadtkommandant Bersarin als Ordnungsmacht, die unter anderem
4 Ebd. Am 16. April 1945 hatte die Rote Armee von der Oder aus ihren Vorstoß auf Berlin begonnen.
5 Vgl. Stefan Doernberg, Fronteinsatz. Erinnerungen eines Rotarmisten, Historikers und Botschafters,
Berlin 2004, S. 88.
6 Befehl Nr. 1 des Chefs der Besatzung der Stadt Berlin vom April 1945, in: Landesarchiv Berlin (LAB),
F Rep. 280 (Quellensammlung zur Berliner Zeitgeschichte), Nr. 3765.
7 Ebd.
9Aufräumungsarbeiten in Gang setzte, für den Wiederaufbau eines Verkehrsnetzes
sorgte und die Lebensmittelverteilung organisierte.8
Wenige Wochen nach Kriegsende, am 16. Juni 1945, verunglückte Bersarin tödlich
mit seinem Motorrad. Der General, der sich um die Versorgung der Bevölkerung
verdient gemacht hatte9 und als kulturbesessen und deutschfreundlich beschrieben
wird,10 wurde 1975 in Ost-Berlin postum zum Ehrenbürger ernannt, nach der Wie-
dervereinigung Berlins zunächst von der Ehrenbürgerliste gestrichen und schließlich,
nach jahrelangen Querelen, wieder aufgenommen.
Aufgrund der britisch-amerikanischen Flächenbombardements aus der Luft, die
im November 1943 eingesetzt hatten, und der fast zwei Wochen dauernden Kämpfe
bei der Eroberung Berlins durch die Rote Armee lag die Stadt bei Kriegsende weithin
in Trümmern. Schuttberge und rauchgeschwärzte Fassaden waren die tägliche Kulisse
der Menschen, die das Inferno des Krieges überlebt hatten. Besonders betroffen
waren die Innenbezirke Mitte, Tiergarten und Kreuzberg, wo alles Leben für lange
Zeit unter Trümmerbergen begraben schien, aber auch angrenzende Bezirke hatten
schwer gelitten. Demgegenüber wiesen die Randbezirke geringe Zerstörungen auf.11
Der Verlust an Wohnungen betrug etwa 35 Prozent, der Verlust an Wohnräumen
8 Vgl. Wolfgang Ribbe, Berlin 1945–2000. Grundzüge der Stadtgeschichte (= Kleine Schriftenreihe
der Historischen Kommission zu Berlin, Heft 6), Berlin 2002, S. 12 und 14.
9 Vgl. Egon Bahr, Ein Stück Leben, in: M. Boveri, Tage des Überlebens (wie Anm. 3), S. 7–25, hier S. 20.
10 Vgl. Arnold Bauer, Die Anfänge der Kultur und Politik, in: Rolf Italiaander/Arnold Bauer/Herbert Krafft,
Berlins Stunde Null 1945. Ein Bild/Text-Band, 2. Auflage, Düsseldorf 1983, S. 79–103, hier S. 96.
11 Vgl. Gerhard Keiderling, „Mindestens 20 Jahre ...“. Der Beginn der Enttrümmerung Berlins, in: Ber-
linische Monatsschrift, Heft 1/1999, S. 36–39, hier S. 36.
4 Sebastianstraße, links die Luisenstädtische Kirche und in der Mitte die Petrikirche auf der Fischer-
insel, Bez. Mitte, 1945
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belief sich auf zirka 43 Prozent. Von den bei Kriegsende noch benutzbaren Wohnun-
gen waren knapp zwei Drittel mehr oder weniger stark beschädigt. In der Innenstadt
hatten nur wenige Wohnungen den Krieg völlig unbeschädigt überstanden.12 Die
Schätzungen über die Schuttmasse bewegen sich zwischen 55 und 75 Millionen
Kubikmeter.13
Der gesamte öffentliche Nahverkehr war beim Kampf um Berlin zum Erliegen
gekommen. Von dem 4 300 km langen Straßennetz waren bei Kriegsende 1 350 km
in Mitleidenschaft gezogen. 128 der 226 größeren städtischen Brücken waren zer-
stört. Durch Wassereinbrüche waren weite Strecken des U-Bahn-Netzes überflutet.
Das Fernmeldenetz war lahmgelegt, der Postverkehr eingestellt.14
Auch die Kabel- und Rohrnetze für die Strom-, Gas- und Wasserversorgung wiesen
starke Beschädigungen auf.15
Die katastrophalen Auswirkungen des Krieges zeigten sich auch im Gesundheits-
wesen. Nur noch 8 500 der ehemals 39 000 Krankenhausbetten standen im Mai
1945 zur Verfügung.16 „[...] es fehlte an Krankenbetten; Medikamente waren knapp,
viele Krankenhäuser völlig ohne Betäubungsmittel; Krankenwagen gab es nicht,
die Kranken oder Toten mußten auf Bahren oder Karren transportiert werden; Leichen
lagen noch in den Kanälen und Seen oder wurden unter Bombentrümmern aus-
gegraben“, erinnert sich US-General Lucius D. Clay.17
Schwer betroffen war auch das Schulwesen. Während vor dem Krieg 608 Gebäude
oder Gebäudekomplexe mit rund 22 000 Räumen vorhanden waren, standen im
Juni/Juli 1945, nach den ersten Aufräumungsarbeiten, nur noch etwa 3 000 Räume
in 292 mehr oder weniger stark beschädigten Schulen zur Verfügung.18
   Etwa ein Viertel des Maschinenbestands war durch Kriegseinwirkungen vernichtet
worden. Die Situation verschlechterte sich noch weiter durch umfangreiche Demon-
tagen, mit denen die sowjetische Besatzungsmacht bereits kurz nach dem Ende des
Krieges begann. Bis Anfang Juli 1945, als die westlichen Besatzungstruppen eintrafen,
wurde vermutlich mehr als die Hälfte der bei Kriegsende in Berlin noch vorhandenen
industriellen Ausrüstung demontiert. Die Westmächte führten die Demontagen, von
denen nicht nur maschinelle Anlagen, sondern auch Rohstoff- und Materialvorräte be-
troffen waren, in ihren Sektoren fort, wenn auch in vergleichsweise geringem Umfang.19
12 Vgl. Dieter Hanauske, „Bauen, bauen, bauen ...!“ Die Wohnungspolitik in Berlin (West) 1945–1961,
Berlin 1995, S. 140 f.
13 Vgl. ders., „... als leuchtendes Signal für ganz Deutschland“. Der Berliner Magistrat von 1945/46 als
„antifaschistisch-demokratisches“ Musterbeispiel?, in: Berlin in Geschichte und Gegenwart. Jahrbuch
des Landesarchivs Berlin 1999, S. 145–183, hier S. 146.
14 Vgl. Ein halbes Jahr Berliner Magistrat. Der Magistrat gibt Rechenschaft. Die Reden des Oberbürger-
meisters Dr. Arthur Werner und des ersten stellvertretenden Oberbürgermeisters Karl Maron auf der
Kundgebung in der Deutschen Staatsoper am 19. November 1945. Berichte der Stadträte, hrsg. im
Auftrage des Magistrats der Stadt Berlin, Berlin o. J., S. 31–33, 43 und 69; Das erste Jahr. Berlin im
Neuaufbau. Ein Rechenschaftsbericht des Magistrats der Stadt Berlin, hrsg. im Auftrage des Magistrats
der Stadt Berlin, Berlin 1946, S. 65 und 120.
15 Vgl. Ein halbes Jahr Berliner Magistrat (wie Anm. 14), S. 36; Das erste Jahr (wie Anm. 14), S. 136 und
139 f.
16 Vgl. Ein halbes Jahr Berliner Magistrat (wie Anm. 14), S. 69; Das erste Jahr (wie Anm. 14), S. 179.
17 Lucius D. Clay, Entscheidung in Deutschland, Frankfurt am Main 1950, S. 47.
18 Vgl. Das erste Jahr (wie Anm. 14), S. 145.
19 Vgl. D. Hanauske, „Bauen, bauen, bauen ...!“ (wie Anm. 12), S. 83; ders., „... als leuchtendes Signal
für ganz Deutschland“ (wie Anm. 13), hier S. 165 f.
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1939 hatte die Einwohnerzahl 4,3 Millionen betragen, am Ende des Krieges hielten
sich vermutlich nur noch weniger als 2,5 Millionen Menschen in der Stadt auf, die
zusammengepfercht in den erhalten gebliebenen Häusern lebten. Mehr als eine
Million Frauen, Kinder und alter Menschen waren seit der zweiten Jahreshälfte
1943 evakuiert worden, außerdem verminderten die zum Kriegsdienst eingezogenen
Männer und die zivilen Kriegsopfer die Bevölkerung. Etwa 56 000 Zivilisten kamen
in der Reichshauptstadt durch den Krieg ums Leben, davon zirka 50 000 bei
Luftangriffen.20 Bis Herbst 1945 erhöhte sich die Bevölkerungszahl dann infolge
der Rückkehr von Evakuierten und aus der Kriegsgefangenschaft entlassenen Soldaten
auf etwa drei Millionen und bis Ende 1946 auf 3,2 Millionen Einwohner.21
Die Nachkriegszeit war geprägt von Not und Sorge. In einem im Mai 1945 ver-
fassten Bericht an seinen Vater, den KPD-Vorsitzenden und späteren DDR-
Präsidenten Wilhelm Pieck, beschäftigte sich Arthur Pieck, der mit der Roten Armee
aus der Sowjetunion zurückgekehrt war, mit der Stimmung der Ruinenstadtbewohner:
„Die Stimmung der Berliner im gegenwärtigen Moment läßt sich kurz so charakte-
risieren: Obwohl alle Menschen froh sind, daß die Bombardierungen aufgehört
haben und der Krieg für die Berliner nun aus ist, ist die Stimmung gedrückt und nie-
dergeschlagen. Männer wie Frauen fangen leicht an zu weinen. Die meisten haben
alles verloren: Wohnung, Eigentum, Geld und stehen vor dem Nichts. Die Familien
sind auseinandergerissen, keiner weiß, wo seine Angehörigen und Freunde sind.
Nach den großen Versprechungen der Nazis, an die ja die meisten fest glaubten,
haben sie jetzt eine Katastrophe, deren Ausmaß sich gar nicht übersehen läßt. Die
Stadt ist so zerbombt, daß es fast unmöglich erscheint, hier jemals wieder etwas
aufzubauen.“22
Im Mittelpunkt des Alltagslebens der Menschen in der vom Krieg schwer ge-
zeichneten Stadt stand der Kampf um Nahrung, Kleidung und Unterkunft, und viele
fragten sich in dieser beispiellosen, von existentieller Not geprägten Zeit nur, wie
sie den nächsten Tag überleben würden. Da die Lebensmittelrationen, die es auf
Karten gab, sehr knapp bemessen waren und nicht immer vollständig und regel-
mäßig zugeteilt werden konnten, unternahmen die Berlinerinnen und Berliner so
genannte Hamsterfahrten ins Umland, wo die Versorgungslage besser war. Der
Schwarzmarkthandel blühte. Versuche, ihn durch Razzien und drastische Strafan-
drohungen zu unterbinden, blieben ohne Erfolg. Auch amtlich zugelassene Tausch-
märkte, die ab September 1945 eingerichtet wurden, konnten dem Schwarzmarkt
nicht das Wasser abgraben. Die schlechte Ernährungssituation führte zu einem be-
drohlichen Gesundheitszustand der Bevölkerung. Epidemien grassierten. Groß war
die Angst vor dem ersten Nachkriegswinter, der leidlich überstanden wurde. Der
strenge Winter 1946/47 hingegen wurde für viele Menschen infolge des gleich-
zeitigen Strom-, Gas- und Kohlemangels zur Katastrophe. Gaststätten wurden zu
20 Vgl. Berlin – Kriegs- und Nachkriegsschicksal der Reichshauptstadt (= Dokumente deutscher Kriegs-
schäden, Bd. IV/2), Bonn 1967, S. 77 f.
21 Die Zahlenangaben zur Bevölkerung nach [Oskar] Kü[rten], Die Bevölkerungsentwicklung Groß-
Berlins in den Jahren 1945 und 1946, in: Berliner Statistik, Heft 1/1947, S. 11–15.
22 „Gruppe Ulbricht“ in Berlin April bis Juni 1945. Von den Vorbereitungen im Sommer 1944 bis zur
Wiedergründung der KPD im Juni 1945. Eine Dokumentation, mit einem Geleitwort von Wolfgang
Leonhard, hrsg. und eingel. von Gerhard Keiderling (= Politische Dokumente, Bd. 13), Berlin 1993,
Dok. Nr. 048, S. 307.
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öffentlichen Wärmehallen umfunktioniert, und besonders kältegefährdete Leute
mussten in die Flüchtlingslager aufgenommen werden. Trotzdem waren im zweiten
Nachkriegswinter über 400 Todesopfer durch Erfrieren zu beklagen.23
Allmählich gab es aber auch wieder kleine Alltagsfreuden: Kinobesuch, Tanz-
vergnügen, Besuch von Sportveranstaltungen, Konzerten oder Theateraufführungen
und andere Aktivitäten. Schon am 13. Mai 1945 spielte auf einem wieder in Ordnung
gebrachten Sportplatz in Weißensee eine deutsche Fußballmannschaft, die sich
aus älteren Spielern der ansässigen Vereine zusammensetzte, vor einigen tausend
Zuschauern gegen eine Mannschaft der Roten Armee.24
Noch während der Kämpfe hatten die Sowjets in den eroberten Stadtteilen und Be-
zirken begonnen, Bürgermeister einzusetzen und einen neuen deutschen Verwal-
tungsapparat aufzubauen. In Britz (Bezirk Neukölln) schrieb Walter Lüdtke, BVG-
Mitarbeiter im dortigen Straßenbahn-Betriebshof, am 29. April 1945 in sein Tage-
buch: „Der russische Ortskommandant ruft die männlichen Einwohner zusammen
und nimmt Vorschläge zur Wahl eines Bürgermeisters entgegen. Aus der Mitte der
BVG-er wird der Kollege R. vorgeschlagen und bestätigt. Und so nimmt in Britz –
als erster Bürgermeister nach dem Zusammenbruch – ein BVG-er die schwere Verant-
wortung auf die Schultern. Kaum ist die Einsetzung eines Bürgermeisters in dem
weitausgedehnten Ortsteil bekannt geworden, ergießt sich ein Strom von Antrag-
stellern und Ratsuchenden in die BVG-Siedlung. Am Abend steht die Bevölkerung
um ihren Bürgermeister versammelt, vernimmt aus seinem Munde die ersten Maß-
nahmen zur Sicherung der Ernährung in den nächsten Tagen und Verhaltensmaß-
regeln, die im Einvernehmen mit dem russischen Kommandanten erteilt werden.
Die Aufstellung einer Hilfspolizei wird beschlossen.“25
Nach der Kapitulation war es die Aufgabe der aus dem Moskauer Exil zurück-
gekehrten, als deutsches Hilfsorgan der Roten Armee der Politischen Hauptverwal-
tung der 1. Belorussischen Front unterstellten „Gruppe Ulbricht“, die zufällig entstan-
denen Verwaltungen politisch-personell in ihrem Sinne umzuformen.26 Gemäß der
von Ulbricht ausgegebenen Direktive „Es muß demokratisch aussehen, aber wir
müssen alles in der Hand haben“27 sollten die Schlüsselpositionen mit Kommunisten
besetzt werden, aber auch Sozialdemokraten, Vertreter des bürgerlichen Lagers
und Parteilose berücksichtigt werden. Nach dem Aufbau der Berliner Bezirksver-
waltungen galt es, einen Magistrat einzusetzen, den Rundfunk zu organisieren, die
Schaffung von Einheitsgewerkschaften vorzubereiten und Vorarbeiten für die Wie-
dergründung der KPD zu leisten. Mit der Konstituierung der KPD am 11. Juni 1945
23 Vgl. D. Hanauske, „Bauen, bauen, bauen ...!“ (wie Anm. 12), S. 90 f.
24 Vgl. Kurt Winkler, Wieder Sportbetrieb in Berlin (Ms., Mai/Juni 1945), Bl. 1, in: LAB, F Rep. 280 (Quel-
lensammlung zur Berliner Zeitgeschichte), Nr. 13904.
25 Walter Lüdtke, Das Tagebuch von Britz, in: Peter Kruse (Hrsg.), Bomben, Trümmer, Lucky Strikes.
Die Stunde Null in bisher unbekannten Manuskripten, Berlin 2004, S. 107–114, hier S. 110.
26 Zur Tätigkeit der „Gruppe Ulbricht“ vgl. die materialreiche Quellendokumentation „Gruppe Ulbricht“
in Berlin April bis Juni 1945 (wie Anm. 22).
27 W. Leonhard, Die Revolution entläßt ihre Kinder (wie Anm. 2), S. 317.
2. Die „Gruppe Ulbricht“ und die Bildung des Magistrats
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endete die Tätigkeit der „Gruppe Ulbricht“. Da Berlin Modellcharakter haben sollte,
um von hier aus die politische Entwicklung in ganz Deutschland beeinflussen zu
können, war die Tätigkeit dieser Remigrantengruppe nicht nur von regionaler
Bedeutung.
Der erste Nachkriegsmagistrat Berlins wurde von der „Gruppe Ulbricht“ nach
dem gleichen Schema zusammengesetzt wie die Bezirksverwaltungen: „Es galt“,
so Wolfgang Leonhard, der das jüngste Mitglied der „Gruppe Ulbricht“ war, „mög-
lichst viele Sozialdemokraten und Bürgerliche zu beteiligen, die Schlüsselpositionen
aber in die Hände von Kommunisten zu bringen.“28 Die drei wichtigsten Posten
wurden von Kommunisten besetzt, die in der sowjetischen Emigration gewesen
waren: Karl Maron,29 der spätere Innenminister der DDR, als 1. Stellvertreter des
Oberbürgermeisters, Arthur Pieck30 als Leiter der Abteilung für Personalfragen und
Verwaltung und Otto Winzer,31 der spätere Außenminister der DDR, der wie Ma-
ron mit der „Gruppe Ulbricht“ aus Moskau zurückgekehrt war, als Dezernent für
Volksbildung. Die von den Nationalsozialisten inhaftierten Kommunisten Hans
Jendretzky,32 im April 1945 aus dem Zellengefängnis Nürnberg freigekommen, und
Ottomar Geschke,33 auf einem Evakuierungsmarsch der Häftlinge des Konzentra-
tionslagers Sachsenhausen von der Roten Armee befreit, beauftragte man mit der
Leitung der Magistratsabteilungen für Arbeit bzw. für Sozialwesen. Als Vertreter des
bürgerlichen Lagers galten der frühere Reichsminister und Zentrumspolitiker Dr.
Andreas Hermes,34 der nach dem 20. Juli 1944 vom Volksgerichtshof zum Tode
verurteilt und durch eine glückliche Fügung errettet worden war, als 2. Stellvertreter
des Oberbürgermeisters und Leiter der Abteilung für Ernährung, der berühmte Chirurg
Prof. Dr. Ferdinand Sauerbruch35 als Gesundheitsstadtrat und der Architekt Prof.
Hans Scharoun36 als Leiter des Ressorts Bau- und Wohnungswesen. In hohen Verwal-
tungsstellen hatten neben Hermes nur der Leiter der Abteilung für Wirtschaft, der
Jurist Dr. Hermann Landwehr,37 der nach dem 20. Juli 1944 vom Volksgerichtshof
zu sechs Jahren Zuchthaus und sechs Jahren Ehrverlust verurteilt worden war, und
der Leiter der Abteilung für Finanz- und Steuerwesen, der Steuerfachmann Edmund
Noortwyck,38 gearbeitet: Landwehr als hoher Beamter im Reichswirtschaftsminis-
terium, Noortwyck als Regierungsrat in der Reichsfinanzverwaltung und im Ober-
finanzpräsidium Berlin bzw. Berlin-Brandenburg.
28 Ders., Spurensuche. Vierzig Jahre nach Die Revolution entläßt ihre Kinder, aktuelle Fotos von Gerhard
Weber, Köln 1992, S. 111.
29 Vgl. die Kurzbiografie von Karl Maron in: Die Sitzungsprotokolle des Magistrats der Stadt Berlin 1945/46.
Teil II: 1946, bearb. und eingel. von Dieter Hanauske (= Schriftenreihe des Landesarchivs Berlin,
Bd. 2/II), Berlin 1999, S. 1012.
30 Vgl. die Kurzbiografie von Arthur Pieck in: ebd., S. 1015 f.
31 Vgl. die Kurzbiografie von Otto Winzer in: ebd., S. 1026 f.
32 Vgl. die Kurzbiografie von Hans Jendretzky in: ebd., S. 1006 f.
33 Vgl. die Kurzbiografie von Ottomar Geschke in: ebd., S. 1001.
34 Vgl. die Kurzbiografie von Andreas Hermes in: ebd., S. 1005 f.
35 Vgl. die Kurzbiografie von Ferdinand Sauerbruch in: ebd., S. 1017 f.
36 Vgl. die Kurzbiografie von Hans Scharoun in: ebd., S. 1018 f.
37 Vgl. die Kurzbiografie von Hermann Landwehr in: ebd., S. 1011.
38 Vgl. die Kurzbiografie von Edmund Noortwyck in: ebd., S. 1013.
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II/4 Bekanntmachung des Oberbürgermeisters der Stadt Berlin über die Bildung eines neuen Magis-
trats vom 17. Mai 1945, in: Tägliche Rundschau. Tageszeitung für die Bevölkerung Deutschlands,
Nr. 4 vom 18. Mai 1945
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II/1 Oberbürgermeister Dr. Arthur Werner
(1877-1967), 30. Juli 1945
II/2 1. stellvertretender Oberbürgermeister
Karl Maron (1903-1975), 10. Juli 1945
II/3 Sitzung des Magistrats im Neuen Stadthaus, von links: Schellenberg, Geschke (stehend), Grüber,
Buchholz, Klimpel, Siebert, Noortwyck, Maron, Oberbürgermeister Werner, Schwenk, Orlopp,
Pieck, Gohrbandt, Redeker, Sauerbruch und Kehler, ca. September 1945
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Oberbürgermeister war der Architekt und Bauingenieur Dr. Arthur Werner, der
bei Amtsantritt 68 Jahre alt war und keine nennenswerten politischen Erfahrungen
oder Verwaltungskenntnisse besaß.39 Jahrzehntelang hatte er in Berlin eine technische
Privatschule betrieben, bis zur behördlichen Schließung 1942. Als Oberbürgermeister
sah er sich in der Rolle eines parteipolitisch neutralen und allseitig loyalen „Stadtprä-
sidenten von Berlin“. Mit bürgerlichem Habitus und Lokalpatriotismus im besten
Sinne appellierte er in seinen zahlreichen Reden an den Lokalstolz der Berliner
und versuchte auf diese Weise, ihren Aufbauwillen zu stärken und somit die in
Trümmern liegende Stadt zu neuem Leben zu erwecken. Im Wesentlichen beschränk-
te er sich auf die Funktionen einer bürgerlichen Repräsentations- und Galionsfigur
des Magistrats. Die tatsächliche Leitung der Stadtregierung lag dagegen in der Hand
von Karl Maron, dem 1. Stellvertreter des Oberbürgermeisters, der mit Walter Ulbricht
aus Moskau zurückgekehrt war.
Nach der Zulassung von politischen Parteien im Juni/Juli 1945 gehörten von den
18 Magistratsmitgliedern – der Oberbürgermeister und seine vier Stellvertreter sowie
die Stadträte als Leiter der Magistratsabteilungen – sechs der KPD, drei der SPD,
zwei der CDU und sieben keiner Partei an.40 Zu den Parteilosen zählte auch Ober-
bürgermeister Werner. Wenn auch der Magistrat ein „pluralistisch“ zusammen-
gesetztes Verwaltungsorgan darstellte und zunächst zu zwei Dritteln aus Nichtkom-
munisten bestand, so war er doch von Anfang an kommunistisch dominiert. Die
Kommunisten nahmen zum Teil Schlüsselpositionen ein, und sie agierten als
geschlossene Gruppe, der keine andere politische „Fraktion“ gegenüberstand.41 Nach
Vorstellung der KPD, deren politische Konzeption als erstes Ziel nach dem Zweiten
Weltkrieg nicht etwa die Errichtung eines sozialistischen, sondern eines „antifa-
schistisch-demokratischen“ Systems vorsah, sollte der Berliner Magistrat ein „antifa-
schistisch-demokratisches“ Musterbeispiel für die weitere politische Entwicklung
in Deutschland werden,42 „als leuchtendes Signal für ganz Deutschland“ wirken.43
Nach der Vereinigung von KPD und SPD zur SED bestand der Magistrat genau
zur Hälfte aus Mitgliedern der neuen Einheitspartei, und Ende August 1946, als es
zu einem personellen Wechsel in der Leitung der Magistratsabteilung für Städtische
Energie- und Versorgungsbetriebe kam, erlangte die SED mit zehn von 18 Mitgliedern
sogar die absolute Mehrheit im Magistratskollegium.44 Bezieht man die stellvertre-
tenden Abteilungsleiter bei der Betrachtung mit ein, so gehörten 60 Prozent des
39 Vgl. die Kurzbiografie von Arthur Werner in: ebd., S. 1024 f.; ferner: Kurt Wernicke, Arthur Werner,
in: Wolfgang Ribbe (Hrsg.), Stadtoberhäupter. Biographien Berliner Bürgermeister im 19. und 20.
Jahrhundert (= Berlinische Lebensbilder, Bd. 7), Berlin 1992, S. 327–355; ders., Alliiertes Mandat
gegen die Lethargie. Oberbürgermeister Arthur Werner führte den Magistrat mit eigener Handschrift,
in: Berlinische Monatsschrift, Heft 12/2000 (Sonderheft zum Zeitraum 1945–1948), S. 84–92; Dieter
Hanauske, „Ein ehrlicher Mann, aber etwas naiv“. Arthur Werner – Berliner Oberbürgermeister von
1945/46, in: Der Bär von Berlin. Jahrbuch 2002 des Vereins für die Geschichte Berlins, S. 131–160.
Der Nachlass Arthur Werner befindet sich im Landesarchiv Berlin (E Rep. 300-09).
40 Vgl. Die Sitzungsprotokolle des Magistrats der Stadt Berlin 1945/46. Teil I: 1945, bearb. und eingel.
von Dieter Hanauske (= Schriftenreihe des Landesarchivs Berlin, Bd. 2/I), Berlin 1995, S. 52.
41 Vgl. D. Hanauske, „... als leuchtendes Signal für ganz Deutschland“ (wie Anm. 13), hier S. 154.
42 Vgl. ebd., hier S. 154 und 176.
43 Richard Gyptner, Am 1. Mai 1945 kamen sie nach Bruchmühle, in: Berliner Zeitung vom 1. Mai
1965, S. 3 f., hier S. 4. Gyptner war Mitglied der „Gruppe Ulbricht“.
44 Vgl. D. Hanauske, „... als leuchtendes Signal für ganz Deutschland“ (wie Anm. 13), hier S. 172.
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Führungspersonals im Oktober 1946 der SED an.45 Da die Einheitspartei im Magistrat
die Mehrheit und Vorherrschaft, wenn auch nicht die Alleinherrschaft hatte, ist die
Bezeichnung „SED-Magistrat“ im Sinne eines politisch von der Einheitspartei
geführten Exekutivorgans durchaus gerechtfertigt.46
Am Pfingstsamstag, dem 19. Mai 1945, war der von der „Gruppe Ulbricht“
zusammengestellte und anschließend vom sowjetischen Stadtkommandanten, Gene-
raloberst Nikolai E. Bersarin, und vom Oberbefehlshaber der sowjetischen Truppen
in Deutschland, Marschall Georgi K. Shukow, bestätigte erste Nachkriegsmagistrat
Berlins öffentlich vorgestellt und offiziell in seine Tätigkeit eingeführt worden. Stadt-
kommandant Bersarin forderte den Magistrat auf, „so schnell und so gut wie möglich
das normale Leben der Stadt Berlin wiederherzustellen“.47
Seinen Hauptsitz richtete der Magistrat in dem relativ gering beschädigten Gebäude
der Städtischen Feuersozietät von Berlin in der Parochialstraße im Bezirk Mitte ein,
unweit des weitaus stärker beschädigten Berliner Rathauses (Zerstörungsgrad: 50
Prozent) und des Stadthauses an der Jüdenstraße/Klosterstraße (Zerstörungsgrad: 30
Prozent).48 „Über zerstörte Treppen, Korridore und Trümmer“, so der Leiter der Abtei-
lung für Handel und Handwerk, der frühere sozialdemokratische Gewerkschafts-
funktionär Josef Orlopp,49 „bahnte ich mir in den ersten Tagen meiner Tätigkeit den
Weg zu meinem Dienstzimmer, in dem Tür und Scheiben fehlten und dessen Einrich-
tung aus einem alten Stuhl und einer großen leeren Kiste bestand.“50 Die Kiste
diente ihm als Schreibtisch.51
   Das Dienstgebäude in der Parochialstraße wurde zunächst „Stadthaus“ genannt
und erhielt später, im November 1945, die Bezeichnung „Neues Stadthaus“, um
Verwechslungen mit dem bisherigen Stadthaus zu vermeiden, das seitdem „Altes
Stadthaus“ hieß.52
   Die bis zum Dezember 1946 amtierende Auftragsregierung, „die als höchstes
deutsches Exekutivorgan in und für Berlin unter anfangs sowjetischer und dann alli-
ierter Oberhoheit kommunale und staatliche Aufgaben wahrnahm und damit die
Funktionen einer Stadt- und Landesregierung und zum Teil auch – für den Bereich von
Berlin – zentralstaatliche Funktionen einer ‘Reichsregierung’ ausübte“,53 hatte gewal-
tige Aufgaben zu bewältigen, um das vom NS-Regime zu verantwortende Chaos zu
beseitigen und wieder einigermaßen geregelte Lebensverhältnisse herzustellen. Die
Ausgangslage war ausgesprochen schwierig, und der Magistrat von 1945/46 erwarb
sich bei der Überwindung des Nachkriegschaos bleibende Verdienste.54
45 Vgl. ebd., hier S. 172 und 176.
46 Vgl. ebd., hier S. 172 f.
47 W. Leonhard, Die Revolution entläßt ihre Kinder (wie Anm. 2), S. 337.
48 Vgl. Die Sitzungsprotokolle des Magistrats der Stadt Berlin 1945/46. Teil I: 1945 (wie Anm. 40), S. 40.
49 Vgl. die Kurzbiografie von Josef Orlopp in: Die Sitzungsprotokolle des Magistrats der Stadt Berlin
1945/46. Teil II: 1946 (wie Anm. 29), S. 1013 f.
50 Josef Orlopp, Zusammenbruch und Aufbau Berlins 1945/1946, Berlin 1947, S. 16.
51 Vgl. Erich W. Gniffke, Jahre mit Ulbricht, mit einem Vorwort von Herbert Wehner, Köln 1966 (Reprint
1990), S. 23.
52 Vgl. Die Sitzungsprotokolle des Magistrats der Stadt Berlin 1945/46. Teil I: 1945 (wie Anm. 40), Dok.
Nr. 1, S. 86; Mitteilung des Magistrats der Stadt Berlin an alle Bezirksämter vom 20. November 1945,
in: LAB, F Rep. 280 (Quellensammlung zur Berliner Zeitgeschichte), Nr. 3306.
53 Die Sitzungsprotokolle des Magistrats der Stadt Berlin 1945/46. Teil I: 1945 (wie Anm. 40), S. 59.
54 Vgl. D. Hanauske, „... als leuchtendes Signal für ganz Deutschland“ (wie Anm. 13), hier S. 175.
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3. Die Zulassung von Parteien und Gewerkschaften
55 Befehl Nr. 2 des Obersten Chefs der Sowjetischen Militärischen Administration vom 10. Juni 1945,
in: LAB, F Rep. 280 (Quellensammlung zur Berliner Zeitgeschichte), Nr. 1239.
56 Ebd.
57 Zu den politisch-taktischen Gründen der Sowjets für die frühe Parteienzulassung vgl. Gerhard Keider-
ling, Scheinpluralismus und Blockparteien. Die KPD und die Gründung der Parteien in Berlin 1945,
in: Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte, 45 (1997), S. 257–296, hier S. 266–268.
Zu einem erstaunlich frühen Zeitpunkt, bereits am 10. Juni 1945, erlaubte die tags
zuvor gebildete Sowjetische Militäradministration in Deutschland (SMAD) mit Befehl
Nr. 2 in ihrem Besatzungsbereich die Bildung und Tätigkeit „antifaschistischer“
politischer Parteien, „die sich die endgültige Ausrottung der Ueberreste des Faschis-
mus und die Festigung der Grundlage der Demokratie und der bürgerlichen Frei-
heiten in Deutschland und die Entwicklung der Initiative und Selbstbetätigung der
breiten Massen der Bevölkerung in dieser Richtung zum Ziel setzten“.55 Außerdem
wurde „das Recht zur Vereinigung in freien Gewerkschaften und Organisationen
zum Zweck der Wahrung der Interessen und Rechte der Werktätigen“ gewährt.56
Durch frühe Gründungen von Parteien und Gewerkschaften wollte die sowjetische
Besatzungsmacht den gesamtdeutschen Neuanfang vorprägen und Einfluss auch
auf die Westzonen Deutschlands nehmen, wo zum damaligen Zeitpunkt die Bildung
von Parteien noch untersagt und die Bildung von Gewerkschaften nur auf lokaler Basis
möglich war.57 „Die Sowjets wissen, was sie wollen, und schaffen vollendete Tatsachen,
II/12 Das instand gesetzte Neue Stadthaus in der Parochialstraße, Sitz des Magistrats, früher Gebäude
der Städtischen Feuersozietät, Oktober 1946
19
II/20 Befehl Nr. 2 des Obersten Chefs der Sowjetischen Militärischen Administration über die Bildung
und Tätigkeit antifaschistischer Parteien, 10. Juni 1945
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58 E. Bahr, Ein Stück Leben (wie Anm. 9), hier S. 21.
59 Vgl. Die Sitzungsprotokolle des Magistrats der Stadt Berlin 1945/46. Teil I: 1945 (wie Anm. 40), Dok.
Nr. 9, S. 120 f.; G. Keiderling, Scheinpluralismus und Blockparteien (wie Anm. 57), hier S. 285–287.
60 Aufruf der Kommunistischen Partei Deutschlands vom 11. Juni 1945, in: Berlin. Quellen und Doku-
mente 1945–1951, hrsg. im Auftrage des Senats von Berlin, bearb. durch Hans J. Reichhardt/Hanns
U. Treutler/Albrecht Lampe (= Schriftenreihe zur Berliner Zeitgeschichte, Bd. 4, 1. Halbbd.), Berlin
1964, Dok. Nr. 469, S. 759.
61 Ebd.
62 Ebd.
63 Ebd., S. 760.
ehe die Westmächte sich in Berlin anpassen und in ihren Zonen ‘nachziehen’“,
schreibt Egon Bahr.58
Aufgrund des SMAD-Befehls Nr. 2 wurden im Juni und Juli 1945 in Berlin vier
Parteien – zwei Linksparteien und zwei bürgerliche Parteien – zugelassen: die Kom-
munistische Partei Deutschlands (KPD), die Sozialdemokratische Partei Deutschlands
(SPD), die Christlich-Demokratische Union Deutschlands (CDU) und die Liberal-
Demokratische Partei Deutschlands (LDP). Andere Parteigründungen lehnte die beim
Berliner Magistrat eingerichtete Registrierungsstelle für die Anmeldung der Parteien
und Parteiprogramme strikt ab.59
Nur einen Tag nach dem SMAD-Befehl Nr. 2, am 11. Juni 1945, trat die KPD als
erste Partei an die Öffentlichkeit. Ihr (Wieder-)Gründungsaufruf wirkte wie eine
Abkehr von den revolutionären Traditionen der Partei, die in der Weimarer Zeit die
Diktatur des Proletariats und das Räte-(Sowjet-)System propagiert hatte. Jetzt wurde
als politisches Ziel verkündet, „die Sache der Demokratisierung Deutschlands, die
Sache der bürgerlich-demokratischen Umbildung, die 1848 begonnen wurde, zu
Ende zu führen, die feudalen Überreste völlig zu beseitigen und den reaktionären
altpreußischen Militarismus mit allen seinen ökonomischen und politischen Ablegern
zu vernichten“.60 Die Einführung des Sowjetsystems wurde ausdrücklich abgelehnt.
„Deutschland das Sowjetsystem aufzuzwingen“, so war zu lesen, entspreche „nicht
den gegenwärtigen Entwicklungsbedingungen in Deutschland“.61 Vielmehr müsse
man „den Weg der Aufrichtung eines antifaschistischen, demokratischen Regimes,
einer parlamentarisch-demokratischen Republik mit allen demokratischen Rechten
und Freiheiten für das Volk“ beschreiten. Gefordert wurde unter anderem die „völlig
ungehinderte Entfaltung des freien Handels und der privaten Unternehmerinitiative
auf der Grundlage des Privateigentums“ und die „Wiederaufrichtung der auf demo-
kratischer Grundlage beruhenden Selbstverwaltungsorgane in den Gemeinden,
Kreisen und Bezirken sowie der Provinzial- bzw. Landesverwaltungen und der
entsprechenden Landtage“,62 ferner die Schaffung eines „Blocks der antifaschis-
tischen demokratischen Parteien“: „Wir sind der Auffassung, daß ein solcher Block
die feste Grundlage im Kampf für die völlige Liquidierung der Überreste des
Hitlerregimes und für die Aufrichtung eines demokratischen Regimes bilden kann.“63
Der KPD ging es um eine „antifaschistisch-demokratische“ Umwälzung. Nicht
die sozialistische Revolution stand auf der Tagesordnung, sondern die „antifaschis-
tisch-demokratische“ Fortsetzung der bürgerlichen Revolution von 1848. Erst nach
deren Vollendung sollte die sozialistische Ordnung eingeführt werden. Im Hinblick
auf die zu gewinnenden Bündnispartner wurde darauf verzichtet, den Übergangs-
charakter der „antifaschistischen Demokratie“ zu betonen, blieb der Sozialismus als
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Zielvorstellung unerwähnt.64 Mit Hilfe des „Blocks der antifaschistischen demokra-
tischen Parteien“ sollte die Bündnispolitik realisiert werden, die Bildung einer anti-
kommunistischen Koalition ausgeschlossen werden. Die Blockpolitik bildete den
zentralen strategischen Bestandteil der Gesamtkonzeption.
Der (Wieder-)Gründungsaufruf der SPD vom 15. Juni 1945 nahm sich gegenüber
dem KPD-Aufruf stärker sozialistisch aus. Unter der Parole „Demokratie in Staat
und Gemeinde, Sozialismus in Wirtschaft und Gesellschaft“ forderte der Zentralaus-
schuss der SPD unter anderem: „Beseitigung aller Hemmungen der privaten Unter-
nehmerinitiative unter Wahrung der sozialen Interessen“, „Aufteilung des Großgrund-
besitzes zur Beschaffung von Grund und Boden für umsiedlungsbereite Großstädter“,
„Verstaatlichung der Banken, Versicherungsunternehmungen und der Bodenschätze“
sowie „Verstaatlichung der Bergwerke und der Energiewirtschaft“, „Beseitigung des
arbeitslosen Einkommens aus Grund und Boden von Mietshäusern“.65 „Auf das
wärmste“ wurde der Aufruf der KPD begrüßt, „der zutreffend davon ausgeht, daß
der Weg für den Neubau Deutschlands von den gegenwärtigen Entwicklungsbe-
dingungen Deutschlands abhängig ist, und daß die entscheidenden Interessen des
deutschen Volkes in der gegenwärtigen Lage die Aufrichtung eines antifaschistischen
demokratischen Regimes und einer parlamentarisch-demokratischen Republik mit
allen demokratischen Rechten und Freiheiten für das Volk erfordern“.66 „Den Kampf
um die Neugestaltung“ wollte der Zentralausschuss „auf dem Boden der organisa-
torischen Einheit der deutschen Arbeiterklasse führen“.67
Am 26. Juni 1945 trat die CDU mit einem Gründungsaufruf an die Öffentlichkeit.
Diese Partei verstand sich als interkonfessionell-christlicher, bürgerlicher Zusam-
menschluss, als Sammlungspartei, die verschiedene politische Strömungen des
bürgerlichen Lagers zusammenfasste. Den Stamm der Gründungsmitglieder bildeten
ehemalige Zentrumspolitiker. „Aus dem Chaos von Schuld und Schande, in das uns
die Vergottung eines verbrecherischen Abenteurers gestürzt hat“, so die CDU in
ihrem Gründungspapier, „kann eine Ordnung in demokratischer Freiheit nur er-
stehen, wenn wir uns auf die kulturgestaltenden sittlichen und geistigen Kräfte des
Christentums besinnen und diese Kraftquelle unserem Volke immer mehr er-
schließen.“68 Ein „wahrhaft demokratischer Staat“ sollte geschaffen werden, „der
auf der Pflicht des Volkes zu Treue, Opfer und Dienst am Gemeinwohl ebenso ruht
wie auf der Achtung vor dem Recht der Persönlichkeit, ihrer Ehre, Freiheit und
Menschenwürde“.69 Die CDU trat für einen weitgehend auf Selbstverwaltung und
ehrenamtliche Mitarbeit gegründeten Aufbau des öffentlichen Lebens ein, für einen
von der Kirche geleiteten Religionsunterricht als Bestandteil der Erziehung und für
64 Vgl. Dietrich Staritz, Die Kommunistische Partei Deutschlands, in: Richard Stöss (Hrsg.), Parteien-
Handbuch. Die Parteien der Bundesrepublik Deutschland 1945–1980, Bd. II: FDP bis WAV (= Schrif-
ten des Zentralinstituts für sozialwissenschaftliche Forschung der Freien Universität Berlin, Bd. 39),
Opladen 1984, S. 1663–1809, hier S. 1683.
65 Aufruf der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands vom 15. Juni 1945, in: Berlin. Quellen und
Dokumente 1945–1951 (wie Anm. 60), Dok. Nr. 470, S. 762 f.
66 Ebd., S. 762.
67 Ebd., S. 763.
68 Aufruf der Christlich-Demokratischen Union Deutschlands vom 26. Juni 1945, in: Berlin. Quellen
und Dokumente 1945–1951 (wie Anm. 60), Dok. Nr. 471, S. 764.
69 Ebd.
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die Verstaatlichung der Bodenschätze. „Der Bergbau und andere monopolartige
Schlüsselunternehmungen“ sollten „klar der Staatsgewalt unterworfen werden“.70
Die CDU bejahte „das Privateigentum, das die Entfaltung der Persönlichkeit sichert,
aber an die Verantwortung für die Allgemeinheit gebunden bleibt“, und begrüßte
die Schaffung einer „einheitlichen Gewerkschaftsbewegung der Arbeiter und
Angestellten zur Wahrung ihrer wirtschaftlichen und sozialen Rechte“.71
Der CDU-Vorsitzende Dr. Andreas Hermes und sein Stellvertreter Dr. Dr. Walther
Schreiber, an deren Haltung gegenüber der sowjetzonalen Bodenreform sich ein
Konflikt mit der sowjetischen Militärregierung entzündet hatte, wurden im Dezember
1945 vom sowjetischen Oberbefehlshaber abgesetzt. Daraufhin gelangte Jakob
Kaiser mit Ernst Lemmer an die Führungsspitze der CDU.
Die bürgerlich-liberale LDP, die sich als vierte Partei konstituierte, bekannte sich
in ihrem Gründungsaufruf vom 5. Juli 1945 zur „Neugestaltung des deutschen
Gemeinschaftslebens auf wahrhaft demokratischer Grundlage“ in traditionell libera-
lem Sinne „mit dem Ziele politischer, wirtschaftlicher, sozialer und kultureller Ge-
rechtigkeit“.72 Die Partei verfolgte eine strikt privatwirtschaftliche Linie. „Die Er-
haltung einer einheitlichen deutschen Volkswirtschaft, des Privateigentums und der
freien Wirtschaft“, so hieß es, „ist die Voraussetzung für die Initiative und erfolgreiche
wirtschaftliche Betätigung.“73 Nur dann sollten Unternehmen der öffentlichen Kon-
trolle unterstellt werden, „wenn die betreffenden Betriebe hierfür geeignet und reif
sind und wenn ein überwiegendes Interesse des Gesamtwohles dies gebietet“.74
Die LDP forderte eine „Vereinfachung des Staatsapparates, Wiederherstellung eines
unabhängigen, leistungsfähigen Berufsbeamtentums neben dem Ehrenamt“.75
Am 13. Juni erschien zum ersten Mal die „Deutsche Volkszeitung“, das Zentral-
organ der KPD. Es folgten die anderen Parteizeitungen: „Das Volk“, die Tageszeitung
der SPD, am 7. Juli, die „Neue Zeit“, das Organ der CDU, am 22. Juli, und „Der
Morgen“, die Tageszeitung der LDP, am 3. August.
Einen Tag nach ihrer Wiedergründung veranstaltete die KPD im Stadthaus in der
Parochialstraße (Bezirk Mitte) als erste Partei eine politische Versammlung. Im Mittel-
punkt stand eine Ansprache Walter Ulbrichts, in der er die Notwendigkeit eines
„Blocks der antifaschistisch-demokratischen Parteien“ besonders hervorhob: „Schaf-
fen wir nun, nachdem die Naziherrschaft zertrümmert ist, die umfassende antifaschis-
tische demokratische Einheit. Wir sind überzeugt, daß der Block der antifaschistisch-
demokratischen Parteien die feste Grundlage im Kampf für die völlige Liquidierung
der Überreste der Hitlerherrschaft und für die Aufrichtung eines demokratischen
Regimes bilden kann.“76
Die beabsichtigte Bildung eines Parteienblocks konnte gleich nach der Zulassung
aller Parteien vollzogen werden. Man einigte sich auf den Namen „Einheitsfront  der
70 Ebd., S. 765.
71 Ebd.
72 Aufruf der Liberal-Demokratischen Partei Deutschlands vom 5. Juli 1945, in: Berlin. Quellen und Do-
kumente 1945–1951 (wie Anm. 60), Dok. Nr. 472, S. 767.
73 Ebd.
74 Ebd.
75 Ebd., S. 768.
76 Walter Ulbricht, Zur Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung. Aus Reden und Aufsätzen, Bd. 2:
1933–1946, Berlin 1953, S. 423.
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antifaschistisch-demokratischen Parteien“. Ein gemeinsamer Ausschuss wurde ge-
schaffen, in den die vier Parteien je fünf Vertreter entsandten; alle Parteien hatten
ein Vetorecht bei der Beschlussfassung.77
Auf Berliner Stadtebene konstituierte sich erst am 8. Dezember 1945, nachdem
sich in allen vier Parteien Berliner Leitungen gebildet hatten, der „Einheitsausschuß
Groß-Berlin der (vier) antifaschistisch-demokratischen Parteien (Deutschlands)“,78
der sich „zur Beratung wichtiger Gesetzentwürfe und grundsätzlicher Maßnahmen“
dem Magistrat zur Verfügung stellte.79 Karl Maron sah in ihm bis zur Abhaltung von
Berliner Wahlen „gewissermaßen das Sprachrohr der Bevölkerung“.80 Auch dieser
lokale Einheitsausschuss, der bis zur Konstituierung der am 20. Oktober 1946 gewähl-
ten Stadtverordnetenversammlung teilweise die Funktion eines Ersatzparlaments
wahrnahm, wurde von jeweils fünf Vertretern der vier Parteien beschickt. Er existierte
bis zum 22. November 1946.81
Am 15. Juni 1945 hatte ein sich aus führenden Vertretern der früheren Richtungs-
gewerkschaften zusammensetzender „vorbereitender Gewerkschaftsausschuß für
Groß-Berlin“ zur Schaffung von einheitlichen, nicht mehr in Richtungen gesonderten
Gewerkschaften aufgerufen: „Die neuen freien Gewerkschaften sollen unter Zusam-
menfassung aller früheren Richtungen in ihrer Arbeit eine Kampfeinheit zur völligen
Vernichtung des Faschismus und zur Schaffung eines neuen demokratischen Rechtes
der Arbeiter und Angestellten werden.“82 Der Freie Deutsche Gewerkschaftsbund
(FDGB), dessen Aufbau sich im Rahmen von 18 Gewerkschaftsverbänden vollzog,83
war für die KPD keineswegs eine parteipolitisch neutrale Interessenorganisation
der Arbeitnehmerschaft, sondern, entsprechend der Gewerkschaftstheorie Lenins,
ein „Transmissionsriemen“ des Willens der Parteiführung in die Masse der werktätigen
Bevölkerung.84
77 Vgl. Mitteilung über die Bildung des antifaschistischen Blocks der politischen Parteien in der sowje-
tischen Besatzungszone vom 14. Juli 1945, in: Berlin. Quellen und Dokumente 1945–1951 (wie Anm.
60), Dok. Nr. 473; G. Keiderling, Scheinpluralismus und Blockparteien (wie Anm. 57), hier S. 288–294.
78 Die in Klammern gesetzten Wörter wurden bei der offiziellen Bezeichnung des Einheitsausschusses
Groß-Berlin zum Teil weggelassen.
79 Neue Zeit vom 9. Dezember 1945, S. 2. Vgl. Siegfried Suckut, Block-Ausschüsse, in: SBZ-Handbuch.
Staatliche Verwaltungen, Parteien, gesellschaftliche Organisationen und ihre Führungskräfte in der
Sowjetischen Besatzungszone Deutschlands 1945–1949, im Auftrag des Arbeitsbereiches Geschichte
und Politik der DDR an der Universität Mannheim und des Instituts für Zeitgeschichte München hrsg.
von Martin Broszat/Hermann Weber, München 1990, S. 597, 602 f. und 616.
80 Die Sitzungsprotokolle des Magistrats der Stadt Berlin 1945/46. Teil II: 1946 (wie Anm. 29), Dok.
Nr. 91, S. 546.
81 Die Sitzungsprotokolle dieses Ausschusses sind vorhanden in: Stiftung Archiv der Parteien und Mas-
senorganisationen der DDR im Bundesarchiv, Berlin, DY 3/4.
82 Aufruf des vorbereitenden Gewerkschaftsausschusses für Groß-Berlin vom 15. Juni 1945, in: LAB,
F Rep. 280 (Quellensammlung zur Berliner Zeitgeschichte), Nr. 5021. Unterzeichner des Aufrufs waren
die ehemaligen sozialdemokratischen Gewerkschafter des Allgemeinen Deutschen Gewerkschafts-
bundes Otto Brass, Bernhard Göring und Hermann Schlimme, die Kommunisten Roman Chwalek,
Hans Jendretzky und Paul Walter von der ehemaligen Revolutionären Gewerkschaftsopposition so-
wie die Christdemokraten Jakob Kaiser von den früheren Christlichen und Ernst Lemmer von den frü-
heren Hirsch-Dunckerschen Gewerkschaften.
83 Vgl. Flugblatt des FDGB, in: LAB, F Rep. 280 (Quellensammlung zur Berliner Zeitgeschichte), Nr. 5020.
84 Vgl. Berliner Gewerkschaftsgeschichte von 1945 bis 1950. FDGB – UGO – DGB, Berlin 1971;
Werner Müller, Freier Deutscher Gewerkschaftsbund (FDGB), in: SBZ-Handbuch (wie Anm. 79), S. 626–
664.
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Ab Herbst 1945 forderte die KPD einen schnellen Zusammenschluss mit der SPD,
den sie zunächst abgelehnt hatte, um erst einmal die eigene Partei ideologisch und
organisatorisch zu festigen. Inzwischen hatten sich die führenden SPD-Gremien
von ihrer ursprünglichen Absicht der Bildung einer einheitlichen Arbeiterpartei
distanziert. Durch eine massive Einheitskampagne der KPD und repressive Maß-
nahmen der sowjetischen Besatzungsmacht gegen sozialdemokratische Fusions-
gegner, die bis hin zu Verhaftungen reichten, wurde auf die SPD ein enormer Druck
ausgeübt. Während die Sozialdemokraten in der Sowjetzone nicht frei über die Zu-
kunft ihrer Parteiorganisation entscheiden konnten und die Mehrheit des SPD-
Zentralausschusses am 11. Februar 1946 der mehr und mehr erzwungenen Verei-
nigung zustimmte, setzten in Berlin, wo nicht nur die Sowjets, sondern auch die
Westmächte präsent waren, Vereinigungsgegner in der SPD-Bezirksorganisation eine
parteiinterne Urabstimmung über die Einheitsfrage durch, die allerdings nur in den
drei Westsektoren stattfinden konnte. An dieser Abstimmung, die am 31. März 1946
stattfand, beteiligten sich 71,8 Prozent der stimmberechtigten Parteimitglieder in
den Westsektoren, von denen 82,6 Prozent gegen „den sofortigen Zusammenschluß
beider Arbeiterparteien“85 votierten.86 Daraufhin bauten die Vereinigungsgegner eine
eigene sozialdemokratische Parteiorganisation in Berlin auf. Nur rund ein Drittel
der SPD-Mitglieder ging in die Sozialistische Einheitspartei Deutschlands (SED).87
Am 14. April 1946, eine Woche bevor sich am 21./22. April KPD und SPD für die
sowjetische Besatzungszone zur SED zusammenschlossen, fand im Admiralspalast
am Bahnhof Friedrichstraße, dem Gebäude der Deutschen Staatsoper, der Vereini-
gungsparteitag der Berliner KPD und SPD statt. In Berlin war die SED zunächst nur
im Sowjetsektor und die von den Vereinigungsgegnern neu konstituierte SPD ledig-
lich in den Westsektoren anerkannt. Erst Ende Mai 1946 wurden alliierterseits so-
wohl die SED als auch die aus der Urabstimmung hervorgegangene SPD in allen
vier Sektoren Berlins zugelassen.88
Seit dem 23. April 1946 erschien die Tageszeitung „Neues Deutschland“, das
Zentralorgan der SED. Am 3. Juni 1946 kam zum ersten Mal „Der Sozialdemokrat.
Organ der Sozialdemokratie Groß-Berlin“ heraus. Dem ursprünglichen Plan der
Berliner SPD, eine Zeitung unter dem traditionsreichen Namen „Vorwärts“ heraus-
zugeben, war die Berliner SED zuvorgekommen: Seit dem 9. April 1946 erschien
der zunächst vom Organisationsausschuss Groß-Berlin der SPD und KPD zur Vereini-
gung der beiden Parteien und dann vom Berliner Bezirksvorstand der SED herausge-
gebene „Vorwärts. Berliner Volksblatt“.
Die SED war zunächst keine Kaderpartei leninistischen Typs, sondern eine sozia-
listische Massenpartei, in der die früheren Sozialdemokraten paritätisch in den Vor-
85 Stimmzettel zur parteiinternen Urabstimmung über die Einheitsfrage am 31. März 1946, in: LAB,
F Rep. 280 (Quellensammlung zur Berliner Zeitgeschichte), Nr. 1226.
86 Vgl. Harold Hurwitz unter Mitarbeit von Andreas Büning/Johannes-Berthold Hohmann/Klaus Sühl/
Ingolore Mensch-Khan, Die Anfänge des Widerstands. Teil 2: Zwischen Selbsttäuschung und Zivil-
courage: Der Fusionskampf (= Demokratie und Antikommunismus in Berlin nach 1945, Bd. IV/2),
Köln 1990, S. 1220.
87 Vgl. Werner Müller, Die Gründung der SED. Zwangsvereinigung, Demokratieprinzip und gesamt-
deutscher Anspruch, in: Aus Politik und Zeitgeschichte, B 16–17/96, S. 19.
88 Vgl. BK/O (46) 248 vom 31. Mai 1946, in: LAB, F Rep. 280 (Quellensammlung zur Berliner Zeitge-
schichte), Nr. 4865.
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II/21 Stimmzettel für die Urabstimmung über die Vereinigung der beiden Arbeiterparteien durch die
Mitglieder der SPD in den zwölf westlichen Stadtbezirken, 31. März 1946
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ständen saßen. Auch programmatisch hatte sie sich keineswegs auf das sowjetische
Modell festgelegt. Im Sinne der von dem KPD-Ideologen Anton Ackermann entwi-
ckelten These vom „besonderen deutschen Weg zum Sozialismus“89 wurde laut
programmatischer Erklärung der „demokratische Weg zum Sozialismus“ erstrebt,
zugleich die SED als „deutsche sozialistische Partei“ definiert.90 Später wurden die
Konzessionen, die man den Sozialdemokraten gemacht hatte, schrittweise zurück-
genommen, und es erfolgte die Umgestaltung der SED in eine „Partei neuen Typus“
stalinistischen Charakters.
Am 12. September 1944 hatte die in London tagende, von den drei alliierten Groß-
mächten gebildete European Advisory Commission91 eine Vereinbarung getroffen,
das so genannte Londoner Protokoll, in dem festgelegt war, dass Deutschland nach
der Niederwerfung in drei Besatzungszonen und ein besonderes Berliner Gebiet
eingeteilt werden sollte.92 Die Sonderregelung für Berlin sah vor, dass die Stadt von
den alliierten Mächten gemeinsam besetzt und zu diesem Zweck in drei Sektoren –
in ein amerikanisches, britisches und sowjetisches Besatzungsgebiet – geteilt werden
sollte, wobei die Teilungslinien sich nach den Bezirksgrenzen richten sollten, wie
sie durch das so genannte Groß-Berlin-Gesetz von 1920 geschaffen worden waren.
Festgelegt war, welcher Teil Berlins von den sowjetischen Truppen okkupiert werden
sollte, nämlich der östliche Teil mit den Bezirken Friedrichshain, Köpenick, Lichten-
berg, Mitte, Pankow, Prenzlauer Berg, Treptow und Weißensee. Ein Ergänzungsab-
kommen vom 14. November 1944 legte dann den amerikanischen und den britischen
Besatzungssektor fest (amerikanischer Sektor: der südwestliche Teil mit den Bezirken
Kreuzberg, Neukölln, Schöneberg, Steglitz, Tempelhof und Zehlendorf; britischer
Sektor: der nordwestliche Teil mit den Bezirken Charlottenburg, Reinickendorf, Span-
dau, Tiergarten, Wedding und Wilmersdorf).93
89 Anton Ackermann, Gibt es einen besonderen deutschen Weg zum Sozialismus?, in: Einheit, Heft 1/
1946, S. 22–32.
90 Grundsätze und Ziele der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands, in: Protokoll des Vereinigungs-
parteitages der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands (SPD) und der Kommunistischen Partei
Deutschlands (KPD) am 21. und 22. April 1946 in der Staatsoper „Admiralspalast“ in Berlin, Berlin
1946, S. 172–180, hier S. 179 f.
91 Die Bildung dieser interalliierten Institution war im Oktober 1943 auf der Moskauer Konferenz der
Außenminister der USA, Großbritanniens und der Sowjetunion beschlossen worden. Die Kommission
sollte alle im Zusammenhang mit Beendigung der Feindseligkeiten in Europa auftauchenden Probleme
untersuchen und den Regierungen gemeinsam ausgearbeitete Empfehlungen unterbreiten. Vgl. Her-
mann Weiß, European Advisory Commission (EAC), in: Wolfgang Benz (Hrsg.), Deutschland unter
alliierter Besatzung 1945–1949/55, Berlin 1999, S. 256–259.
92 Vgl. Protokoll zwischen den Vereinigten Staaten, Großbritannien und der Sowjetunion vom 12. Sep-
tember 1944 über die Besatzungszonen in Deutschland und die Verwaltung von Groß-Berlin, in: Do-
kumente zur Berlin-Frage 1944–1966, mit einem Vorwort des Regierenden Bürgermeisters von Ber-
lin, hrsg. vom Forschungsinstitut der Deutschen Gesellschaft für Auswärtige Politik e. V., Bonn, in
Zusammenarbeit mit dem Senat von Berlin (= Schriften des Forschungsinstituts der Deutschen Gesell-
schaft für Auswärtige Politik e. V., Bonn, Reihe: Internationale Politik und Wirtschaft, Bd. 52/I),
4. Auflage, München 1987, Dok. Nr. 1.
93 Vgl. Abkommen zwischen den Vereinigten Staaten, Großbritannien und der Sowjetunion vom
4. Die Errichtung der Viermächteverwaltung
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14. November 1944 über Ergänzungen zu dem Protokoll vom 12. September 1944 über die Besat-
zungszonen von Deutschland und die Verwaltung von Groß-Berlin (Auszug), in: ebd., Dok. Nr. 2.
94 Vgl. Bericht über die Krim-Konferenz (Jalta-Konferenz) vom 12. Februar 1945 (Auszug), in: ebd., Dok.
Nr. 4.
95 Vgl. Abkommen zwischen den Regierungen Großbritanniens, Frankreichs, der Vereinigten Staaten
und der Sowjetunion vom 26. Juli 1945 über die Ergänzung des Protokolls vom 12. September 1944
über die Besatzungszonen von Deutschland und die Verwaltung von Groß-Berlin (Auszug), in: ebd.,
Dok. Nr. 19.
96 Vgl. Londoner Abkommen vom 14. November 1944 über die Kontrolleinrichtungen in Deutschland
in der durch das Ergänzungsabkommen vom 1. Mai 1945 über den Beitritt der Französischen Republik
abgeänderten Fassung (Auszug), in: ebd., Dok. Nr. 3.
97 Erklärung in Anbetracht der Niederlage Deutschlands und der Übernahme der obersten Regierungs-
gewalt in Deutschland durch die Regierungen der Vereinigten Staaten, Großbritanniens, der Sow-
Das Londoner Protokoll sah auch die Installierung einer aus drei Kommandanten
bestehenden Kommandantur vor, einer interalliierten Verwaltungsbehörde für Berlin.
Dass alle drei Verbündeten an der Besetzung und Kontrolle von Berlin beteiligt
sein wollten, lässt darauf schließen, dass einem Einfluss in der Stadt große Bedeutung
für die Zukunft Deutschlands beigemessen wurde.
Frankreich, dessen Beteiligung an der Besetzung und Kontrolle Deutschlands im
Februar 1945 auf der Jalta-Konferenz beschlossen wurde,94 trat am 26. Juli 1945
dem Abkommen vom 12. September 1944 bei und erhielt in Berlin einen Sektor,
der aus dem britischen Anteil abgezweigt wurde (die Bezirke Reinickendorf und
Wedding).95
Das ebenfalls in London vereinbarte Abkommen über die Kontrolleinrichtungen
in Deutschland vom 14. November 1944, dem Frankreich am 1. Mai 1945 beitrat,
sah vor, dass die oberste Gewalt in Deutschland von den einzelnen Oberbefehlsha-
bern der Streitkräfte auf Weisung ihrer jeweiligen Regierungen ausgeübt werden
sollte, und zwar von jedem in seiner eigenen Besatzungszone und auch gemeinsam
in den Deutschland als Ganzes betreffenden Angelegenheiten als Mitglieder des
Kontrollrats.96 Dieses Kontrollorgan sollte eine einheitliche Vorgehensweise der Ober-
befehlshaber in ihren jeweiligen Besatzungszonen gewährleisten, über grundsätz-
liche, ganz Deutschland betreffende Fragen entscheiden und die deutsche Zentralver-
waltung überwachen. Außerdem war vorgesehen, das interalliierte Sondergebiet
von Berlin der Gewalt dieser obersten Kontrollbehörde zu unterstellen. Die Komman-
dantur sollte unter der allgemeinen Leitung des Kontrollrats arbeiten und über das
Koordinierungskomitee des Kontrollrats Befehle erhalten.
Nach der Gesamtkapitulation der deutschen Wehrmacht vom 8. Mai 1945 über-
nahmen die vier Siegermächte durch eine Erklärung vom 5. Juni formell „die oberste
Regierungsgewalt in Deutschland, einschließlich aller Befugnisse der deutschen
Regierung, des Oberkommandos der Wehrmacht und der Regierungen, Verwaltun-
gen oder Behörden der Länder, Städte und Gemeinden“.97 Diese „Berliner Deklara-
tion“, die bestätigte, was die Alliierten bereits auf ihren Kriegskonferenzen beschlos-
sen hatten, wurde in Berlin-Köpenick von den Oberbefehlshabern der Besatzungs-
streitkräfte in Deutschland – General Dwight D. Eisenhower (USA), Marschall Georgi
K. Shukow (Sowjetunion), Feldmarschall Bernard L. Montgomery (Großbritannien)
und General Jean de Lattre de Tassigny (Frankreich) – unterzeichnet. Gleichzeitig
setzten die Vertreter der Alliierten mit ihren Unterschriften ergänzende „Feststellun-
gen“ in Kraft, in denen die Konturen des Besatzungsregimes festgelegt waren.
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jetunion und durch die Provisorische Regierung der Französischen Republik vom 5. Juni 1945 (Aus-
zug), in: ebd., Dok. Nr. 10, S. 11.
98 Vgl. Befehl Nr. 1 der Interalliierten Militärkommandantur der Stadt Berlin vom 11. Juli 1945, in:
LAB, F Rep. 280 (Quellensammlung zur Berliner Zeitgeschichte), Nr. 1242.
Während Berlin am Ende des Zweiten Weltkriegs allein von Truppen der Roten
Armee erobert worden war, hatten amerikanische und britische Truppen weite Ge-
biete besetzt, die das Londoner Protokoll vom 12. September 1944 der Sowjetzone
zuschrieb. Gemäß dem in London Ausgehandelten rückten die Angloamerikaner
Anfang Juli 1945 in Berlin ein und besetzten die für sie vorgesehenen Sektoren, die
bis dahin unter direkter sowjetischer Kontrolle gestanden hatten; dafür räumten sie
die von ihnen besetzten Gebiete in der sowjetischen Zone.
Nach der Ankunft der Westmächte in Berlin konstituierte sich am 11. Juli 1945
am Sitz der sowjetischen Militärregierung in der Luisenstraße im Bezirk Mitte die
Alliierte Kommandantur als oberstes politisches Organ der Stadt. Die drei Stadt-
kommandanten – Generaloberst Alexander W. Gorbatow (Sowjetunion), General-
major Lewis D. Lyne (Großbritannien) und Generalmajor Floyd L. Parks (USA) –
beschlossen in dieser ersten Sitzung, alle Anordnungen, die die Sowjets in der Zeit
ihrer Alleinherrschaft erlassen hatten, in Kraft zu lassen.98 Damit wurde gegenüber
der deutschen Bevölkerung alliierte Geschlossenheit und Einigkeit demonstriert.
Weitere Verfügungen konnten nur einstimmig gefasst werden, denn es galt das Ein-
stimmigkeits- oder Vetoprinzip.
An der Spitze der Alliierten Kommandantur, die ihren Sitz in einem Gebäude in
der Kaiserswerther Straße in Berlin-Dahlem einrichtete, standen die Stadtkomman-
I/9 Alliierte Kommandantur in der Kaiserswerther Straße in Dahlem, Oktober 1946
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danten. Sie konnten Befugnisse an ihre Stellvertreter übertragen. Die über ein stän-
diges Sekretariat verfügenden Stabschefs der Alliierten Kommandantur bereiteten
die Tagesordnungen und die Sitzungen der Kommandanten und ihrer Stellvertreter
vor, übermittelten dem Magistrat die alliierten Anordnungen in Form von Befehlen
und klärten die täglichen Fragen. Schließlich gab es Fachkomitees. Auf allen Ebenen
der Kommandantur wechselte der Vorsitz in zunächst 15-tägigem, dann monatlichem
Turnus.
Um die Alliierte Kommandantur gruppierten sich die Militärregierungen der ein-
zelnen Sektoren.
Die Alliierte Kommandantur unterstand dem aus den Militärgouverneuren der
Besatzungszonen, die zugleich die Oberbefehlshaber der alliierten Besatzungs-
truppen waren, bestehenden Alliierten Kontrollrat für Deutschland, der seinen Sitz
ebenfalls in Berlin hatte, und zwar im Gebäude des ehemaligen Berliner Kammer-
gerichts (Bezirk Schöneberg), in dem nach dem 20. Juli 1944 vor dem Volksge-
richtshof und dessen oberstem Richter, Roland Freisler, Schauprozesse gegen die
an dem missglückten Staatsstreich beteiligten Widerstandskämpfer inszeniert worden
waren. Die Konstituierung des Kontrollrats erfolgte am 30. Juli 1945. Sie wäre bereits
am 5. Juni 1945 (Zusammenkunft der Oberbefehlshaber, um die „Berliner Dekla-
ration“ zu unterzeichnen) möglich gewesen, war aber von der sowjetischen Besat-
zungsmacht bis zur Räumung der von den Angloamerikanern okkupierten Gebiete
in der den Sowjets zugestandenen Zone verzögert worden.
In seiner ersten Sitzung billigte der Kontrollrat die Vereinbarung über die Abtren-
nung eines Sektors innerhalb Berlins für Frankreich. Am 12. August nahmen die
Franzosen, seit Anfang Juli bereits mit einem kleinen Detachement in der Stadt
vertreten, den ihnen zugewiesenen Sektor (die Bezirke Reinickendorf und Wedding)
in Besitz.99 Generalmajor Geoffroy M. du Bois de Beauchêsne trat nun als gleich-
berechtigter Kommandant in die Alliierte Kommandantur ein, nachdem er den
Sitzungen dieser alliierten Behörde von Anfang an als Beobachter beigewohnt hatte.
Fragen, über die man in der Alliierten Kommandantur keine Einigkeit erzielen
konnte, wurden dem aus den stellvertretenden Militärgouverneuren bestehenden
Koordinierungskomitee des Alliierten Kontrollrats zur Beschlussfassung übergeben.
Vom 17. Juli bis 2. August 1945 fand in Potsdam eine Gipfelkonferenz der drei
großen Siegermächte des Zweiten Weltkriegs statt, um die Grundsätze einer gemein-
samen Deutschlandpolitik zu besprechen. Die Ergebnisse dieser Konferenz wurden
in einem Kommuniqué, dem so genannten Potsdamer Abkommen, veröffentlicht.100
Zu den vereinbarten politischen Grundsätzen gehörten die völlige Abrüstung und
Entmilitarisierung Deutschlands, die Vernichtung der NSDAP und die Abschaffung
„aller nazistischen Gesetze, welche die Grundlage für das Hitlerregime geliefert
haben oder eine Diskriminierung auf Grund der Rasse, Religion oder politischen
Überzeugung errichteten“.101 Alle Mitglieder der NSDAP, „welche mehr als nominell
an ihrer Tätigkeit teilgenommen haben, und alle anderen. Personen, die den alliierten
99 Vgl. Verordnung der Französischen Militärregierung Groß-Berlin vom 12. August 1945, in: ebd.,
Nr. 1191.
100 Das so genannte Potsdamer Abkommen ist auszugsweise abgedruckt in: Dokumente zur Berlin-
Frage 1944–1966 (wie Anm. 92), Dok. Nr. 21.
101 Ebd., S. 22.
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Zielen feindlich gegenüberstehen“, waren „aus den öffentlichen und halböffentlichen
Ämtern und von den verantwortungsvollen Posten in wichtigen Privatunterneh-
mungen zu entfernen“.102 Die lokale Selbstverwaltung sollte wiederhergestellt wer-
den. Alle demokratischen politischen Parteien sollten erlaubt und gefördert werden.
Zu den wirtschaftlichen Grundsätzen zählte die Dezentralisierung des deutschen
Wirtschaftslebens „mit dem Ziel der Vernichtung der bestehenden übermäßigen
Konzentration der Wirtschaftskraft, dargestellt insbesondere durch Kartelle, Syn-
dikate, Trusts und andere Monopolvereinigungen“.103 Deutschland sollte zwar als
eine wirtschaftliche Einheit betrachtet werden, gleichzeitig sah aber der Repara-
tionskompromiss vor, dass die Siegermächte ihre Reparationsansprüche im Prinzip
aus ihrer jeweiligen Besatzungszone befriedigen sollten. Der Sowjetunion sprach
man zusätzlich gewisse Anteile der industriellen Ausrüstung der Westzonen als
Reparationen zu. Im Gegenzug zur sowjetischen Zustimmung zum Reparations-
kompromiss akzeptierten die USA und Großbritannien die Oder-Neiße-Linie bis zu
einer zukünftigen Friedenskonferenz als vorläufige polnische Westgrenze.
Es galt zunächst das „Eintrachtgebot der Sieger gegenüber den Deutschen“,104
das auch im Jahre 1946, als die Auseinandersetzungen zwischen den Alliierten zu-
nahmen, noch aufrechterhalten wurde. Erst 1947 war das „eigentliche Anfangsjahr
des Kalten Krieges“.105
Nach dem Ende der Kriegshandlungen begann man in der ganzen Stadt mit Auf-
räumungsarbeiten. Straßen und Plätze waren vom Trümmerschutt, den der Krieg
hinterlassen hatte, zu befreien, Gefahrenstellen mussten beseitigt, gefährliche Ruinen
gesprengt, Bomben- und Granattrichter aufgefüllt werden. Die Enttrümmerungsmaß-
nahmen dienten auch der Gewinnung von wertvollen Baustoffen für den Wieder-
aufbau. Vor allem barg man Mauersteine, die abgeputzt und bis zur Wiederverwen-
dung gestapelt wurden, aber auch Stahlträger, Bauholz und andere Materialien konn-
ten gewonnen werden. Für die Lagerung dieser wieder verwendbaren Baumaterialien
gab es 175 Lagerplätze.106 Der Restschutt wurde zum Teil für Aufschüttungen, zum
Beispiel an den Hochbunkern im Friedrichshain und Humboldthain, verwendet.
20 000 Arbeitskräfte waren im September 1945 bei Enttrümmerungsarbeiten
beschäftigt. Diese Zahl erhöhte sich auf etwa 45 000 im Frühjahr 1946 und
verminderte sich dann bis Ende 1946 wieder auf 24 000.107 Zum größten Teil waren
die bei den Abräumungs- und Wiederaufbauarbeiten Beschäftigten Hilfsarbeiter.
Da viele Männer tot oder noch in Gefangenschaft waren, wurden die Schuttberge
vor allem von Frauen, so genannten Trümmerfrauen, beseitigt. Von „langen Frauen-
102 Ebd.
103 Ebd., S. 24.
104 Harold Hurwitz, Die Eintracht der Siegermächte und die Orientierungsnot der Deutschen 1945–
1946 (= Demokratie und Antikommunismus in Berlin nach 1945, Bd. III), Köln 1984, S. 12.
105 Die Sitzungsprotokolle des Magistrats der Stadt Berlin 1945/46. Teil II: 1946 (wie Anm. 29), S. 2.
106 Vgl. Das erste Jahr (wie Anm. 14), S. 61.
107 Vgl. Auf Baustellen beschäftigte Arbeitskräfte in Groß-Berlin September 1945 bis Februar 1947, in:
Berliner Statistik, Heft 5/1947, S. 105–107.
5. Die Überwindung des Nachkriegschaos
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ketten“, die sich „blau und grau“ über Trümmerberge zogen, ist in einem Tagebuch
die Rede.108 „Eimer wanderten von Hand zu Hand. Rückkehr zu den Pyramiden-
zeiten, bloß, daß wir nicht aufbauen, sondern abtragen“, notierte die Schreiberin
am 1. Juni 1945.109
Durch Instandsetzung war es möglich, bis Ende 1946 ungefähr 52 000 bisher
unbewohnbare Wohnungen wieder bewohnbar zu machen. Außerdem wurden bis
Ende 1946 etwa 28 000 Wohnungen, die bisher schon bzw. noch bewohnt waren,
ausgebessert. Zirka 10 000 Arbeitskräfte waren im September 1945 bei Instand-
setzungsarbeiten an Wohnungen und Wohngebäuden eingesetzt. Diese Zahl erhöhte
sich bis auf über 20 000 in der zweiten Jahreshälfte 1946.110
Die Instandsetzungstätigkeit erstreckte sich auch auf zahlreiche öffentliche Ge-
bäude wie Verwaltungsgebäude, Theater, Schulen und Krankenhäuser. Dadurch
war es beispielsweise möglich, die Zahl der Schulräume, in denen unterrichtet wer-
den konnte, von etwa 3 000 im Juni/Juli 1945 auf 4 600 im März 1946 zu erhöhen,
und die Zahl der Krankenhausbetten steigerte sich innerhalb des ersten Nachkriegs-
jahrs sogar von 8 500 auf 46 000.111
Da der Wohnungsmangel extrem groß war, musste der noch vorhandene Wohn-
raum öffentlich bewirtschaftet werden. Bis Ende 1946 wurden rund 99 000 Woh-
nungen zugewiesen und somit schätzungsweise 287 000 Personen versorgt. Außer-
dem gab es in dieser Zeit 626 000 Fälle von vorübergehenden Einweisungen in
unterbelegten Wohnraum.112 Zwar sahen sich die Wohnungsämter laufend mit recht-
lichen und praktischen Schwierigkeiten konfrontiert, beispielsweise mit der Frage
der Behandlung von „Nazi-Wohnungen“ oder mit der Unterbringung Heimkehren-
der, deren Wohnungen bereits per Amtseinweisung neu belegt worden waren; aber
trotz dieser Schwierigkeiten konnte Obdachlosigkeit größeren Ausmaßes verhindert
werden.113
Um den innerstädtischen Verkehr wieder zu beleben, mussten die Straßen instand
gesetzt werden. Ein halbes Jahr nach Kriegsende galten bereits 400 km als „in Ord-
nung gebracht“.114 Außerdem mussten die 128 zerstörten Brücken wiederhergestellt
werden. Im Laufe des ersten Nachkriegsjahrs konnten 55 Brücken instand gesetzt
werden, wenn auch teilweise nur behelfsmäßig oder als Fußgängerbrücken.115
Die ersten Omnibusse, U-Bahnen und Straßenbahnen fuhren schon ab Mitte Mai
1945 wieder,116 und der S-Bahn-Verkehr wurde am 18. Juni 1945 auf einer Teilstrecke
des Südrings wieder aufgenommen.117 Im August 1945 beförderten die Berliner Ver-
kehrsbetriebe (BVG) bereits wieder 49 Millionen Fahrgäste, und im Mai 1946, also
108 Anonyma, Eine Frau in Berlin. Tagebuchaufzeichnungen vom 20. April bis 22. Juni 1945, mit einem
Nachwort von Kurt W. Marek, München 2005, S. 249.
109 Ebd.
110 Vgl. D. Hanauske, „Bauen, bauen, bauen ...!“ (wie Anm. 12), S. 224 f.
111 Vgl. Das erste Jahr (wie Anm. 14), S. 145 und 179 f.
112 Vgl. D. Hanauske, „... als leuchtendes Signal für ganz Deutschland“ (wie Anm. 13), hier S. 165.
113 Vgl. den Bericht des Hauptamts für Wohnungswesen vom 12. Januar 1946, in: LAB, F Rep. 280 (Quel-
lensammlung zur Berliner Zeitgeschichte), Nr. 4265.
114 Ein halbes Jahr Berliner Magistrat (wie Anm. 14), S. 69.
115 Vgl. Das erste Jahr (wie Anm. 14), S. 65.
116 Vgl. Ein halbes Jahr Berliner Magistrat (wie Anm. 14), S. 32 f.
117 Vgl. Berlin. Kampf um Freiheit und Selbstverwaltung 1945–1946, hrsg. im Auftrage des Senats von
Berlin (= Schriftenreihe zur Berliner Zeitgeschichte, Bd. 1), 2. Auflage, Berlin 1961, S. 91, Nr. 75.
32
ein Jahr nach Kriegsende, waren 46 Straßenbahnlinien (1938: 71), elf Autobuslinien
(1938: 49) und fünf Autobus-Sonderlinien sowie alle fünf U-Bahn-Linien wieder in
Betrieb.118 Der Kraftfahrzeugverkehr spielte zunächst keine große Rolle, nur 115
Fahrzeuge waren im Juni 1945 zugelassen.119
Auch die Versorgung mit Strom, Gas und Wasser war von zentraler Bedeutung für
das städtische Leben. Zwar war nach Kriegsende die insgesamt noch vorhandene
Leistungsmöglichkeit aller Kraftwerke erstaunlich hoch, aber durch sowjetische De-
montagen wurde sie in der Folge sehr stark vermindert. Dadurch und durch die
unzureichende Kohlezufuhr und den Ausfall von Fernstrom kam es im Herbst und
Winter 1945/46 sowie im Herbst und Winter 1946/47 zu häufigen Stromabschaltun-
gen. Allerdings konnte der völlige Zusammenbruch der Stromversorgung verhindert
werden.120
Sieben der acht Gaswerke Berlins nahmen bereits Anfang Juli 1945 die Gaserzeu-
gung wieder auf. Im April 1946 war das Gasrohrnetz wieder zu 85 Prozent in Be-
trieb.121
Durch die rasche Reparatur des Wasserrohrsystems, das bei Kriegsende ebenfalls
stark zerstört war, konnte bereits im Herbst 1945 fast das gesamte Stadtgebiet wieder
mit Wasser versorgt werden. Bei der Stadtentwässerung waren bis März 1946 alle
87 Pumpwerke wieder in Betrieb.122
Der Wiederaufbau des Telefonnetzes war besonders schwierig. Zunächst setzten
sich die Fernsprechteilnehmer im Wesentlichen aus den Behörden, Krankenhäusern,
Ärzten und den wichtigsten Geschäften zusammen. Im März 1946 gab es 27 000
Fernsprechteilnehmer.123
Auch der Postverkehr konnte schrittweise wieder aufgenommen werden.124
Unter der Leitung von Stadtrat Dr. Andreas Hermes, Reichsminister für Ernährung
und Landwirtschaft von 1920 bis 1922, baute die Magistratsabteilung für Ernährung
die Lebensmittelverteilung für die Berliner Bevölkerung innerhalb weniger Wochen
völlig neu auf. Die zunächst von der Sowjetarmee und dann von allen Besatzungs-
mächten zur Verfügung gestellten Lebensmittel gab es auf Karten, die in fünf Gruppen
mit jeweils unterschiedlichen Rationshöhen unterteilt waren: Gruppe I mit den höchs-
ten Zuteilungsmengen für Schwerarbeiter, II für Handarbeiter, III für Angestellte, IV
für Kinder unter 14 Jahren, V für die sonstige Bevölkerung, zu der Hausfrauen und
Arbeitslose zählten. In Zusammenarbeit mit den Besatzungsbehörden gelang es
dem Magistrat, eine Hungerkatastrophe abzuwenden, eine wenn auch notdürftige
Ernährung der Berliner Bevölkerung zu sichern.
118 Vgl. Das erste Jahr (wie Anm. 14), S. 120; Bericht der Direktion der BVG über die Aufbauleistungen
von Mai bis Dezember 1945, in: LAB, F Rep. 280 (Quellensammlung zur Berliner Zeitgeschichte),
Nr. 13865.
119 Vgl. Albrecht Lampe, Berlin – Hauptstadt im geteilten Deutschland 1945–1962, in: Heimatchronik
Berlin (= Heimatchroniken der Städte und Kreise des Bundesgebietes, Bd. 25), Köln 1962, S. 473–
550, hier S. 493.
120 Vgl. D. Hanauske, „... als leuchtendes Signal für ganz Deutschland“ (wie Anm. 13), hier S. 161.
121 Vgl. ebd.
122 Vgl. ebd.
123 Vgl. Ein halbes Jahr Berliner Magistrat (wie Anm. 14), S. 43; Das erste Jahr (wie Anm. 14), S. 129 f.
124 Vgl. Ein halbes Jahr Berliner Magistrat (wie Anm. 14), S. 42; Das erste Jahr (wie Anm. 14), S. 128–131.
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Auch nach Hermes’ Ausscheiden aus dem Magistrat, unter den Nachfolgern Gustav
Klimpel125 (ab August 1945) und Josef Orlopp126 (ab Mai 1946), blieb die Ernährung
Berlins trotz fortbestehender  Probleme bei der Beschaffung und dem Transport der
Lebensmittel grundsätzlich gesichert.
Im Jahresbericht der Magistratsabteilung für Ernährung wurden die Probleme, die
bewältigt werden mussten, anschaulich beschrieben: „Die Arbeiten, die für die
Wiederherstellung geordneter Zuteilungsverhältnisse in Berlin notwendig waren,
dürfen heute rückblickend als gigantisch bezeichnet werden. Es gab nicht einmal
mehr eine Einwohnerkartei. Die Kartenstellen mußten mehr als 2 ½ Millionen Ber-
liner erst neu erfassen. Für die Heranschaffung der wichtigsten Lebensmittel standen
fast keine Fahrzeuge zur Verfügung. An Bahntransporte war nicht zu denken. Die
Wasserwege waren durch zerstörte Brücken gesperrt. Während der organisatorische
Aufbau der Ernährungsämter und der Warenverteilungsapparate durchaus bewerk-
stelligt werden konnte, boten die Fragen des Transportes unüberwindliche Schwie-
rigkeiten, denn die Riesenstadt Berlin benötigte zur Ernährung ihrer 2 ½ Millionen
Einwohner täglich eine Menge von über 2 500 Tonnen oder 50 000 Zentner. Daß
sie herangebracht werden konnten, daß z. B. von September bis Dezember 1945
allein rund 307 000 t Kartoffeln nach Berlin hereinkamen, ist das Verdienst der
Roten Armee und später auch der anderen Alliierten.“127
V/17/1 Brot- und Lebensmittelkarte für Schwerarbeiter für die zweite Hälfte des Monats Mai 1945
125 Vgl. die Kurzbiografie von Gustav Klimpel in: Die Sitzungsprotokolle des Magistrats der Stadt Berlin
1945/46. Teil II: 1946 (wie Anm. 29), S. 1009.
126 Vgl. die Kurzbiografie von Josef Orlopp in: ebd., S. 1013 f.
127 Das erste Jahr (wie Anm. 14), S. 52.
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Durch schlechte hygienische Verhältnisse und die geschwächte Konstitution der
Bevölkerung wurden ansteckende Krankheiten begünstigt. Während sich Infek-
tionskrankheiten wie Ruhr, Typhus, Paratyphus, Fleckfieber, Diphtherie und Tuber-
kulose epidemisch ausbreiteten und allein bis Ende 1945 mindestens 15 000 Todes-
opfer forderten,128 herrschte infolge des Krieges und der Entnazifizierung Ärzteman-
gel. Durch die schnelle Einleitung vorbeugender Maßnahmen wie Schutzimpfungen,
Kontrolluntersuchungen, Ungezieferbekämpfung und Desinfektionsmaßnahmen, die
sich größtenteils erst 1946 positiv auswirkten, gelang es, die weitere Ausbreitung
der Seuchen zu stoppen. Die drohende Gefahr eines Massensterbens konnte gebannt
werden.129
Arbeitsunfähigen Personen, die keine unterhaltspflichtigen Familienangehörigen
besaßen, wurde Sozialunterstützung gewährt. Wegen der öffentlichen Finanzknapp-
heit waren die Sätze allerdings sehr knapp bemessen. In der hohen Zahl der
Unterstützungsempfänger, die bis auf 657 000 im Oktober 1945 anstieg, spiegelten
sich die sozialen Notverhältnisse wider. Ab November 1945, mit der Aufnahme der
Rentenzahlungen der Sozialversicherung, nahm die Zahl dann kontinuierlich ab.130
Das Sozialversicherungswesen wurde nach dem Krieg völlig neu gestaltet. „Eine
Sozialversicherung existierte im Mai 1945 in Berlin nicht mehr. 122 Krankenkassen,
30 Unfallversicherungsanstalten, 4 Rentenversicherungsanstalten waren infolge des
Zusammenbruches des faschistischen Systems arbeitsunfähig geworden, ihr Vermö-
gen hatte der Krieg gefressen, ihre Verwaltungsgebäude waren weitgehend ausge-
bombt und vernichtet, ihre Einnahmequellen versiegt. 378 000 Rentner mit 550 000
Familienangehörigen, rund 60 000 Kranke mit 150 000 Familienangehörigen waren
ohne finanzielle Versorgung, ohne gesicherte ärztliche Behandlung und ohne Arz-
neien. Nur ein schneller Neubau der Sozialversicherung, der das noch Verwendbare
des Alten in seinen Bau einbezog, konnte die unerträglichen Verhältnisse beseiti-
gen.“131
Bereits am 1. Juli 1945 nahm die anstelle der bisherigen 156 Sozialversicherungs-
träger als einheitlicher Träger der Kranken-, Unfall-, Invaliditäts- und Altersversiche-
rung errichtete „Versicherungsanstalt Berlin“ (VAB) ihre Tätigkeit auf. Alle Arbeitneh-
mer und die selbständigen Gewerbetreibenden mit nicht mehr als fünf Beschäftig-
ten unterlagen der Versicherungspflicht zu einheitlichen Beitragssätzen. Eine öffent-
liche Subventionierung der Sozialversicherung war nicht erforderlich, der städtische
Haushalt wurde durch die zahlreichen Sozialleistungen der VAB sogar entlastet.132
„Familienkarawanen mit Handwagen“ sah man nach Kriegsende überall in der
Stadt.133 Flüchtlinge und Vertriebene aus den Ostgebieten, auch entlassene Kriegs-
128 Vgl. D. Hanauske, „... als leuchtendes Signal für ganz Deutschland“ (wie Anm. 13), hier S. 164.
129 Vgl. Andreas Dinter, Berlin in Trümmern. Ernährungslage und medizinische Versorgung der Bevöl-
kerung Berlins nach dem II. Weltkrieg (= Geschichte[n] der Medizin, Bd. 1), Berlin 1999; ders.,
Seuchenalarm in Berlin. Seuchengeschehen und Seuchenbekämpfung in Berlin nach dem II. Welt-
krieg (= Geschichte[n] der Medizin, Bd. 2), Berlin 1999.
130 Vgl. Das erste Jahr (wie Anm. 14), S. 186; Berlin 1947. Jahresbericht des Magistrats. Der Magistrat
berichtet ..., Berlin o. J., S. 28 f.
131 Das erste Jahr (wie Anm. 14), S. 191.
132 Zur VAB vgl. Arthur Schlegelmilch, Hauptstadt im Zonendeutschland. Die Entstehung der Berliner
Nachkriegsdemokratie 1945–1949, mit einem Geleitwort von Otto Büsch (= Schriften der Histo-
rischen Kommission zu Berlin, Bd. 4), Berlin 1993, S. 386–398.
133 Anonyma, Eine Frau in Berlin (wie Anm. 108), S. 248.
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gefangene und sonstige Heimkehrer befanden sich auf dem Weg in ihre Zielorte
bzw. Heimatgebiete und strömten durch Berlin hindurch. Für die Dauer ihres Aufent-
halts wurden sie in Lagern untergebracht, verpflegt und medizinisch betreut. In Ba-
racken, Schulen, Kasernen, Bunkern und Fabrikgebäuden richtete man Auffanglager
ein, in denen bis zu 30 000 Menschen vorübergehend unterkommen konnten. Bis
Ende 1946 gab es Hilfeleistungen für etwa 1,9 Millionen Flüchtlinge und Heimkeh-
rer.134
Um den Schulbetrieb wieder in Gang zu bringen, mussten Schulgebäude und
Unterrichtsräume instand gesetzt und die Räumlichkeiten, die man anderen Verwen-
dungszwecken zugeführt hatte, frei gemacht sowie die durch die Entnazifizierung
des Lehrpersonals entstandenen personellen Lücken durch Schulhelfer und Neulehrer
gefüllt werden. Ab 1946 gab es in Berlin heftige Auseinandersetzungen um die von
der Schulverwaltung des Magistrats angestrebte Schulreform mit dem Ziel der
Errichtung eines Einheitsschulsystems. Zur Umgestaltung des Berliner Schulsystems
kam es zunächst nicht. Erst 1947 verabschiedete die Stadtverordnetenversammlung
ein Schulgesetz, das die Alliierte Kommandantur 1948 genehmigte.135
134 Vgl. Ein halbes Jahr Berliner Magistrat (wie Anm. 14), S. 54 f.; Das erste Jahr (wie Anm. 14), S. 54 und
188 f.; Berlin 1947 (wie Anm. 130), S. 32 f.; Andreas Matschenz, „Der Onkel da ist Dein Vater ...“ Die
Heimkehr der Kriegsgefangenen nach Berlin bis 1948, in: Heimkehr 1948, hrsg. von Annette Ka-
minsky, München 1998, S. 117–140.
135 Vgl. Marion Klewitz, Berliner Einheitsschule 1945–1951. Entstehung, Durchführung und Revision
des Reformgesetzes von 1947/48 (= Historische und Pädagogische Studien, Bd. 1), Berlin 1971; A.
Schlegelmilch, Hauptstadt im Zonendeutschland (wie Anm. 132), S. 470–490.
IV/7 Flüchtlinge in Berlin, Juli 1945
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Erstaunlich früh regte sich wieder kulturelles Leben in Berlin. Schon im Mai 1945
gab es erste Theater- und Konzertaktivitäten, in mehr oder weniger erhalten geblie-
benen Häusern. Großzügig förderte die sowjetische Besatzungsmacht, die über
Kulturoffiziere verfügte, die mit deutscher Literatur, Kunst und Musik bestens vertraut
waren,136 kulturelle Initiativen. Als die Westalliierten im Sommer 1945 in Berlin
einrückten, kam es zwischen den Siegermächten, die im Kulturleben ein hervorra-
gendes Mittel zur „Umerziehung“ der Deutschen sahen, zur kulturpolitischen Kon-
kurrenz, zu einem Wettstreit, zu dem sie „mit dem Besten, was sie kulturell zu bie-
ten hatten“, gegeneinander antraten.137 Nutznießer war das Berliner Publikum mit
seinem grenzenlosen Bedürfnis nach Ablenkung, Trost und Flucht aus dem sor-
genvollen Alltag. Trotz Trümmer und Not wurde die Stadt wieder ein Brennpunkt
kulturellen Lebens.
   Das Berliner Musikleben begann schon am 13. Mai 1945 mit einem öffentlichen
Konzert des Berliner Kammerorchesters unter Hans von Benda im Bürgersaal des
Rathauses Schöneberg.
Am 18. Mai spielte im Funkhaus in der Masurenallee (Bezirk Charlottenburg) das
Orchester des Deutschen Opernhauses unter der Leitung von Leopold Ludwig. Die
Schriftstellerin Karla Höcker, die zu den Besuchern dieses Konzertes gehörte, notierte:
„Heute erstes Konzert im Funkhaus seit Kriegsende: Das Orchester des Deutschen
Opernhauses spielt unter Leopold Ludwig im Rundfunksaal Tschaikowskys 5. Sym-
phonie. Kurz vor 18 Uhr Riesenandrang an der Masurenallee. Die russischen Sol-
daten, die die Türen flankieren, verlieren schnell die Übersicht, und so kommen
wir auch ohne Karten hinein. Saal I ist knapp dreiviertel besetzt; in den vordersten
Reihen lauter russische Offiziere, in der ersten Bersarin, der Kommandant von Berlin.
Grauhaarig, gedrungen, kraftvoll und sehr intelligent aussehend. Figaro-Ouvertüre.
Irma Beilke singt Mozart – in einem geliehenen Abendkleid, da sie alles verlor –;
auch Günther Treptow wirkt mit. Zum Schluß die Tschaikowsky-Symphonie. Viktor
de Kowa als Ansager teilt mit, daß dies die erste öffentliche Darbietung im Berliner
Funkhaus ist – vierzehn Tage nach Beendigung des Kampfes. Ein kleines Wunder.
6. Der kulturelle Aufbruch
136 Wolfgang Schivelbusch (Vor dem Vorhang. Das geistige Berlin 1945–1948, München und Wien
1995, S. 59 f.) über den typischen sowjetischen Kulturoffizier: „Der typische SMAD-Kulturoffizier
war jüdischer Abstammung, zwischen 1900 und 1910 in Petersburg geboren, hatte die Revolution
als Knabe und die NEP-Jahre als junger Mann erlebt. Er studierte an einer der alten, von Lunatscharskis
protegierten Petersburger Bildungsinstitutionen. Und er war am Ende der 20er Jahre im Begriff, als
Angehöriger der Intelligenz ins Kulturleben einzutreten, als die Kulturrevolution durch alles einen
Strich machte. Der Leiter der SMAD-Kulturabteilung Alexander Dymschitz und sein Jugendfreund
Grigori Weispapier – 1945 Redakteur an der ‘Täglichen Rundschau’ – waren reine Inkarnationen
dieses Typus. Zur Einrichtung ihrer Elternhäuser gehörte die literarisch-wissenschaftliche Bibliothek
ebenso wie der Steinway-Flügel im Salon. An verschiedenen Wochentagen wurden verschiedene
Sprachen gesprochen: deutsch, französisch, englisch. Die Söhne besuchten die Deutsche Reform-
schule, die traditionelle Elite-Schule des Petersburger Bildungsbürgertums. Dandyhafte Selbstinsze-
nierung der jungen Studenten – weiße Handschuhe im Hochsommer – war ebenso selbstverständlich
wie die Begeisterung für moderne Kunst.“
137 E. Bahr, Ein Stück Leben (wie Anm. 9), hier S. 23.
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Und die Menschen, die hier sind, die Musik machen oder anhören, die sind eigentlich
das erstaunlichste dabei.“138
Am 26. Mai konzertierten im Titania-Palast in der Schloßstraße (Bezirk Steglitz),
der den Krieg ohne größere Zerstörungen überstanden hatte, die Berliner Philhar-
moniker. Es dirigierte Leo Borchard, der ein Vierteljahr später auf tragische Weise
zu Tode kam.139 Die Journalistin Ruth Andreas-Friedrich schrieb am 26. Mai in ihr
Tagebuch: „Wir haben vergessen, daß es Nazis gibt, einen verlorenen Krieg und
Besatzungstruppen. Plötzlich ist alles unwichtig geworden. Wichtig ist nur, was die
Geigen singen: Tschaikowsky, Mozart und Mendelssohn.“140 Da die alte Philharmonie
zerstört war, wurde die Ausweichstätte ständiger Spielort des Berliner Philharmo-
nischen Orchesters.
Die Städtische Oper öffnete am 15. Juni in den provisorisch hergerichteten Ruinen
des Theaters des Westens in der Kantstraße (Bezirk Charlottenburg) mit Ballett, und
tags darauf veranstaltete die Deutsche Staatsoper im Funkhaus in der Masurenallee
(Bezirk Charlottenburg) ein Opernkonzert.
138 Karla Höcker, Beschreibung eines Jahres. Berliner Notizen 1945, mit einer Einführung von Ingeborg
Drewitz und Berichten von Boleslaw Barlog/Erna Berger/Käte Haack/Walther Karsch/Hans Kasper/
Friedrich Luft/Ita Maximowna/Arno Scholz/I. H. Schultz/Heinz Trökes, Berlin 1984, S. 69 f.
139 Vgl. Zum Tode Leo Borchards, in: Berliner Zeitung vom 26. August 1945, S. [3]; Winfried Ranke/
Carola Jüllig/Jürgen Reiche/Dieter Vorsteher, Kultur, Pajoks und Care-Pakete. Eine Berliner Chronik
1945–1949, hrsg. vom Verein der Freunde und Förderer des Berlin Museums in Zusammenarbeit
mit dem Berlin Museum, Berlin 1990, S. 75.
140 Ruth Andreas-Friedrich, Schauplatz Berlin. Tagebuchaufzeichnungen 1945 bis 1948, mit einem
Nachwort von Jörg Drews, Frankfurt am Main 1984, S. 42.
XV/1 „Der Parasit“ von Friedrich Schiller, Inszenierung von Wolfgang Kühne; von links Antje Weisger-
ber, Walter Franck und Elsa Wagner, Wiedereröffnung des Deutschen Theaters, 26. Juni 1945
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Am 27. Mai hatte das Renaissance-Theater in der Hardenbergstraße (Bezirk
Charlottenburg) als erste Bühne mit Franz und Paul von Schönthans Schwank „Der
Raub der Sabinerinnen“ eröffnet, eine alte Inszenierung aus dem Kriegswinter 1943/
44. Fritz Erpenbeck erinnert sich an „den ersten richtigen Theaterabend im wieder-
erstehenden Berlin“: „Hans Hermann Schaufuß spielte in einer freiwilligen Darsteller-
gemeinschaft den Striese in ‘Raub der Sabinerinnen’ im Renaissance-Theater. Zwei-
mal waren wir (und mit uns zahllose Theaterbesessene) den Ankündigungen gefolgt –
vergeblich: Im entscheidenden Augenblick blieb der Strom fort; die Elektrizitäts-
werke arbeiteten noch ganz sporadisch, und das Kabelnetz wurde durch gelegent-
liche Explosionen bald da, bald dort zerrissen oder durch Kurzschlüsse infolge fort-
währender unterirdischer Wasserrohrbrüche unterbrochen. Endlich, am dritten
Abend, nach einem neuerlichen Anmarsch durch Trümmer und Staub, sahen wir
den Vorhang mit einiger Verspätung sich heben ...“141 Erpenbeck sah in der Pause
„bewährte ‘Leute vom Bau’, die natürlich einen Großteil der Zuschauer ausmachten,
vor Ergriffenheit weinen“.142
Einen Monat später, am 26. Juni, öffnete das unversehrt gebliebene Deutsche
Theater in der Schumannstraße (Bezirk Mitte) seine Pforten mit der Aufführung des
Lustspiels „Der Parasit“ von Friedrich Schiller, eine Inszenierung, die noch am Staats-
theater (Schauspielhaus) am Gendarmenmarkt unter Gustaf Gründgens erarbeitet
worden war. Am 3. August folgte die deutsche Erstaufführung des Schauspiels „Unse-
re kleine Stadt“ von Thornton Wilder, und am 7. September Gotthold Ephraim Les-
sings „Nathan der Weise“ mit Paul Wegener in der Titelrolle.
Das Hebbel-Theater in der Stresemannstraße (Bezirk Kreuzberg), geleitet von Karl
Heinz Martin, öffnete am 15. August 1945 mit der „Dreigroschenoper“ von Bertolt
Brecht und Kurt Weill. Und ab dem 25. April 1946 spielte hier der nach Berlin zu-
rückgekehrte Hans Albers wieder die Titelrolle in Franz Molnars Vorstadtlegende
„Liliom“.
Das Schloßpark-Theater in der Wrangelstraße (Bezirk Steglitz) öffnete am 3. No-
vember mit „Hokuspokus“ von Curt Goetz in der Inszenierung von Boleslaw Barlog.
Da viele Stücke in der NS-Zeit nicht gespielt werden durften, war der Nachholbe-
darf groß. „Das Alte zu hören, das so neu klang, weil es so lange verboten gewesen
war, war herrlich und stimulierend“, erinnert sich der Theaterkritiker Friedrich Luft
im Rückblick auf die „erste Stunde“ des Theaters im Nachkriegsberlin.143 „Jetzt war
der Krieg vorbei. Jetzt erst nahm man wahr, daß die braune Zensur gebrochen war.“144
Auch das Kabarett wurde neu belebt. Willi Schaeffers rief erneut das „Kabarett
der Komiker“ ins Leben. Es wurde am 1. Juni 1945 am Kurfürstendamm 156 eröff-
net. Das Couplet „Berlin kommt wieder“, von Brigitte Mira vorgetragen, brachte
die Zuversicht zum Ausdruck, die die Einwohner dieser Stadt zu einem neuen Be-
ginnen veranlasste.
In der NS-Zeit verfemte bildende Künstler, deren Werke als „entartet“ gebrandmarkt
141 Fritz Erpenbeck, Im Anfang war das Chaos ..., in: Theaterstadt Berlin. Ein Almanach, hrsg. von Her-
bert Ihering, Berlin 1948, S. 35–45, hier S. 43.
142 Ebd.
143 25 Jahre Theater in Berlin. Theaterpremieren 1945–1970, mit einem Vorwort von Friedrich Luft, hrsg.
im Auftrage des Senats von Berlin, bearb. durch Hans J. Reichhardt/Joachim Drogmann/Helmut Ro-
senthal/Hanns U. Treutler (= Schriftenreihe zur Berliner Zeitgeschichte, Bd. 7), Berlin 1972, S. 11.
144 Ebd.
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worden waren, wurden nun in Ausstellungen geehrt. Bereits am 15. Juli 1945
veranstaltete das Berliner „Kultur-Kollektiv“ in der Aula der Handelsschule in der
Halleschen Straße im Bezirk Kreuzberg die erste Kunstausstellung nach dem Krieg.
Am 25. Juli folgte im Haus der „Kammer der Kunstschaffenden“ in der Schlüter-
straße im Bezirk Charlottenburg die Eröffnung einer Kunstausstellung, in der Arbeiten
von Max Beckmann, Karl Hofer, Max Kaus, Ernst Ludwig Kirchner, Max Pechstein,
Richard Scheibe und anderen zu sehen waren.
Mit einer „Ausstellung junger Kunst“ eröffnete am 3. August 1945 am Kurfürsten-
damm 215 die Galerie Gerd Rosen.
Ab dem 21. Oktober 1946 war im Berliner Schloss die Ausstellung „Moderne
französische Malerei“ zu sehen. Dieser von der französischen Besatzungsmacht
präsentierte, zuerst in Baden-Baden gezeigte Querschnitt durch die französische
Kunst fand eine beachtliche Resonanz in der Bevölkerung. „Die Eröffnung der Aus-
stellung moderner französischer Malerei im Weißen Saal des Berliner Schlosses
bedeutete mehr als ein Ereignis in unserem kulturellen Neubeginn“, schrieb damals
„Der Tagesspiegel“.145 „Denn es ergab sich hier nicht nur die Möglichkeit eines
Ueberblickes über das Heute in der Malerei Frankreichs, sondern dieses Ereignis
war als ein Friedensschluß der Kulturwelt aufzufassen, die Rückkehr einer Arche
Noah mit dem Wertvollsten, was am Leben geblieben nach der Sintflut der Ver-
gangenheit.“146
   Am 8. August 1945 hatte die offizielle Gründungsversammlung des als über-
parteiliche Sammlungsbewegung figurierenden, aber von der KPD/SED und von
der sowjetischen Besatzungsmacht gelenkten „Kulturbunds zur demokratischen Er-
neuerung Deutschlands“ stattgefunden, der es als seine Aufgabe betrachtete, die
„Neugeburt des deutschen Geistes im Zeichen einer streitbaren demokratischen Welt-
anschauung“ herbeizuführen.147 Präsident des Kulturbunds war der aus der sowje-
tischen Emigration zurückgekehrte Schriftsteller Johannes R. Becher. „Wer an der
Spitze einer Berliner kulturellen oder wissenschaftlichen Institution stand, trat diesem
Kulturbund bei, der aber auch Mitglieder aus allen Bildungsschichten weit über
Berlin hinaus gewann.“148
Am 20. Oktober 1946 fanden die ersten Berliner Nachkriegswahlen statt. Für die
Dauer von zwei Jahren waren eine Stadtverordnetenversammlung und 20 Bezirks-
verordnetenversammlungen zu wählen.
Vor allem die amerikanische Militärregierung hatte sich frühzeitig für freie Wahlen
in der Viersektorenstadt eingesetzt, um den ernannten Magistrat durch eine demo-
kratisch legitimierte Stadtregierung ersetzen zu können. Die Verfassung, die für die
145 Hans Kreuzer, Die Schule von Paris. Moderne französische Malerei im Schlosse zu Berlin, in: Der
Tagesspiegel vom 23. Oktober 1946, S. [6].
146 Ebd.
147 Berlin. Kampf um Freiheit und Selbstverwaltung 1945–1946 (wie Anm. 117), S. 140, Nr. 32.
148 W. Ribbe, Berlin 1945–2000 (wie Anm. 8), S. 42.
7. Die Wahlen vom 20. Oktober 1946 und die
Konstituierung der Stadtverordnetenversammlung
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II/18 Bekanntmachung zur Wahl der Stadtverordneten von Groß-Berlin und der Bezirksverordneten
in den Berliner Verwaltungsbezirken am 20. Oktober 1946, 20. September 1946
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Einrichtung einer demokratischen Selbstverwaltung erforderlich war, wurde von
den Alliierten nach einem Entwurf des Magistrats erstellt und mit BK/O (46) 326 vom
13. August 1946149 dem Oberbürgermeister übermittelt; sie trat am Wahltag in
Kraft.150
   Im Wahlkampf, der vor allem durch heftige Auseinandersetzungen zwischen SED
und SPD geprägt war, stellte die SED ihre Aufbauleistungen besonders heraus, durch
die „Berlin vor dem Untergang bewahrt“ worden sei.151 Die SPD, die eine strikt
antikommunistische Wahlkampfstrategie verfolgte, kritisierte vor allem das personelle
Übergewicht der SED im Magistrat und in den Bezirksverwaltungen und warnte
vehement vor einer diktatorischen Alleinherrschaft der Kommunisten. CDU und LDP
149 In: LAB, C Rep. 101 (Magistrat von Berlin, Oberbürgermeister), Nr. 70.
150 Zur Vorläufigen Verfassung von Groß-Berlin vgl. Werner Breunig, Verfassunggebung in Berlin 1945–
1950 (= Beiträge zur Politischen Wissenschaft, Bd. 58), Berlin 1990, S. 154–235 und 441–450; Die
Entstehung der Verfassung von Berlin. Eine Dokumentation, im Auftrag des Präsidenten des Abge-
ordnetenhauses von Berlin hrsg. von Hans J. Reichhardt unter Mitarbeit von Werner Breunig/Jose-
phine Gabler, 2 Bde., Berlin und New York 1990, Bd. I, S. 177–339. Durch das Bezirksverfassungssta-
tut vom 26. September 1945 war das mit dem Zusammenbruch der staatlichen Ordnung des NS-Sys-
tems eingetretene verfassungsrechtliche Vakuum lediglich zum Teil beseitigt worden, denn dieses
Statut regelte nur den Verwaltungsaufbau in den Berliner Bezirken, das Verhältnis zwischen Haupt-
verwaltung und Bezirksverwaltungen sowie die Zuständigkeit der Alliierten und des Magistrats bei
der Anstellung und Entlassung von Mitarbeitern der Bezirksämter. Zum Bezirksverfassungsstatut vgl.
W. Breunig, Verfassunggebung in Berlin 1945–1950, S. 144–153 und 439–441; Die Entstehung der
Verfassung von Berlin, Bd. I, S. 131–176.
151 Alles durch das Volk, mit dem Volk, für das Volk! Entschließung des Landesvorstandes Groß-Berlin
der SED, in: Vorwärts vom 19. August 1946, S. [1].
II/8 Wahlpropaganda der SED am Brandenburger Tor für die Kommunalwahlen am 20. Oktober 1946,
Oktober 1946
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waren in ihrer Kritik an der SED gemäßigter, da sie Rücksicht auf ihre Landesver-
bände in der Sowjetzone nehmen mussten.152
„Damals waren Wahlkämpfe noch keine Materialschlachten; man sah nur wenige
Wahlplakate, gab es doch kaum genügend Papier“, erinnert sich Ella Barowsky.153
„Die Bezirksämter hatten Anschlagtafeln aufgestellt, an denen sie ihre eigenen
Bekanntmachungen in Gestalt von ‘Wandzeitungen’ veröffentlichten; dort und zum
Beispiel an Ruinenwänden kündigten die Parteien ihre Wahlversammlungen an,
die meistens in provisorisch reparierten Schulen und Gaststätten stattfanden.“154
Auffallend war die materielle Überlegenheit der SED bei der Wahlpropaganda.
Die Berliner Wahlen vom 20. Oktober 1946 waren die einzigen Wahlen, bei
denen sich die SED der Konkurrenz der SPD ausgesetzt sah, und sie waren der
letzte Gesamtberliner Urnengang bis zum 2. Dezember 1990. In der hohen Wahl-
beteiligung von 92,3 Prozent zeigte sich die enorme Politisierung der Bevölkerung.
Die Wahlergebnisse stellten für die SED eine bittere Niederlage dar, für die SPD
hingegen einen durchschlagenden Erfolg. Während die SED bei der Wahl zur
Stadtverordnetenversammlung einen Stimmenanteil von nur 19,8 Prozent erhielt,
wurde die SPD, die als entschiedenste Oppositionspartei von einer in weiten Teilen
der Bevölkerung vorhandenen antikommunistischen und antisowjetischen
Grundhaltung profitierte, mit 48,7 Prozent der Stimmen zur weitaus stärksten Partei.
Die CDU erhielt als zweitstärkste Partei 22,2 Prozent, die LDP 9,3 Prozent der
Stimmen. Auch im sowjetischen Sektor lag die SPD mit 43,6 Prozent weit vor der
SED mit 29,9 Prozent. Bei den Wahlen zu den 20 Bezirksverordnetenversammlungen
entsprach die Gesamtstimmenverteilung derjenigen bei der Wahl zur Stadtverord-
netenversammlung.155
Die Einheitssozialisten waren vom Wahlausgang, der sie um ihre gouvernementale
Führungsrolle brachte und „das endgültige Scheitern der machtpolitischen Kon-
zeption der Kommunisten für Berlin als Gesamtstadt“ bedeutete, überrascht und
tief enttäuscht.156 Die Ursachen für ihr Wahldesaster wollte die SED, die wegen
ihrer engen Beziehungen zur sowjetischen Besatzungsmacht weithin als „eine von
der Sowjetunion abhängige Partei“ galt,157 nicht wahrnehmen bzw. konnte sie sich
nicht eingestehen, „weil sie damit an konstitutive Bestandteile ihres politischen
Selbstverständnisses hätte rühren müssen, an ihren Hegemonialanspruch und ihre
prosowjetische Ausrichtung“.158
Mit der Konstituierung der aus den Wahlen hervorgegangenen Stadtverordneten-
versammlung am 26. November 1946 im Neuen Stadthaus begann ein neues Kapitel
in der Berliner Nachkriegsgeschichte. Mit Zuversicht blickten die Politiker des parla-
152 Wahlaufrufe der vier Parteien sind abgedruckt in: Berlin. Quellen und Dokumente 1945–1951(wie
Anm. 60), Dok. Nr. 640, S. 1127–1135.
153 Ella Barowsky, Wiederaufbau von Demokratie und Selbstverwaltung. Erinnerungen einer Berlinerin
„der ersten Stunde“ (= Berliner Forum, 2/88), S. 22.
154 Ebd.
155 Die Ergebnisse der Stadtverordneten- und Bezirksverordnetenwahlen wurden unter anderem ver-
öffentlicht in: Berliner Statistik, Sonderheft 4/1947 (Die Berliner Wahlen am 20. Oktober 1946),
S. 13–24.
156 D. Hanauske, „... als leuchtendes Signal für ganz Deutschland“ (wie Anm. 13), hier S. 176.
157 W. Leonhard, Die Revolution entläßt ihre Kinder (wie Anm. 2), S. 401.
158 D. Hanauske, „... als leuchtendes Signal für ganz Deutschland“ (wie Anm. 13), hier S. 176.
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II/13 Konstituierende Sitzung der Berliner Stadtverordnetenversammlung am 26. November 1946 im
Neuen Stadthaus, am Rednerpult Oberbürgermeister Dr. Werner, obere Reihe: Vertreter der vier
Besatzungsmächte, 26. November 1946
mentarischen Neubeginns in die Zukunft, hatten doch die vier Stadtkommandanten
versichert, „die Gesamtheit der Machtbefugnisse in die Hände der vom Volke ge-
wählten Vertreter“ zu legen.159 Niemand ahnte, dass die Stadt schon bald, nach
dem endgültigen Scheitern einer gemeinsamen Deutschlandpolitik der Alliierten,
administrativ gespalten sein würde.




IX/3 Reger Verkehr am U-Bahn-Eingang zu den wieder in Betrieb ge-
nommenen Linien  am Alexanderplatz, der auch bekannter Treff-
punkt für den Schwarzhandel war, im Hintergrund die Ruine des






Blick von der Kurfürstenbrücke (Rathausbrücke) auf
das teilzerstörte Berliner Schloss, Bez. Mitte
1946
Aufnahme: Erich Otto Krueger
LAB, F Rep. 290-02-01, SG. 17, Nr. 27124
2
Unter den Linden, links das „Haus der Schweiz“
Ecke Friedrichstraße, im Hintergrund der Turm des
Berliner Rathauses, Bez. Mitte
1945
Aufnahme: Hugo Welle
LAB, F Rep. 290-09-06, Nr. 14
3
Blick vom Stadthaus Richtung Osten, im Vorder-
grund das teilzerstörte Palais Podewils und die
Parochialkirche an der Klosterstraße, Bez. Mitte
1945
Aufnahme: Hugo Welle
LAB, F Rep. 290-09-06, Nr. 157
4
Sebastianstraße, links die Luisenstädtische Kirche




LAB, F Rep. 290, Not. 1 NK Ruinenstraßen,
Nr. 184794
5
Ruinen an der Prinz-Louis-Ferdinand-Straße
(Planckstraße) Ecke Weidendamm, auf der gegen-
überliegenden Spreeseite die zerstörte Universitäts-
Frauenklinik, im Hintergrund die Kuppel des




LAB, F Rep. 290, Not. 1 NK Ruinenstraßen,
Nr. 184797
6
Ruinen an der Stresemannstraße, rechts im Hinter-
grund der Anhalter Bahnhof, Bez. Kreuzberg
September 1946
Aufnahme: Durnick
LAB, F Rep. 290, Not. 1 NK Ruinenstraßen,
Nr. 184792
7




LAB, F Rep. 290, Not. 1 NK Ruinenstraßen,
Nr. 173607
8




LAB, F Rep. 290, Not. 1 NK Zerstörtes
Kriegsmaterial, Nr. 371049
9




LAB, F Rep. 290, Not. 1 NK Ruinenstraßen,
Nr. 7460
10
Das völlig zerstörte Hansa-Viertel an der
Händelallee Ecke Lessingstraße, Bez. Tiergarten
1949
Aufnahme: Erich Otto Krueger
LAB, F Rep. 290-02-01, SG. 18/1, Nr. 51821
11
Kurstraße, im Vordergrund zerschossener Panzer
kurz vor dem Spittelmarkt, Bez. Mitte
September 1946
Aufnahme: Otto Hagemann
LAB, F Rep. 290, Not. 1 NK Ruinenstraßen,
Nr. 68599
12




LAB, F Rep. 290, Not. 1 NK, Nr. 184706
13
Molkenmarkt mit Blick auf den Mühlendamm, im
Hintergrund rechts der Marstall, Bez. Mitte
Um 1946
LAB, F Rep. 290, Not. 24 Mit, Nr. 12974
14
Ruinen in Berlin (siehe Titelbild)
Um 1946
Aufnahme: Ewald Gnilka
LAB, F Rep. 290, Not. 1 NK Ruinen, Nr. 172334
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2 Unter den Linden, links das „Haus der Schweiz“ Ecke Friedrichstraße, im Hintergrund der Turm
des Berliner Rathauses, Bez. Mitte, 1945
1 Blick von der Kurfürstenbrücke (Rathausbrücke) auf das teilzerstörte Berliner Schloss, Bez. Mitte,
1946
48
13 Molkenmarkt mit Blick auf den Mühlendamm, im Hintergrund rechts der Marstall, Bez. Mitte,
um 1946
3 Blick vom Stadthaus Richtung Osten, im Vordergrund das teilzerstörte Palais Podewils und die
Parochialkirche an der Klosterstraße, Bez. Mitte, 1945
49
6 Ruinen an der Stresemannstraße, rechts im Hintergrund der Anhalter Bahnhof, Bez. Kreuzberg,
September 1946
5 Ruinen an der Prinz-Louis-Ferdinand-Straße (Planckstraße) Ecke Weidendamm, auf der gegen-
überliegenden Spreeseite die zerstörte Universitäts-Frauenklinik, im Hintergrund die Kuppel des
Passage-Kaufhauses Friedrich- und Oranienburger Straße, Bez. Mitte, 29. Januar 1946
50
8 Zerstörtes Flakgeschütz in der Budapester Straße, Bez. Tiergarten, um 1946
7 Budapester Straße Ecke Wichmannstraße, Bez. Tiergarten, um 1946
51
10 Das völlig zerstörte Hansa-Viertel an der Händelallee Ecke Lessingstraße, Bez. Tiergarten, 1949
9 Nettelbeckstraße, heute ungefähr An der Urania, Bez. Schöneberg, 27. Juli 1945
52
12 Friedrichsgracht, Blick von der Grünstraßenbrücke, Bez. Mitte, um 1946









LAB, F Rep. 290, Not. 1 NK Alliierte Soldaten,
Nr. 230763 und 230764
I/3
Amerikanische Soldaten am Bismarck-Denkmal
1946
Aufnahme: H. Köhler
LAB, F Rep. 290, Not. 1 NK Alliierte Soldaten,
Nr. 230779
I/4




LAB, F Rep. 290, Not. 1 NK Alliierte Soldaten,
Nr. 230783
I/5
Französische Soldaten am Bismarck-Denkmal
1946
Aufnahme: H. Köhler
LAB, F Rep. 290, Not. 1 NK Alliierte Soldaten,
Nr. 230781
I/6
Berlinerinnen und Berliner beim Lesen der durch
Anschlag bekannt gemachten Befehle der sowje-
tischen Militärverwaltung
Mai 1945
LAB, F Rep. 290, Not. 1 NK, Nr. 183914
I/7
Sowjetische Propagandaschilder in der Müllerstraße
im Wedding, im Hintergrund die St. Josephskirche
August 1945
LAB, F Rep. 290, Not. 1 NK Besatzungspolitik,
Nr. 20536
I/8
Gaststätte in der Niebergallstraße im Berliner Ortsteil
Wendenschloss, in der die Deklaration der Nieder-
lage Deutschlands und die Bildung der vier Besat-
zungszonen durch die vier Oberbefehlshaber der
Siegermächte am 5. Juni 1945 unterzeichnet wurde.
Die Gaststätte und mit ihr die vorhandene Gedenk-
tafel wurden Mitte der neunziger Jahre abgerissen
Aufnahme: Joachim Fait
Bibl., Die Bau- und Kunstdenkmale in der DDR.
Hauptstadt Berlin II, Berlin 1987, S. 307
I/9




LAB, F Rep. 290, Not. 1 All Allgemeines,
Nr. 263950
I/10
Befehl Nr. 1 der Alliierten Kommandantur Berlin
vom 11. Juli 1945, durch den alle bisher vom
sowjetischen Militärkommandanten erlassenen
Befehle übernommen wurden
LAB, F Rep. 280, Nr. 1242
I/11
Verordnung über die Übernahme der Stadtbezirke
Wedding und Reinickendorf durch die französische
Militärverwaltung
12. August 1945
LAB, F Rep. 280, Nr. 1191
I/12
Postkartenserie „Best wishes from Berlin“, gedruckt
im Auftrag der amerikanischen Militärregierung
1946
Der Verkauf an die deutsche Bevölkerung war
verboten, später wurde auch der Vertrieb an die
Besatzungstruppen untersagt
LAB, F Rep. 280, Nr. 1158/1-5
I/13
Zahlungsmittel der amerikanischen Besatzungs-
truppen
5-Centscheine, Vorder- und Rückseite
1945
LAB, F Rep. 280, Nr. 1159
I/14
Von der Alliierten Kommandantur eingeführtes
Zahlungsmittel
1 Mark, Vorder- und Rückseite
1945
LAB, F Rep. 280, Nr. 1160
I/15
Befehl der Alliierten Kommandantur Nr. BK/O (45) 2
über die Einführung von neuem  Papiergeld
9. August 1945
Plakat
LAB, F Rep. 280, Nr. 1267
I/16
Plan von Berlin mit der Darstellung der Sektoren der
vier Besatzungsmächte
Stand 1945
LAB, F Rep. 270, A 6219
54
I/17
Anweisung des US Hauptquartiers, Büro der
Militärregierung Steglitz, an den Bezirksbürger-
meister von Steglitz über das Verbot der
Beschäftigung von Sowjetbürgern, die der
Rückführung gemäß dem Abkommen von Jalta
unterliegen
28. November 1945
LAB, F Rep. 280, Nr. 6784
I/18
Bekanntmachung des Befehls des sowjetischen
Bezirkskommandanten über die Anfertigung von
Fahnen der vier Alliierten durch jede Hausge-
meinschaft im Bezirk Tiergarten
1. / 2. Juni 1945
LAB, F Rep. 240, Acc. 2969, Nr. 551 und 552
I/19
Bekanntmachung Nr. 12 des Bezirksamtes Tiergarten
über die Meldepflicht aller im Bezirk befindlichen
Grabstellen
1945
LAB, F Rep. 240, Acc. 2969, Nr. 510
55
I/1,3-5 Alliierte vor dem Bismarck-Denkmal am Großen Stern, sowjetische (oben links), amerikanische
(oben rechts), britische und sowjetische (unten links) und französische Soldaten (unten rechts),
1946
56
I/7 Gaststätte in der Niebergallstraße im Berliner Ortsteil Wendenschloss, in der die Deklaration der
Niederlage Deutschlands und die Bildung der vier Besatzungszonen durch die vier Oberbfehls-
haber der Siegermächte am 5. Juni 1945 unterzeichnet wurde
I/6 Berlinerinnen und Berliner beim Lesen der durch Anschlag bekannt gemachten Befehle der sow-
jetischen Militärverwaltung, Mai 1945
57
I/11 Verordnung über die Übernahme der Stadtbezirke Wedding und Reinickendorf durch die fran-
zösische Militärverwaltung, 12. August 1945
I/10 Befehl Nr. 1 der Alliierten Kommandantur Berlin vom 11. Juli 1945, durch den alle bisher vom
sowjetischen Militärkommandanten erlassenen Befehle übernommen wurden
58
I/12 Postkartenserie „Best wishes from Berlin“, gedruckt im Auftrag der amerikanischen Militärregie-
rung; der Verkauf an die deutsche Bevölkerung war verboten, später wurde auch der Vertrieb an
die Besatzungstruppen untersagt, 1946
59
I/14 Von der Alliierten Kommandantur eingeführtes Zahlungsmittel, Vorder-
seite eines Einmarkscheines, 1945
I/15 Befehl der Alliierten Kommandantur Nr. BK/O (45) 2
über die Einführung von neuem Papiergeld,
9. August 1945
60
I/16 Plan von Berlin mit der Darstellung der Sektoren der vier Besatzungsmächte, Stand 1945
I/19 Bekanntmachung Nr. 12 des Bezirksamtes Tiergarten über die Meldepflicht aller im Bezirk be-
findlichen Grabstellen, 1945
61
I/18 Bekanntmachung des Befehls des Sowjetischen Bezirkskommandanten über die An-
fertigung von Fahnen der vier Alliierten durch jede Hausgemeinschaft im Bezirk Tier-
garten, 1. / 2. Juni 1945
62
II Politik und Verwaltung
II/1
Oberbürgermeister Dr. Arthur Werner (1877-1967)
30. Juli 1945
Aufnahme: Iglarz, Magistratsbildstelle
LAB, F Rep. 290, Not. 6 PK, Nr. 260566
II/2




LAB, F Rep. 290, Not. 6 PK, Nr. 260580
II/3
Sitzung des Magistrats im Neuen Stadthaus, von
links soweit nicht verdeckt: Schellenberg, Geschke
(stehend), Grüber, Buchholz, Klimpel, Siebert,
Noortwyck, Maron, Oberbürgermeister Werner,
Schwenk, Orlopp, Pieck, Gohrbandt, Redeker,
Sauerbruch, Kehler, am linken Bildrand der Proto-
kollführer Koppert
August / September 1945
Aufnahme: Hans H. Hartmann / Ingeborg Peter
LAB, E Rep. 300-09, Nr. 112/5
II/4
Oberbürgermeister Dr. Werner im Gespräch mit
Kriegsheimkehrern
1946
LAB, E Rep. 300-09, Nr. 129/13
II/5
Ausstellung des Magistrats „Berlin im Aufbau“ im
ehemaligen Geschäftshaus Unter den Linden 28/30
August 1946
LAB, E Rep. 300-09, Nr. 129/16
II/6
Sitzung des Wahlausschusses zur Vorbereitung der
Berliner Kommunalwahlen im Oktober 1946, von
links: stellvertretender Oberbürgermeister Maron,




LAB, F Rep. 290, Nr. 1925/46
II/7
Sitzung des Wahlausschusses zur Vorbereitung der
Berliner Kommunalwahlen im Oktober 1946, im
Vordergrund: Vertreter der vier Besatzungsmächte
16. September 1946
Aufnahme: Iglarz, Magistratsbildstelle
LAB, F Rep. 290, Not. 1 Wa, Nr. 95775
II/8
Wahlpropaganda der SED am Brandenburger Tor für
die Kommunalwahlen am 20. Oktober 1946
Oktober 1946
Aufnahme: Magistratsbildstelle
LAB, F Rep. 290, Not 1 Wa, Nr. 74491
II/9
Wahlpropaganda der SED und LDP vor dem Bezirksamt
Prenzlauer Berg in der Schönhauser Allee
Oktober 1946
Aufnahme: Ewald Gnilka
LAB, F Rep. 290, Not. 21 Wa, Nr. 172547
II/10
Wahlpropaganda der SPD und SED in der
Kolonnade des „Hauses der Schweiz“
Friedrichstraße Ecke Unter den Linden
September / Oktober 1946
Aufnahme: Ewald Gnilka
LAB, F Rep. 290, Not. 21 Wa, Nr. 172543
II/11
Wahlen für die Stadtverordneten- und die
Bezirksverordnetenversammlungen am 20. Oktober
1946, Auszählen der Stimmzettel
20. Oktober 1946
Aufnahme: Magistratsbildstelle
LAB, F Rep. 290, Not. 1 Wa, Nr. 95788
II/12
Das instand gesetzte Neue Stadthaus in der




LAB, F Rep. 290, Nr. 263952 (Nr. 2031/46)
II/13
Konstituierende Sitzung der Berliner Stadtverord-
netenversammlung am 26. November 1946 im
Neuen Stadthaus, am Rednerpult Oberbürgermeister
Dr. Werner, dahinter erste Reihe von links: der
jüngste männliche Stadtverordnete und Leiter des
Hauptjugendausschusses des Magistrats Heinz
Keßler, Alterspräsident Adolf Wuschick und die
jüngste weibliche Stadtverordnete Friedel Hoffmann,
obere Reihe: Vertreter der vier Besatzungsmächte
26. November 1946
Aufnahme: Magistratsbildstelle
LAB, F Rep. 290, Not. 2 Abgh Sitzungen, Nr. 95791
II/14
Bekanntmachung des Oberbürgermeisters der Stadt
Berlin über die Bildung eines neuen Magistrats vom
17. Mai 1945, in: Tägliche Rundschau. Tageszeitung
für die Bevölkerung Deutschlands, Nr. 4 vom 18.
63
Mai 1945
LAB, F Rep. 240, Acc. 217, Nr. 6
II/15
Ernennungsurkunde des Magistrats der Stadt Berlin
für Oberbürgermeister Dr. Arthur Werner
Die Urkunde entstand nicht bei der Ernennung,
sondern wurde nachträglich ausgestellt
Mai 1945
LAB, E Rep. 300-09, Nr. 21
II/16/1
Schreiben des Oberbürgermeisters Dr. Werner an
die Bezirksbürgermeister zum Tode des sowjetischen
Stadtkommandanten Generaloberst Bersarin
(Schreiben versehen mit altem Amtsstempel)
16. Juni 1945
LAB, F Rep. 280, Nr. 2134
II/16/2
Schreiben des Oberbürgermeisters Dr. Werner an
den Stabschef der Alliierten Kommandantur betref-
fend die Übersendung des Magistratsbeschlusses
Nr. 430/46 über die Meldepflicht von Lebens-,
Genuss- und Futtermittel (Schreiben versehen mit
neuem Amtsstempel)
12. Oktober 1946
LAB, F Rep. 280, Nr. 5465
II/17
„Das erste Jahr. Berlin im Neuaufbau“
Ein Rechenschaftsbericht des Magistrats der Stadt
Berlin
Berlin 1946
LAB, Bibl., Sign. 158
II/18
Bekanntmachung zur Wahl der Stadtverordneten
von Groß-Berlin und der Bezirksverordneten in den
Berliner Verwaltungsbezirken am 20. Oktober 1946
Magistrat der Stadt Berlin, 20. September 1946
Plakat
LAB, F Rep. 240, Acc. 791, Nr. 5
II/19
Werbeplakate und Flugblätter der vier zu den Kom-
munalwahlen am 20. Oktober 1946 zugelassenen
Parteien
1946
„SPD will eine saubere Verwaltung“
„Gleiche Leistung – gleicher Lohn. Volle Gleichbe-
rechtigung der Frau – Wählt SED“
„Wählt eine freie, eine deutsche, eine christliche
Zukunft. Wählt Christlich Demokratische Union
Deutschlands“
„Liberal-Demokratische Partei für Frieden, Freiheit,
Gerechtigkeit“
LAB, F Rep. 240, Acc. 579, Nr. 6a; Acc. 1587,
Nr. 145, 211 und 227
II/20
Befehl Nr. 2 des Obersten Chefs der Sowjetischen
Militärischen Administration über die Bildung und
Tätigkeit antifaschistischer Parteien
10. Juni 1945
LAB, F Rep. 280, Nr. 1239
II/21
Aufruf und Stimmzettel für die Urabstimmung über
die Vereinigung der beiden Arbeiterparteien durch
die Mitglieder der SPD in den zwölf westlichen
Stadtbezirken
Im sowjetischen Sektor war sie wegen der fehlenden
Genehmigung der sowjetischen Bezirkskomman-
danten verboten
31. März 1946
LAB, F Rep. 280, Nr. 1229 und 1226
II/22
Befehl der Alliierten Kommandantur BK/O (46) 248
über die Anerkennung des SPD-Stadtausschusses
und der SEPD
Die Alliierte Kommandantur gestattet sowohl der
SPD als auch der Sozialistischen Einheits-Partei
Deutschlands (SEPD) die Ausübung ihrer Tätigkeit in
allen vier Besatzungssektoren
31. Mai 1946
LAB, F Rep. 280, Nr. 4865
II/23
Befehl der Alliierten Kommandantur BK/O (46) 326
über die Übermittlung der Vorläufigen Verfassung
von Groß-Berlin mit Anschreiben an den Berliner
Oberbürgermeister und erste Seite der nach den
Kommunalwahlen vom 20. Oktober 1946 in Kraft
getretenen Vorläufigen Verfassung von Groß-Berlin
13. August 1946
LAB, C Rep. 101, Nr. 70, und Bibl., Sign. Soz 878a
II/24
Stimmzettel zur Wahl der Bezirksverordneten im
Verwaltungsbezirk Reinickendorf am 20. Oktober
1946
LAB, F Rep. 280, Nr. 1228
II/25
Bekanntmachung des vorläufigen Ergebnisses der
Wahlen zur Stadtverordnetenversammlung am
20. Oktober 1946
Der Tagesspiegel, 2. Jg., Nr. 247, 21. Oktober 1946
LAB, F Rep. 240, Acc. 863, Nr. 37
64
II/9 Wahlpropaganda der SED und LDP vor dem Bezirksamt Prenzlauer Berg in der Schönhauser Allee,
Oktober 1946
II/4 Oberbürgermeister Dr. Werner im Gespräch
mit Kriegsheimkehrern, 1946
65
II/10 Wahlpropaganda der SPD und SED in der Kolonnade des „Hauses der Schweiz“ Friedrichstraße
Ecke Unter den Linden, September / Oktober 1946
II/5 Ausstellung des Magistrats „Berlin im Auf-
bau“ im ehemaligen Geschäftshaus Unter
den Linden 28/30, August 1946
66
II/6 Sitzung des Wahlausschusses zur Vorbereitung der Berliner Kommunalwahlen im Oktober 1946,
von links: stellvertr. OB Maron, OB Dr. Werner und der Leiter des Wahlausschusses, Dr. Land-
wehr, 16. September 1946
II/7 Die Vertreter der vier Besatzungsmächte während der Sitzung des Wahlausschusses,
16. September 1946
67
II/24 Stimmzettel zur Wahl der Bezirksverordneten im Verwaltungsbezirk Reinickendorf am 20. Oktober
1946
II/15 Ernennungsurkunde des Magistrats der Stadt Berlin für Oberbürgermeister Dr. Arthur
Werner, Mai 1945
68





Heimkehrer aus britischer Kriegsgefangenschaft bei
ihrer Ankunft auf dem Bahnhof Grunewald
13. Oktober 1946
LAB, F Rep. 290, Not. 1 NK Heimkehrer, Nr. 74487
III/2
Heimkehrer aus britischer Kriegsgefangenschaft auf
dem Weg in ihren Heimatbezirk Wedding
13. Oktober 1946
LAB, F Rep. 290, Not. 1 NK Heimkehrer, Nr. 74486
III/3-6
Heimkehr von entlassenen Kriegsgefangenen auf
dem Wriezener Bahnhof
1946
Aufnahmen: Erich Otto Krueger
LAB, F Rep. 290-02-01, SG. 19/2, Nr. 296 D, 30751,
30636 und 30641
III/7
Aufenthaltsraum im Kriegsheimkehrer- und
Flüchtlingslager Ruschestraße 32-34 in Lichtenberg
Januar 1947
Aufnahme: Iglarz, Magistratsbildstelle
LAB, F Rep. 290, Nr. 412372 (Nr. 116/47, Filmnr. 4,
Mappe 4)
III/8
„An die Bewohner des Bezirks Kreuzberg“
Aufruf des Bezirksamtes Kreuzberg an die Bevölke-
rung zur freiwilligen Spende von Alt-Textilien für die
Opfer des Faschismus, Kriegsheimkehrer und sonstige
Notleidende
Oktober 1945
LAB, F Rep. 240, Acc. 2969, Nr. 489
III/9
„Zirkular – Großaktion zur Unterbringung der Kriegs-
gefangenen“
Aufruf an die Einwohner von Moabit zu Sachspenden
aller Art für die Einrichtung eines Durchgangslagers für
entlassene Kriegsgefangene in der Rathenower Straße
24. August 1945
LAB, F Rep. 240, Acc. 2969, Nr. 525
III/10
„Heimkehrer! Helft mit am Wiederaufbau der Heimat!“
Flugblatt des Arbeitsamtes Schöneberg-Friedenau für
die Umschulung von Kriegsheimkehrern zu Fach-
kräften im Baugewerbe
15. August 1945
LAB, F Rep. 280, Nr. 5737
III/11
Befehl der Alliierten Kommandantur BK/O (45) 132
betreffend die Verhinderung des Zuzuges von entlas-
senen Kriegsgefangenen durch die Sowjetische Kom-
mandantur
Die Behandlung heimkehrender Kriegsgefangener
wurde anfangs durch die vier Besatzungsmächte
sehr unterschiedlich gehandhabt. Nach sowjetischer
Auffassung konnten sie in Berlin bleiben, soweit sie
in der Stadt beheimatet waren, die anderen Militär-
regierungen vertraten einen gegenteiligen Standpunkt
26. September 1945
LAB, F Rep. 280, Nr. 12287
III/12
Amtliche Bekanntmachung Nr. 50 des Bezirksamts
Tiergarten über das Verbot des Tragens von
Wehrmachtsuniformen
21. Dezember 1945
F Rep. 280, Nr. 5756
III/13
Rückkehrer-Statistik über entlassene Kriegsgefangene,
Evakuierte, Flüchtlinge und Vertriebene sowie
politische Häftlinge im Bezirk Reinickendorf für den
Monat April 1946
15. Mai 1946
LAB, F Rep. 280, Nr. 1733
III/14
„Aufruf an die Berliner Bevölkerung! Helft den
heimkehrenden Kriegsgefangenen!“
Aufruf der vier antifaschistischen Parteien Berlins
und des Heimkehrer-Ausschusses Groß-Berlin
15. September 1946
LAB, F Rep. 280, Nr. 1394
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III/3+4 Heimkehr von entlassenen Kriegsgefangenen auf dem Wriezener Bahnhof, 1946
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III/7 Aufenthaltsraum im Kriegsheimkehrer- und Flüchtlingslager Ruschestraße 32-34 in Lichtenberg,
Januar 1947
III/6 Heimkehr von entlassenen Kriegsgefangenen auf dem Wriezener Bahnhof, 1946
72
III/1 Heimkehrer aus britischer Kriegsgefangenschaft bei ihrer Ankunft auf dem Bahnhof Grunewald,
13. Oktober 1946
III/2 Heimkehrer aus britischer Kriegsgefangenschaft auf dem Weg in ihren Heimatbezirk Wedding,
13. Oktober 1946
73
III/12 Bekanntmachung über das Verbot des
Tragens von Wehrmachtsuniformen,
21. Dezember 1945
III/8 Spendenaufruf für die Opfer des
Faschismus und die Kriegsheim-
kehrer, Oktober 1945
III/10 Aufruf zur Umschulung von Kriegsheim-
kehrern, 15. August 1945
III/14 Spendenaufruf für die Kriegsheimkehrer,
15. September 1946
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IV Displaced Persons, Flüchtlinge, Vertriebene und Evakuierte
IV/1
Flüchtlinge am Brandenburger Tor
20. Juli 1945
Aufnahme: Rose-Marie Kriegel, Magistratsbildstelle
LAB, F Rep. 290, Not. 1 NK Flüchtlinge, Nr. 30054
IV/2
Flüchtlinge in der Königstraße (Rathausstraße)
28. Juli 1945
Aufnahme: Iglarz, Magistratsbildstelle





LAB, F Rep. 290, Not. 1 NK Flüchtlinge, Nr. 30062,
30065, 30073, 30060 und 30061
IV/8
„Aufruf an die Ausgewiesenen!“
Der Magistrat der Stadt Berlin fordert die Flüchtlinge
und Vertriebenen auf, wegen der Versorgungs- und
Unterbringungsschwierigkeiten Berlin sofort wieder
zu verlassen und in das Umland weiterzuziehen
15. Juli 1945
Plakat
LAB, F Rep. 280, Nr. 3019
IV/9
Anweisung des Obersten Chefs der Sowjetischen
Militärverwaltung, Marschall Shukow, vom 19. Juli
1945 über die örtliche Zuweisung der Flüchtlinge
und Vertriebenen aus den einzelnen Regionen der
Ostgebiete
Kreuzberg, 24. August 1945
LAB, F Rep. 280, Nr. 2412
IV/10
Mitteilung des Magistrats der Stadt Berlin, Abteilung
Ernährung, an die Ernährungsämter der Verwaltungs-
bezirke über das Verbot der Ausgabe von Lebens-
mittelkarten an französische, belgische, holländische
und luxemburgische Staatsangehörige für den Monat
November 1945, da deren Rückführung in die Hei-
matländer vorgesehen ist
Berlin, 13. Oktober 1945
LAB, F Rep. 280, Nr. 3555
IV/11
„Anordnung! Seuchen entstehen durch Ungeziefer!
Läuse übertragen Fleckfieber!“
Information an alle Flüchtlinge, Heimkehrer und
Durchziehende über kostenlose Entlausungen und
die Ausstellung von Gesundheitspässen
Tempelhof, 1. November 1945
LAB, F Rep. 280, Nr. 5746
IV/12
„Zuzugssperre für den Bezirk Zehlendorf“
Information über das Zuzugsverbot laut Befehl der
Alliierten Kommandantur
Zehlendorf, 14. November 1945
LAB, F Rep. 280, Nr. 1357
IV/13
Vorlage für die Sitzung des Magistrats über die
Unterbringung und Verpflegung jüdischer Flücht-
linge aus Polen
Berlin, Hauptamt für Sozialwesen, 22. Dezember 1945
LAB, C Rep. 118, Nr. 52
IV/14
Mitteilung des Magistrats der Stadt Berlin, Abt. für
Ernährung, an die Alliierte Kommandantur über die
Verpflegungsrationen im Umsiedlerlager im Bezirk
Köpenick
Berlin, 17. November 1945
LAB, F Rep. 280, Nr. 5442
IV/15
Aufstellung über die im Bezirk Reinickendorf
während der Jahre 1939 bis 1945 befindlichen
Zwangsarbeiterlager, Kriegsgefangenenlager,
Kommandos und Ausländerstationen
Reinickendorf, 22. Januar 1946
LAB, F Rep. 280, Nr. 1730
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IV/1 Flüchtlinge am Brandenburger Tor, 20. Juli 1945
IV/2 Flüchtlinge in der Königstraße (Rathausstraße), 28. Juli 1945
76
IV/4+3 Flüchtlinge in Berlin, Juli 1945
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IV/6+5 Flüchtlinge in Berlin, Juli 1945
78
IV/8 „Aufruf an die Ausgewiesenen!“ Der Magistrat
der Stadt Berlin fordert die Flüchtlinge und Ver-
triebenen auf, wegen der Versorgungs- und Unter-
bringungsschwierigkeiten Berlin sofort wieder
zu verlassen und in das Umland weiterzuziehen,
15. Juli 1945
IV/12 „Zuzugssperre für den Bezirk Zehlendorf“, Information über das Zuzugsverbot laut Befehl der
Alliierten Kommandantur, 14. November 1945
79
IV/13 Vorlage für die Sitzung des Magistrats über die Unterbringung und Verpflegung jüdischer Flücht-
linge aus Polen, 22. Dezember 1945
80
IV/15 Aufstellung über die im Bezirk Reinickendorf während der Jahre 1939 bis 1945 befind-
lichen Zwangsarbeiterlager, Kriegsgefangenenlager, Kommandos und Ausländerstatio-
nen, 22. Januar 1946
IV/11 Information an alle Flüchtlinge, Heimkehrer und
Durchziehende über kostenlose Entlausungen





Stubbenroden und Holzsammeln im Großen
Tiergarten, im Hintergrund die Händelstraße mit der
Ruine der Kaiser-Friedrich-Gedächtniskirche im
alten Hansa-Viertel (siehe Titelbild)
1947
Aufnahme: Siegfried Blohm
LAB, F Rep. 290, Not. 1 NK Versorgung, Nr. 371057
V/2
Beratung der Bevölkerung im Rahmen der Aktion
„Wildgemüse“ im Bezirk Neukölln
1946
Aufnahme: Durnick
LAB, F Rep. 290, Not. 1 NK Versorgung, Nr. 184684
V/3
Ernährungshilfe Nr. 4/5, Informationen für die
Verwendung von Wildgemüse
Die Aktion „Wildgemüse“ diente der Aufklärung der
Bevölkerung über die Verwendbarkeit und Nahr-
haftigkeit wild wachsender Gemüse und Kräuter
Flugblatt, 1946
Aufnahme: Erich Otto Krueger
LAB, F Rep. 290-02-01, SG. 19, Nr. 24233
V/4
Aktion „Brachland“, landwirtschaftliche Nutzung des
abgeholzten Tiergartens, im Hintergrund die Reste der
Siegesallee und die Siegessäule
1946
Aufnahme: Erich Otto Krueger
LAB, F Rep. 290-02-01, SG. 22, Nr. 25323
V/5
Aktion „Brachland“, landwirtschaftliche Nutzung
des abgeholzten Tiergartens
Im Rahmen der Aktion „Brachland“ wurden der abge-
holzte Tiergarten und andere freie Flächen in der
Stadt an die Berliner Bevölkerung zum Gemüse- und
Kartoffelanbau vergeben
1946
Aufnahme: Erich Otto Krueger




LAB, F Rep. 290, Not. 1 NK Versorgung, Nr. 9835
V/7
Ausgabe von heißer Suppe für ältere Menschen im
strengen Winter 1946/47
Aufnahme: Erich Otto Krueger
LAB, F Rep. 290-02-01, SG. 19, Nr. 34346
V/8
In offenen Güterwagen fahren die Berlinerinnen und
Berliner zum „Hamstern“ in das Berliner Umland,




LAB, F Rep. 290, Not. 1 NK Hamsterer, Nr. 252888
V/9
Razzia auf dem Schwarzen Markt am Reichstag, im
Hintergrund das sowjetische Ehrenmal im Tiergarten
März 1946
Aufnahme: Magistratsbildstelle
LAB, F Rep. 290, Not. 1 NK Versorgung, Nr. 89991
V/10
Razzia auf dem Schwarzen Markt in der Ebertstraße
hinter dem Reichstagsgebäude, im Hintergrund das
Haus des Vereins Deutscher Ingenieure Ebertstraße 26
März 1946
LAB, F Rep. 290, Not. 1 NK Versorgung, Nr. 89994
V/11
Schwarzer Markt in der Ebertstraße am Branden-
burger Tor, im Hintergrund rechts die Rückfront des
stark zerstörten Liebermann-Hauses
1946
Aufnahme: Erich Otto Krueger
LAB, F Rep. 290-02-01, SG. 19, Nr. 23454
V/12
„Warning – Warnung“
Die britische Militärregierung warnt unter Androhung
schwerer Strafen vor dem Diebstahl von Lebens-
mitteln und anderen Waren aus den Lagern der
Alliierten
Tiergarten, 1. Juli 1945
Plakat
LAB, F Rep. 280, Nr. 1321
V/13
Bekanntmachung der Militärregierung Kreuzberg
über das Verbot der Beschlagnahme oder des Kaufs
von Lebensmitteln durch Angehörige der vier
Besatzungstruppen
Kreuzberg, 3. November 1945
Plakat
LAB, F Rep. 240, Acc. 2969, Nr. 447
V/14
Amtliche Bekanntmachung des Bezirkes Tiergarten
über die Versorgung mit Seife, Spinnstoff- und
Schuhwaren sowie Nähgarn und Kurzwaren
Tiergarten, 26. Mai 1945
LAB, F Rep. 240, Acc. 2969, Nr. 503
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V/15
Brot- und Lebensmittelkarte für die Berliner Bevöl-
kerung für den Monat Mai nach der Festsetzung der
Lebensmittelrationen vom 5. Mai 1945 durch den
sowjetischen Stadtkommandanten
Mai 1945
LAB, F Rep. 240, Acc. 2164, Nr. 56
V/16
„An die Bevölkerung der Stadt Berlin“
Bekanntmachung der Stadtverwaltung über die
Neufestsetzung der Lebensmittelrationen ab dem
15. Mai durch den sowjetischen
Stadtkommandanten
Berlin, 13. Mai 1945
LAB, F Rep. 240, Acc. 217, Nr. 2
V/17/1-5
Brot- und Lebensmittelkarten für die fünf unterschied-
lichen Gruppen der Bevölkerung für die zweite
Hälfte des Monats Mai
Mai 1945
LAB, F Rep. 240, Acc. 1918, Nr. 8-12
V/18
„Achtung.“
Anschlag eines Vertrauensmannes, dass das Dorf
Groß-Wulkow bei Genthin antifaschistische Ernte-
kräfte sucht
Berlin, 12. Juli 1945
LAB, F Rep. 240, Acc. 2969, Nr. 555
V/19
Amtliche Bekanntmachung Nr. 138 des Bezirkes
Spandau über Termine von geführten Pilz- und
Wildgemüse-Wanderungen durch Berlins Wälder
Spandau, 14. November 1945
LAB, F Rep. 240, Acc. 1651, Nr. 25
V/20
„Die US.-Militärregierung hat folgenden Befehl
erlassen: Die Entnahme von bewirtschafteten Waren
aller Art durch Soldaten der Besatzungsmächte ist
verboten. Soldaten, die dieser Anordnung zuwider-
handeln, werden vor das Kriegsgericht gestellt.“
US.-Military-Government Berlin-Neukölln,
15. Dezember 1945
LAB, F Rep. 280, Nr. 5712
V/21
Anklageschrift und Schilderung des Tatherganges
über Schwarzhandel mit amerikanischen Zigaret-
tenpackungen, die nur mit Papier gefüllt waren
Amtsgericht Berlin-Mitte
Februar / März 1946
LAB, C Rep. 341, Nr. 2405
V/22
Protokoll der kriminalpolizeilichen Vernehmung
und Strafbefehl über die Schwarzschlachtung eines
Hammels in einem Berliner Haushalt durch einen
Oberleutnant der Roten Armee
Amtsgericht Berlin-Prenzlauer Berg
Juli 1945
LAB, C Rep. 341, Nr. 6355
V/23
Monatsbericht des Polizeipräsidenten in Berlin an das
Britische Hauptquartier in Berlin-Charlottenburg
über die Überwachung der Preise und des Schwar-
zen Marktes. Beigefügt ist eine Aufstellung der im
Monat April 1946 gängigen Preise auf dem Schwar-
zen Markt
Mai 1946
LAB, F Rep. 280, Nr. 4516
V/24
„Wer ehrlich arbeitet, darf nicht betrogen werden.





LAB, F Rep. 280, Nr. 5721
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V/2 Beratung der Bevölkerung im Rahmen der Aktion „Wildgemüse“ im Bezirk Neukölln, 1946
V/3 Informationen für die Verwendung von Wildgemüse,
1946
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V/5 Im Rahmen der Aktion „Brachland“ wurden der abgeholzte Tiergarten und andere freie Flächen
in der Stadt an die Berliner Bevölkerung zum Gemüse- und Kartoffelanbau vergeben, 1946
V/12 „Warning – Warnung“, die britische Militärre-
gierung warnt unter Androhung schwerer Stra-
fen vor dem Diebstahl von Lebensmitteln und
anderen Waren aus den Lagern der Alliierten,
1. Juli 1945
85
V/19 Amtliche Bekanntmachung Nr. 138 des Bezir-
kes Spandau über Termine von geführten Pilz-
und Wildgemüse-Wanderungen durch Berlins
Wälder, 14. November 1945
V/4 Aktion „Brachland“, landwirtschaftliche Nutzung des abgeholzten Tiergartens, im Hintergrund
die Reste der Siegesallee und die Siegessäule, 1946
86
V/13 Bekanntmachung der Militärregierung Kreuz-
berg über das Verbot der Beschlagnahme oder
des Kaufs von Lebensmitteln durch Angehörige
der vier Besatzungstruppen, 3. November 1945
V/20 „Die US.-Militärregierung hat folgenden Befehl
erlassen: Die Entnahme von bewirtschafteten Wa-
ren aller Art durch Soldaten der Besatzungsmäch-
te ist verboten. Soldaten, die dieser Anordnung
zuwiderhandeln, werden vor das Kriegsgericht
gestellt“, 15. Dezember 1945
87
V/6 Kartoffelzuteilung, 28. Juni 1945
V/7 Ausgabe von heißer Suppe für ältere Menschen im strengen Winter 1946/47
88
V/16 „An die Bevölkerung der Stadt Berlin“, Bekanntmachung der Stadtverwaltung über die Neufest-
setzung der Lebensmittelrationen ab dem 15. Mai durch den sowjetischen Stadtkommandanten,
13. Mai 1945
89
V/15 Brot- und Lebensmittelkarte für die Berliner Bevölkerung für die erste Hälfte des Monats Mai
nach der Festsetzung der Lebensmittelrationen vom 5. Mai 1945 durch den sowjetischen Stadt-
kommandanten, Mai 1945
V/17/5 Brot- und Lebensmittelkarte für die sonstige Bevölkerung für die zweite Hälfte des Monats Mai
1945
90
V/8 In offenen Güterwagen fahren die Berlinerinnen und Berliner zum „Hamstern“ in das Berliner
Umland, 1946
V/9 Razzia auf dem Schwarzen Markt am Reichstag, im Hintergrund das sowjetische Ehrenmal im Tier-
garten, März 1946
91
V/10 Razzia auf dem Schwarzen Markt in der Ebertstraße, im Hintergrund das Haus des Vereins Deut-
scher Ingenieure, März 1946
V/11 Schwarzer Markt in der Ebertstraße am Brandenburger Tor, im Hintergrund rechts die Rückfront
des stark zerstörten Liebermann-Hauses, 1946
92





hauses im Zoo-Bunker, Flakmunition lagert neben
dem Eingang
1945
Aufnahme: Erich Otto Krueger
LAB, F Rep. 290-02-01, SG. 13, Nr. 612
VI/2
Zum Krankenwagen umgebautes Elektro-Auto der
Firma Bolle vor dem Behelfskrankenhaus im Zoo-
Bunker
1945
Aufnahme: Erich Otto Krueger
LAB, F Rep. 290-02-01, SG. 13, Nr. 626
VI/3




LAB, F Rep. 290, Nr. 1801/46
VI/4




LAB, F Rep. 290, Nr. 112/47 (Filmnr. 17, Mappe 4)
VI/5
Städtische Wärmehalle für ältere Menschen im
strengen zweiten Nachkriegswinter
Winter 1946/47
Aufnahme: Erich Otto Krueger
LAB, F Rep. 290-02-01, SG. 19, Nr. 34113
VI/6
In dem strengen Winter 1946/47 wurden in allen
Stadtteilen städtische Wärmehallen für ältere
Menschen eingerichtet, um ihnen die Möglichkeit
des Aufwärmens zu geben
Winter 1946/47
Aufnahme: Erich Otto Krueger
LAB, F Rep. 290-02-01, SG. 19, Nr. 34225
VI/7
Vom Hunger- und Erfrierungstod bedrohte Berlinerin
im Behelfskrankenhaus im Zoo-Bunker während des
besonders kalten zweiten Nachkriegswinters
Winter 1946/47
Aufnahme: Piontkowski, Magistratsbildstelle




Schöneberg-Friedenau, 4. September 1945
Plakat
LAB, F Rep. 280, Nr. 5671
VI/9
„Anordnung zum Selbstschutz der gesamten
Bevölkerung vor Typhusgefahr“
Bekanntmachung des Gesundheitsamtes Prenzlauer
Berg über die Gesundheitspass-Pflicht für Flücht-
linge und Vertriebene
Prenzlauer Berg, 12. September 1945
Plakat
LAB, F Rep. 240, Acc. 2969, Nr. 484
VI/10
„Achtung! Achtung! Seuchengefahr!“
Warnung des Gesundheitsamtes Köpenick vor der
Übertragung des Fleckfiebers durch die Kleiderlaus
Köpenick, Januar 1946
LAB, F Rep. 240, Acc. 2969, Nr. 495
VI/11
Anordnung der Alliierten Kommandantur BK/O (45)
165 über die Absetzung von Prof. Dr. Ferdinand
(Ernst) Sauerbruch als Leiter des Hauptgesund-
heitsamtes „wegen seiner politischen Tätigkeit unter
dem Nazi-Regime“. Eine Tätigkeit als Chirurg in der
Charité wird ihm weiterhin gestattet
12. Oktober 1945
LAB, F Rep. 280, Nr. 12313
VI/12
„Nothilfe“
Bekanntmachung des Bürgermeisters von Zehlen-
dorf über die sofortige Meldepflicht von Personen,
bei denen Erfrierungsgefahr besteht, sowie der
Adressen von im Bezirk eingerichteten Wärmehallen
Zehlendorf, 18. Februar 1947
LAB, F Rep. 280, Nr. 1407
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VI/9 „Anordnung zum Selbstschutz der gesamten Bevölkerung vor Typhusgefahr“, Bekanntmachung
des Gesundheitsamtes Prenzlauer Berg über die Gesundheitspass-Pflicht für Flüchtlinge und Ver-
triebene, 12. September 1945
95
VI/1 Behelfskrankenhaus des Robert-Koch-Krankenhauses im Zoo-Bunker, Flakmunition lagert ne-
ben dem Eingang, 1945
VI/2 Zum Krankenwagen umgebautes Elektro-Auto der Firma Bolle vor dem Behelfskrankenhaus im
Zoo-Bunker, 1945
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VI/10 „Achtung! Achtung! Seuchengefahr!“ Warnung
des Gesundheitsamtes Köpenick vor der Über-
tragung des Fleckfiebers durch die Kleiderlaus,
Januar 1946
VI/8 „Bekanntmachung. Pockenschutzimpfung für Säuglinge und Kleinkinder“, Schöneberg-Friedenau,
4. September 1945
97
VI/4 Diphterie-Schutzimpfung der Kinder im Gesundheitsamt Weißensee, Dezember 1946
VI/7 Vom Hunger- und Erfrierungstod bedrohte Berlinerin im Behelfskrankenhaus im Zoo-Bunker
während des besonders kalten zweiten Nachkriegswinters 1946/47
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VI/12 „Nothilfe“, Bekanntmachung des Bürgermeisters von Zehlendorf über die sofortige Meldepflicht
von Personen, bei denen Erfrierungsgefahr besteht, sowie der Adressen von im Bezirk eingerich-
teten Wärmehallen, 18. Februar 1947
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VI/5 Städtische Wärmehalle für ältere Menschen im
strengen zweiten Nachkriegswinter 1946/47
VI/6 In dem strengen Winter 1946/47 wurden in allen Stadtteilen städtische Wärmehallen für ältere




Wohnhaus mit eingestürzter Seitenwand, die nun




LAB, F Rep. 290, Not. 1 NK, Nr. 324471
VII/2
Notbalkon in einer Hausruine
1946
Aufnahme: Magistratsbildstelle
LAB, F Rep. 290, Not. 1 NK, Nr. 20517
VII/3
Wohnbaracke im Kriegsheimkehrer- und
Flüchtlingslager Ruschestraße 32-34 in Lichtenberg
Januar 1947
Aufnahme: Iglarz, Magistratsbildstelle
LAB, F Rep. 290, Nr. 110/47 (Filmnr. 36, Mappe 4)
VII/4
Nissenhütten an der Wullenweberstraße im Bezirk
Tiergarten
1949
Aufnahme: Erich Otto Krueger
LAB, F Rep. 290-02-01, SG. 20, Nr. 51011
VII/5
Nissenhütten im Bezirk Tiergarten
Januar 1947
Aufnahme: Iglarz, Magistratsbildstelle
LAB, F Rep. 290, Nr. 645/47 (Filmnr. 6, Mappe 4)
VII/6
„Der Wedding baut auf – ½ Jahr antifaschistischer
Wiederaufbau!“




LAB F Rep. 280, Nr. 1360
VII/7
„Achtung!“
Aufruf des Arbeitsausschusses des antifaschistischen
demokratischen Blocks an die Bevölkerung von
Moabit die aus den Ostgebieten eintreffenden rund
10 000 Flüchtlinge und Vertriebene vorübergehend
in ihren Wohnungen aufzunehmen
Tiergarten, Juli 1945
LAB, F Rep. 240, Acc. 2969, Nr. 591
VII/8
Anweisung des Stadtrates Prof. Scharoun, Leiter der
Abt. Bau- und Wohnungswesen des Magistrats, über
die Winterfestmachung der Wohnungen, Kranken-
häuser und Schulen sowie das Verbot des weiteren
Ausbaus von Läden, Restaurants und
Vergnügungsstätten
Berlin, 6. September 1945
LAB, F Rep. 280, Nr. 3451
VII/9
Beschlagnahme von unterbelegtem möbliertem Wohn-
raum und Einweisung von ausgebombten Familien
Kreuzberg, 11. September 1945
LAB, F Rep. 280, Nr. 2465
101
VII/3 Wohnbaracke im Kriegsheimkehrer- und Flüchtlingslager Ruschestraße 32-34 in Lichtenberg,
Januar 1947
VII/1 Wohnhaus mit eingestürzter Seitenwand,
1946
VII/2 Notbalkon in einer Hausruine, 1946
102
VII/5 Nissenhütten im Bezirk Tiergarten, Januar 1947
VII/4 Nissenhütten an der Wullenweberstraße im Bezirk Tiergarten, 1949
103
VII/9 Beschlagnahme von unterbelegtem möbliertem Wohnraum und Einwei-
sung von ausgebombten Familien, 11. September 1945
VII/6 „Der Wedding baut auf – ½ Jahr antifaschistischer
Wiederaufbau!“ Ausstellung vom 17. bis 25. No-
vember 1945 im Osramhaus, Oudenarder Straße,
November 1945
104










Aufnahme: Erich Otto Krueger
LAB, F Rep. 290-02-01, SG. 8, Nr. 27061
VIII/3
Oberbürgermeister Dr. Werner im Gespräch mit
Trümmerfrauen
1946










Aufnahme: Erich Otto Krueger
LAB, F Rep. 290-02-01, SG. 8, Nr. 25133
VIII/6
Am ehemaligen Lessing-Theater Friedrich-Karl-Ufer
(Kapelle-Ufer)
1946
Aufnahme: Erich Otto Krueger




Aufnahme: Erich Otto Krueger
LAB, F Rep. 290-02-01, SG. 8, Nr. 52443
VIII/8
Trümmerschuttverladung an der Weidendammer
Brücke
1949
Aufnahme: Erich Otto Krueger










LAB, F Rep. 290, Nr. 1594/46 (Filmnr. 27, Mappe 1)
VIII/11
Trümmerbeseitigung in der Schönhauser Allee
Juli 1945
Aufnahme: Iglarz, Magistratsbildstelle
LAB, F Rep. 290, Nr. 41/45 (Filmnr. 32, Mappe 1)
VIII/12–15
Trümmerfrauen bei der Arbeit
1946/47
Aufnahmen: Goldbach, Magistratsbildstelle
(Nr. 12); Erich Otto Krueger (Nr. 13-15)
LAB, F Rep. 290, Nr. 759/46 (Filmnr. 6, Mappe 1);
F Rep. 290-02-01, SG. 8, Nr. 25132, 38434 und
38433
VIII/16
„Heimkehrer aus Berlin. Eure Heimatstadt weist
euch den Weg zu einer neuen Lebensgrundlage.
Umschulung – Berufsberatung – Arbeitsvermittlung.
Arbeitet mit am Wiederaufbau eurer Hei-matstadt“
Magistrat von Groß-Berlin, Abteilung für Arbeit,
1948
Plakat
LAB, F Rep. 240, Acc. 579, Nr. 144
VIII/17
Bekanntmachung des Bürgermeisters von Tiergarten
über die vom sowjetischen Stadtkommandanten
befohlene Beseitigung sämtlicher Barrikaden
(Panzersperren)
Tiergarten, 29. Mai 1945
LAB, F Rep. 240, Acc. 2969, Nr. 523
VIII/18
Bekanntmachung Nr. 6 über die Abgabepflicht von
einem Spaten und einer Schippe aus dem Bestand
der Luftschutzgeräte durch jede Hausgemeinschaft
Polizeiinspektion Tiergarten, 9. Juni 1945
LAB, F Rep. 240, Acc. 2969, Nr. 459
VIII/19
„Aufruf!“
Bekanntmachung über die ab 1. August 1945
gültige tägliche Meldepflicht der arbeitssuchen-
den männlichen Bevölkerung
Arbeitsamt Spandau, 31. Juli 1945
Plakat
LAB, F Rep. 280, Nr. 5675
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VIII/20
„Auf Befehl der Militärregierung gebe ich bekannt:“
Bekanntmachung des Bürgermeisters von Zehlen-
dorf über die sofortige Meldepflicht aller ehema-
ligen Mitglieder der NSDAP, SS und SA im Alter von
18 bis 60 Jahren beim Arbeitsamt
Zehlendorf, 30. Oktober 1945
LAB, F Rep. 280, Nr. 1350
VIII/21
Bekanntmachung über die Meldepflicht aller in
keinem festen Arbeitsverhältnis stehenden Männer
im Alter von 15 – 65 Jahren und Frauen im Alter
von 15 – 60 Jahren sowie die Ausgabe von Ausweis-
karten, die zum Bezug der Lebensmittelkarten
berechtigen
Bezirksarbeitsamt Prenzlauer Berg, 30. August 1945
Plakat
LAB, F Rep. 240, Acc. 2969, Nr. 483
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VIII/17 Bekanntmachung des Bürgermeisters von Tiergarten über die vom sowjetischen Stadtkomman-
danten befohlene Beseitigung sämtlicher Barrikaden (Panzersperren), 29. Mai 1945
107
VIII/1 Am Berliner Rathaus, 1946
VIII/2 Am Berliner Dom, 1946
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VIII/4 Schönhauser Allee 116, 19. Juli 1945
VIII/3 Oberbürgermeister Dr. Werner im Gespräch mit Trümmerfrauen, 1946
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VIII/5 Am Lützowplatz, 1946
VIII/6 Am ehemaligen Lessing-Theater Friedrich-Karl-Ufer (Kapelle-Ufer), 1946
110
VIII/21 Bekanntmachung über die Meldepflicht aller in
keinem festen Arbeitsverhältnis stehenden Män-
ner im Alter von 15 – 65 Jahren und Frauen im
Alter von 15 – 60 Jahren sowie die Ausgabe von
Ausweiskarten, die zum Bezug der Lebensmit-
telkarten berechtigen, 30. August 1945
VIII/20 „Auf Befehl der Militärregierung gebe ich bekannt:“ Bekanntmachung des Bürgermeisters von
Zehlendorf über die sofortige Meldepflicht aller ehemaligen Mitglieder der NSDAP, SS und SA
im Alter von 18 bis 60 Jahren beim Arbeitsamt, 30. Oktober 1945
111
VIII/10 Trümmerbeseitigung in Charlottenburg, 1946
VIII/11 Trümmerfrauen bei der Arbeit, 1946/47
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VIII/13+14 Trümmerfrauen bei der Arbeit, 1946/47
113
VIII/16 „Heimkehrer aus Berlin. Eure Heimatstadt weist euch den Weg zu einer neuen Lebensgrundlage.





Eröffnung der direkten Zugverbindung Moskau –
Berlin
Begrüßung der Gäste durch den stellvertretenden
Oberbürgermeister Maron, Oberbürgermeister Dr.
Werner und den stellvertretenden sowjetischen Stadt-
kommandanten Generalmajor Barinow (von links)
auf dem Schlesischen Bahnhof (Ostbahnhof)
28. Juni 1945
Aufnahme: Iglarz, Magistratsbildstelle
LAB, F Rep. 290, Nr. 412379 (Nr. 8/45, Filmnr. 20,
Mappe 1)
IX/2
Einsatz von Fährbooten an Stelle des gesprengten
Borsigsteges, im Hintergrund Ruinen am Holsteiner
Ufer im zerstörten Hansa-Viertel
1945
Aufnahme: Erich Otto Krueger
LAB, F Rep. 290-02-01, SG. 19, Nr. 122
IX/3
Reger Verkehr am U-Bahn-Eingang zu den wieder in
Betrieb genommenen Linien  am Alexanderplatz, der
auch bekannter Treffpunkt für den Schwarzhandel
war, im Hintergrund die Ruine des Warenhauses
Hermann Tietz
26. Juli 1945
Aufnahme: Rose-Marie Kriegel, Magistratsbildstelle
LAB, F Rep. 290, Nr. 201/45 (Filmnr. 38, Mappe 1)
IX/4
Straßenbahn mit verpappten Fenstern der Linie 21
auf dem Potsdamer Platz
Die Linie 21 verkehrte zu dieser Zeit von Moabit,
Wiebestraße, bis Hallesches Tor, im Hintergrund
links die Bellevuestraße und rechts das teilzerstörte
Columbushaus mit dem Provisorium des am Leip-
ziger Platz zerstörten Warenhauses A. Wertheim
1947
Aufnahme: Magistratsbildstelle
LAB, F Rep. 290, Not. 24 Mit, Nr. 20382
IX/5
Doppeldeck-Omnibus mit teilweise verpappten
Fenstern an der berühmten Kreuzung Unter den
Linden Ecke Friedrichstraße, im Hintergrund die
Ruine des Café Victoria
1947
Aufnahme: Magistratsbildstelle
LAB, F Rep. 290, Not. 24 RBau, Nr. 277321
IX/6
Auf „Hamsterfahrt“ befindliche Berlinerinnen und
Berliner besteigen provisorisch instandgesetzte
Wagen der Straßenbahnlinie 28, die von Bahnhof
Gesundbrunnen bis Tegelort fuhr
1948
Aufnahme: Magistratsbildstelle
LAB, F Rep. 290, Not. 1 NK Versorgung/Hamsterer,
Nr. 6917
IX/7
Kontrolle eines mit Holzfeuerung betriebenen Pkw
durch die Polizei
Die KfZ-Kennzeichnung mit BG (russ. Berlin Gorod =
Stadt Berlin) war ab 15. August 1945 Pflicht
September 1946
Aufnahme: Magistratsbildstelle
LAB, F Rep. 290, Not. 2 Pol Allgemeines, Nr. 90004
IX/8
Verkehrsplan der BVG und Stand der
Brückenübergänge in Berlin
25. August 1945




LAB, F Rep. 280, Nr. 1327/1
IX/10
Befehl der Alliierten Kommandantur BK/O (45) 136
über die technische Aufsicht der Abteilung für städ-
tischen Verkehr des Magistrats über Straßenbahnen
und U-Bahnen
28. September 1945
LAB, F Rep. 280, Nr. 12291
IX/11
Berliner Brücken-Plan. Verkehrszustand aller Spree-,
Landwehrkanal- und Teltowkanal-Brücken
21. Januar 1946
LAB, F Rep. 280, Nr. 5651
IX/12
KfZ-Führerschein-Muster und Fahrtberechtigungs-
ausweis für Sonn- und Feiertage
April 1946
LAB, F Rep. 280, Nr. 5383 und 5384
IX/13
„Der Zehlendorfer Plan. Ein Vorschlag für die Neu-
ordnung des Verkehrs beim Wiederaufbau Berlins“
Am 16. April 1946 legte die Außenstelle Zehlendorf
des Hauptamts für Planung die Entwürfe dem Bau-
wirtschaftsausschuss der Stadt Berlin vor. Im Juni
wurden die Pläne in Zehlendorf öffentlich ausgestellt
und im September 1946 wurde der Gesamtverkehrs-
plan in der Ausstellung „Berlin plant“ im Berliner
Schloss gezeigt
Druckhaus Tempelhof, 1947
LAB, F Rep. 280, Nr. 5198
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IX/1 Eröffnung der direkten Zugverbindung Moskau – Berlin, Begrüßung der Gäste durch den stellv.
OB Maron, OB Dr. Werner und den stellv. sowjetischen Stadtkommandanten Generalmajor
Barinow (von links) auf dem Schlesischen Bahnhof (Ostbahnhof), 28. Juni 1945
IX/5 Doppeldeck-Omnibus mit teilweise verpappten Fenstern an der berühmten Kreuzung Unter den
Linden Ecke Friedrichstraße, im Hintergrund die Ruine des Café Victoria, 1947
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IX/8 Verkehrsplan der BVG und Stand der Brückenübergänge in Berlin, 25. August 1945
IX/13 „Der Zehlendorfer Plan. Ein Vorschlag für die
Neuordnung des Verkehrs beim Wiederauf-
bau Berlins“, 1947
117
IX/9 Verkehrsverbindungen der BVG, 12. Juli 1945
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IX/4 Straßenbahn mit verpappten Fenstern der Linie 21 auf dem Potsdamer Platz, im Hintergrund links
die Bellevuestraße und rechts das teilzerstörte Columbushaus mit dem Provisorium des am Leip-
ziger Platz zerstörten Warenhauses A. Wertheim, 1947
IX/6 Auf „Hamsterfahrt“ befindliche Berlinerinnen und Berliner besteigen provisorisch instandgesetzte
Wagen der Straßenbahnlinie 28, die von Bahnhof Gesundbrunnen bis Tegelort fuhr, 1948
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IX/11 Berliner Brücken-Plan. Verkehrszustand aller Spree-, Landwehrkanal- und Teltowkanal-Brük-
ken, 21. Januar 1946
IX/2 Einsatz von Fährbooten an Stelle des gesprengten Borsigsteges, im Hintergrund Ruinen am Hol-
steiner Ufer im zerstörten Hansa-Viertel, 1945
120
IX/7 Kontrolle eines mit Holzfeuerung betriebenen Pkw durch die Polizei, die KfZ-Kennzeichnung
mit BG (russ. Berlin Gorod = Stadt Berlin) war ab 15. August 1945 Pflicht, September 1946




Kinder spielen mit weggeworfener Handgranate
in den Ruinen
1946
Aufnahme: Erich Otto Krueger
LAB, F Rep. 290-02-01, SG. 19/4, Nr. 34934
X/2
Kinder auf einem zerstörten Panzer in der
Sebastianstraße im Bezirk Mitte
1945
Aufnahme: Siegfried Blohm
LAB, F Rep. 290, Not. 1 NK Ruinenstraßen,
Nr. 371462
X/3




LAB, F Rep. 290, Not. 1 NK, Nr. 87391
X/4
In Sonderzügen der S-Bahn werden die Kinder
während der Ferienspiele zu den Ausflugsorten
gefahren. Alliierte und Schweizer Spenden




LAB, F Rep. 290, Nr. 1168/46 (Filmnr. 29, Mappe 2)
X/5




LAB, F Rep. 290, Nr. 412381 (Nr. 1313/46, Filmnr. 6,
Mappe 2)
X/6
Auf einer Trümmerbahn spielende Kinder vor der
Ruine der Kaiser-Wilhelm-Gedächtniskirche in
Charlottenburg
1946
Aufnahme: Erich Otto Krueger
LAB, F Rep. 290-02-01, SG. 19/4, Nr. 26936
X/7
Sommervergnügen der Kinder auf dem von den
Alliierten beschlagnahmten Gelände des
Tennisclubs Blau-Weiß am Roseneck in
Schmargendorf
3. August 1945
Aufnahme: Rose-Marie Kriegel, Magistratsbildstelle
LAB, F Rep. 290, Nr. 412380 (Nr. 349/45, Filmnr.
31, Mappe 1)
X/8
„Wir, die Figuren aus der Bastelkiste der Jugend von
Schöneberg-Friedenau laden ein zu einer
Ausstellung im kleinen Sitzungssaal des Neuen
Rathauses Schöneberg, Rudolf-Wilde-Platz“
29. September bis 13. Oktober 1945
Plakat
LAB, F Rep. 280, Nr. 5672
X/9
Aufruf des Bezirksbürgermeisters von Zehlendorf zu
Spenden von Kleidung, Schuhwerk und Decken für
die Kinderheime und Flüchtlingslager
8. Oktober 1945
LAB, F Rep. 280, Nr. 1358
X/10
Anordnung der Alliierten Kommandantur BK/O (45)
173 über die Einführung der Lebensmittelkarte IVa
für Schulkinder von 9 bis 16 Jahren
Die Lebensmittelrationen werden damit für
Jugendliche von 1388 auf 1550 Kalorien täglich
heraufgesetzt
23. Oktober 1945
LAB, F Rep. 280, Nr. 12317
X/11
„Aktion Storch – Meldeschluss: 15. November
1945“
Aufruf an die Eltern des Bezirkes Tiergarten, ihre
Kinder für die Verschickung in die britische Besat-
zungszone während der Wintermonate anzumelden.
Mit der Aktion „Storch“, auf die wegen der gerade
gemachten Erfahrungen der Kinderlandverschickung
während des Krieges von den Eltern anfangs eher
skeptisch reagiert wurde, evakuierte die britische
Besatzungsmacht ab Oktober 1945 rund 50 000
Kinder in die besser versorgte britische Zone
7. November 1945
Plakat
LAB, F Rep. 240, Acc. 2969, Nr. 537
X/12
„Rettet die Kinder!“ – Aufruf für das Friedens-
weihnachtsfest 1945
Das Ehrenpräsidium für das Friedensweihnachtsfest
1945 und der Hauptausschuss „Opfer des Faschis-
mus“ rufen die Berliner Bevölkerung zu einer Spen-
denaktion für die Kinder zum Weihnachtsfest auf
Herbst 1945
Plakat
LAB, F Rep. 280, Nr. 5013
X/13
„Sucht die Kinder aus Frankreich!“
Aufruf an die Bevölkerung zur Mithilfe und Aufklä-
rung über die von den Deutschen verschleppten
122
mehr als 100 000 Kinder verschiedener Nationalitä-
ten aus Frankreich




LAB, F Rep. 280, Nr. 5652
X/14
Pressemitteilung des Magistrats der Stadt Berlin
über die Rückführung evakuierter Berliner Mütter
und Kinder sowie von Waisenkindern
Presseamt, 16. Oktober 1946
LAB, C Rep. 118, Nr. 52
123
X/2 Kinder auf einem zerstörten Panzer in der Sebastianstraße im Bezirk Mitte, 1945
X/1 Kinder spielen mit weggeworfener Handgranate in den Ruinen, 1946
124
X/8 „Wir, die Figuren aus der Bastelkiste der Jugend
von Schöneberg-Friedenau laden ein zu einer Aus-
stellung im kleinen Sitzungssaal des Neuen Rat-
hauses Schöneberg, Rudolf-Wilde-Platz“, 29. Sep-
tember bis 13. Oktober 1945
X/6 Auf einer Trümmerbahn spielende Kinder vor der Ruine der Kaiser-Wilhelm-Gedächtniskirche
in Charlottenburg, 1946
125
X/12 „Rettet die Kinder!“ Aufruf für das Friedensweihnachtsfest 1945, das Ehrenpräsidium für das
Friedensweihnachtsfest 1945 und der Hauptausschuss „Opfer des Faschismus“ rufen die Berli-
ner Bevölkerung zu einer Spendenaktion für die Kinder zum Weihnachtsfest auf, Herbst 1945
X/3 Kleinkind im Laufgitter zwischen den Trümmer-
steinen, Sommer 1946
126
X/11 „Aktion Storch – Meldeschluss: 15. November 1945“, Aufruf an die Eltern des Bezirkes Tiergar-
ten, ihre Kinder für die Verschickung in die britische Besatzungszone während der Wintermona-
te anzumelden, 7. November 1945
127
X/5 Kasperle-Theater-Vorführung für die Kinder im Rahmen der Ferienspiele, August 1946
X/7 Sommervergnügen der Kinder auf dem von den Alliierten beschlagnahmten Gelände des Ten-
nisclubs Blau-Weiß am Roseneck in Schmargendorf, 3. August 1945
128
X/4 In Sonderzügen der S-Bahn werden die Kinder
während der Ferienspiele zu den Ausflugsorten
gefahren. Alliierte und Schweizer Spenden er-
möglichten die zusätzliche Verpflegung während
der Ferientage, August 1946
X/13 „Sucht die Kinder aus Frankreich!“ Aufruf an die Bevölkerung zur Mithilfe und Aufklärung über die





Unterricht für Schülerinnen und Schüler der




LAB, F Rep. 290, Not. 18 Sch 3 Schulbetrieb,
Nr. 1450
XI/2
Essentransport der Schulspeisung von einer
Großküche für die Berliner Schulen
Dezember 1945
LAB, F Rep. 290, Not. 18 Sch 3 Schulbetrieb,
Nr. 123562
XI/3
Wiederaufnahme des Schulbetriebs in notdürftig
instandgesetzten Schulhäusern
Juli 1945
Aufnahme: Rose-Marie Kriegel, Magistratsbildstelle
LAB, F Rep. 290, Nr. 109/45
XI/4
Schüler beim Essen der Schulspeisung
1946
Aufnahme: Erich Otto Krueger
LAB, F Rep. 290-02-01, SG. 14, Nr. 22424
XI/5
Englischzirkel in einem Tiergartener Jugendclub im
britischen Sektor
1946
Aufnahme: Erich Otto Krueger
LAB, F Rep. 290-02-01, SG. 14, Nr. 23811
XI/6
„Gemeinsame Kundgebung der KPD und SPD.
Thema: Demokratische Schulreform“
Auf der Kundgebung im Palast (früher Zirkus
Schumann) sprachen Anton Ackermann (KPD)
und Max Kreuziger (SPD). Ziel der von der SED




LAB, F Rep. 240, Acc. 2969, Nr. 1120
XI/7
Anordnung über die Anmeldepflicht der schul-
pflichtigen und einzuschulenden Kinder für die
Wiederaufnahme des Schulbetriebes nach dem
Kriegsende
Reinickendorf, 5. Mai 1945
LAB, F Rep. 280, Nr. 1427
XI/8
Bekanntmachung über die Registrierung aller im
Bezirk Tempelhof wohnenden Lehrkräfte aller
Schularten
Tempelhof, 25. Mai 1945
LAB, F Rep. 280, Nr. 2988
XI/9
Presseausschnitt über die Bemühungen des
Magistrats der Stadt Berlin zur Rückführung der
während des Krieges evakuierten und in KLV-Lagern
befindlichen Kinder
Während der letzten Kriegsjahre waren eine große
Zahl von Berliner Schulklassen im Rahmen der
Kinderlandverschickung (KLV) in andere Teile  des
Deutschen Reiches verlegt worden
12. August 1945
LAB, C Rep. 118, Nr. 51
XI/10
Befehl der Alliierten Kommandantur BK/O (45) 52
zur Neuorganisation des Schulwesens und über die
Verwendung einheitlicher Deutsch- und
Rechenbücher
4. September 1945
LAB, F Rep. 280, Nr. 12219
XI/11
Schreiben des Hauptamtes für Sozialwesen an die
Alliierte Kommandantur mit der Bitte um Hilfe bei
der Rückführung von KLV-Schulkindern aus der
Tschechoslowakei
Berlin, 6. März 1946
LAB, C Rep. 118, Nr. 52
XI/12
Bekanntmachung des Tempelhofer Schulamtes über
die Ausgabe von Schulspeisung gegen Abgabe von
Lebensmittelmarken
Tempelhof, 26. März 1946
LAB, F Rep. 280, Nr. 5747
XI/13
Information des Presseamtes des Magistrats über das
Eintreffen von 600 Zentnern Stroh zur Anfertigung
von Strohschuhen für die Schulkinder
Unzählige Kinder konnten in den ersten Monaten
gar nicht am Schulunterricht teilnehmen, weil sie
kein Schuhwerk hatten
Berlin, 3. Dezember 1946
LAB, C Rep. 118, Nr. 392
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XI/7 Anordnung über die Anmeldepflicht der schul-
pflichtigen und einzuschulenden Kinder für
die Wiederaufnahme des Schulbetriebes nach
dem Kriegsende, 5. Mai 1945




XI/1 Unterricht für Schülerinnen und Schüler der 2. Klasse in der 2. Volksschule Waldstraße im Be-
zirk Reinickendorf, September 1948
XI/8 Bekanntmachung über die Registrierung aller im Bezirk Tempelhof wohnenden Lehrkräfte aller
Schularten, 25. Mai 1945
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XI/2 Essentransport der Schulspeisung von einer Großküche für die Berliner Schulen, Dezember 1945
XI/3 Wiederaufnahme des Schulbetriebs in notdürf-
tig instandgesetzten Schulhäusern, Juli 1945
133
XI/12 Bekanntmachung des Tempelhofer Schulamtes über die Ausgabe von Schulspeisung gegen Ab-
gabe von Lebensmittelmarken, 26. März 1946
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XI/4 Schüler beim Essen der Schulspeisung, 1946








LAB, F Rep. 290, Not. 36 Ho, Nr. 7464
XII/2
Weidende Kühe im Vorgarten der Berliner
Universität, im Hintergrund die Ruine der Staatsoper
1946
Aufnahme: Erich Otto Krueger
LAB, F Rep. 290-02-01, SG. 19, Nr. 27213
XII/3
Sitzung des Senats der Berliner Universität zur
Vorbereitung der zum 29. Januar 1946 geplanten
Eröffnung des Studienbetriebs, von links nach rechts:
Prof. Dr. Kappert, Dekan der Landwirtschaftliche
Fakultät; Prorektor Prof. Dr. Meerwarth (Staatswissen-
schaften / Statistik); Prof. Dr. Erbe (Juristische Fakultät);
Prof. Dr. Eltester, Dekan der Theologischen Fakultät;
Prof. Dr. Dobberstein, Dekan der Veterinärmedizi-
nischen Fakultät; Rektor Prof. Dr. Stroux; Dr. H. L.
Schmid, Vertreter der Dozenten; Prof. Dr. Deubner,
Dekan der Philosophischen Fakultät; Prof. Dr. Noack,
Dekan der Mathematisch-Naturwissenschaftlichen
Fakultät; Prof. Dr. Lehmann, Dekan der Medizinischen
Fakultät
Januar 1946
Aufnahme: Jacobson / Sonnenfeld
LAB, F Rep. 290, SG. 16/1, Nr. 64/788
XII/4 und 5
Studentinnen und Studenten in der Freistunde im
Vorgarten der Universität Unter den Linden
Frühjahr 1946
Aufnahme: Jacobson / Sonnenfeld (XV/5)
LAB, F Rep. 290, Acc. 600, Nr. 74; F Rep. 290, SG.
16/1, Nr. 64/789
XII/6
„Kunstschule des Nordens Berlin-Weißensee“
Lehrplan-Angebot der späteren Hochschule für
angewandte Kunst Berlin-Weißensee zur Eröffnung
des ersten Studiensemesters am 1. April 1946
Plakat
LAB, F Rep. 240, Acc. 579, Nr. 107
136
XII/1 Die teilzerstörte Berliner Universität Unter den Linden, August 1946
XII/3 Sitzung des Senats der Berliner Universität unter der Leitung des Rektors Prof. Dr. Stroux (sechs-
ter von links) zur Vorbereitung der zum 29. Januar 1946 geplanten Eröffnung des Studienbetriebs,
Januar 1946
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XII/2 Weidende Kühe im Vorgarten der Berliner Universität, im Hintergrund die Ruine der Staatsoper,
1946
XII/5 Studentinnen und Studenten in der Freistunde
im Vorgarten der Universität Unter den Linden,
Frühjahr 1946
138
XII/6 „Kunstschule des Nordens Berlin-Weißensee“, Lehrplan-Angebot der späteren Hochschule für
angewandte Kunst Berlin-Weißensee zur Eröffnung des ersten Studiensemesters am 1. April 1946
139
XIII Presse und Literatur
XIII/1
Zeitungsverkäufer in der Hardenbergstraße Ecke
Joachimstaler Straße
1946
Aufnahme: Erich Otto Krueger




Aufnahme: Erich Otto Krueger
LAB, F Rep. 290-02-01, SG. 12, Nr. 22243
XIII/3
Bekanntmachung des Bezirksbürgermeisters von
Schöneberg / Friedenau über die Verordnung der
amerikanischen Militärregierung vom 16. August
1945 zur Kontrolle von Druckschriften, Rundfunk,
Theater und Musik
August 1945
LAB, F Rep. 280, Nr. 5015
XIII/4
Zeitungsverkauf im zweiten Nachkriegswinter
1946/47, trotz bitterer Kälte gibt es bereits Zeitun-
gen aus anderen Zonen und die importierte „Times“
25. Februar 1947
Aufnahme: Piontkowski, Magistratsbildstelle
LAB, F Rep. 290, Nr. 412376 (Nr. 158/47, Filmnr. 1,
Mappe 4)
XIII/5
Bücherstand in der Neuen Friedrichstraße
(Karl-Liebknecht-Straße)
1946
Aufnahme: Erich Otto Krueger
LAB, F Rep. 290-02-01, SG. 19, Nr. 34413
XIII/6
„Tag des verbrannten Buches – Tag des freien
Buches“
Aufruf des Kulturbundes zur demokratischen
Erneuerung Deutschlands zur Kundgebung am 10.
Mai 1947 im Innenhof der Berliner Unbiversität, auf
der u.a. Alfred Döblin, Erich Kästner, Alfred
Kantorowicz, Anna Seghers, Peter Suhrkamp und
Friedrich Wolf sprachen
Plakat
LAB, F Rep. 240, Acc. 947, Nr. 4
XIII/7
Auswahl von Berliner Tageszeitungen, die von den
Alliierten herausgegeben bzw. lizensiert, vom
Magistrat bzw. den zugelassenen Parteien im Laufe
des Jahres 1945 herausgegeben wurden
„Berliner Zeitung“, 1. Jg., Nr. 17, 6. Juni 1945
(ab 2. August 1945 Amtliches Organ des Magistrats
von Berlin)
„Deutsche Volkszeitung. Zentralorgan der
Kommunistischen Partei Deutschlands“, 1. Jg.,
Nr. 5, 17. Juni 1945
„Neue Zeit. Tageszeitung der Christlich-Demokra-
tischen Union Deutschlands“, 1. Jg., Nr. 8,
31. Juli 1945
„Der Berliner. Nachrichtenblatt der Britischen
Militärbehörde“, 1. Jg., Nr. 2, 4. August 1945
„Der Morgen. Tageszeitung der Liberal-
Demokratischen Partei Deutschlands“, 1. Jg., Nr. 1,
3. August 1945
„Allgemeine Zeitung“, herausgegeben von der
Amerikanischen Armee, 1. Jg., Nr. 1, 8. August 1945
„Neue Berliner Illustrierte“, Nr. 2, 2. Oktoberheft
1945
„Das Volk. Tageszeitung der Sozialdemokratischen
Partei Deutschlands“, 1. Jg., Nr. 27, 4. August 1945
„Der Tagesspiegel“, Lizenz der amerikanischen
Militärregierung, 1. Jg., Nr. 1, 27. September 1945
„Der Kurier“, Lizenz der französischen Militär-
regierung, 1. Jg., Nr. 1, 12. November 1945
LAB, F Rep. 240, Acc. 217, Nr. 13 und 14; Acc.
863, Nr. 6, 8, 9, 10, 14, 17; Bibl., Zeitungssammlung
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XIII/1 Zeitungsverkäufer in der Hardenbergstraße Ecke Joachimstaler Straße, 1946
XIII/2 Zeitungskiosk, 1946
141
XIII/3 Bekanntmachung des Bezirksbürgermeisters von Schöneberg / Friedenau über die Verordnung
der amerikanischen Militärregierung vom 16. August 1945 zur Kontrolle von Druckschriften,
Rundfunk, Theater und Musik, August 1945
142
XIII/4 Zeitungsverkauf im zweiten Nachkriegswinter 1946/47, trotz bitterer Kälte gibt es bereits Zei-
tungen aus anderen Zonen und die importierte „Times“, 25. Februar 1947
XIII/5 Bücherstand in der Neuen Friedrichstraße (Karl-
Liebknecht-Straße), 1946
143
XIII/6 „Tag des verbrannten Buches – Tag des freien Buches“, Aufruf des Kulturbundes zur demo-
kratischen Erneuerung Deutschlands zur Kundgebung vor der Universität Unter den Linden am
10. Mai 1947
144
XIV Sport und Unterhaltung
XIV/1 und 2
Sportvorführungen der neuen Polizeikräfte im
Berliner Lustgarten, im Hintergrund das teilzerstörte
Schloss mit dem Apothekenflügel
Mai 1946
Aufnahme: Goldbach, Magistratsbildstelle
LAB, F Rep. 290, Nr. 263907 (Nr. 710/46, Filmnr.  11,
Mappe 1) und 263908 (712/46, Filmnr. 12, Mappe 1)
XIV/3









Aufnahme: Erich Otto Krueger
LAB, F Rep. 290-02-01, Nr. 273 F
XIV/5




LAB, F Rep. 290, Nr. 412377 (Nr. 1400/46, Filmnr.
24, Mappe 1)
XIV/6




LAB, F Rep. 280, Nr. 5679
XIV/7
„Köpenicker Heimatfest“
6. – 28. Juli 1946 auf der Schlossinsel.
Volksbelustigungen aller Art
Ausstellung: Arbeit – Kulturpflege – Erholung
Juli 1946
Plakat
LAB, F Rep. 240, Acc. 579, Nr. 69
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XIV/2 Sportvorführung der neuen Polizeikräfte im Berliner Lustgarten, im Hintergrund das teilzerstörte
Schloss mit dem Apothekenflügel, Mai 1946
XIV/3 Ringerveranstaltung im „Prater“ in der Kastanienallee, 12. Mai 1946
146
XIV/7 „Köpenicker Heimatfest“ 6. – 28. Juli 1946 auf der Schlossinsel. Volksbelustigungen aller Art,
Juli 1946
147
XIV/5 Tanzveranstaltung auf dem Freigelände unter dem Funkturm, 1946
XIV/4 Tanzveranstaltung im Zoo, 1946
148
XV Das Kulturelle Leben
XV/1
„Der Parasit“ von Friedrich Schiller
Inszenierung von Wolfgang Kühne; von links Antje
Weisgerber, Walter Franck und Elsa Wagner
Wiedereröffnung des Deutschen Theaters,
26. Juni 1945
Aufnahme: Lotte Willott
LAB, F Rep. 290, Not. 17 ThA, Nr. 163320
XV/2
„Pariser Leben“ von Jaques Offenbach
Inszenierung von Walter Felsenstein; Maria Vedova
und Ludwig Linkmann
5. Premiere des Hebbel-Theaters, 6. Dezember 1945
Aufnahme: Lotte Willott
LAB, F Rep. 290, Not. 17 ThA, Nr. 201297
XV/3
„Hamlet“ von William Shakespeare
Inszenierung von Gustav von Wangenheim; links Horst
Caspar und Harry Hindemith, rechts Gerhard Bienert
Deutsches Theater, 10. Dezember 1945
Aufnahme: Lotte Willott
LAB, F Rep. 290, Not. 17 ThA, Nr. 167551
XV/4
„Danach“ von Helmut Weiß
Inszenierung von Helmut Weiß; Winnie Markus und
Hans Söhnker
3. Premiere des Schlosspark-Theaters, 1. Januar 1946
Aufnahme: Lotte Willott
LAB, F Rep. 290, Not. 17 ThA, Nr. 202367
XV/5
„Eine Frau ohne Bedeutung“ von Oscar Wilde
Inszenierung von Viktor de Kowa; Hilde Weissner
und Viktor de Kowa
Tribüne, 11. Februar 1946
Aufnahme: Lotte Willott
LAB, F Rep. 290, Not. 17 ThA, Nr. 191934
XV/6
„Hoffmanns Erzählungen“ von Jaques Offenbach
Inszenierung von Ernst Legal; von links Ernst Legal,
Erich Witte und Anneliese Müller
Deutsche Staatsoper (im Admiralspalast),
8. April 1946
Aufnahme: Goldbach, Magistratsbildstelle
LAB, F Rep. 290, Not. 37 ThA, Nr. 556/46 (Filmnr.
19, Mappe 1)
XV/7
„Pünktchen und Anton“ von Erich Kästner
Inszenierung von Hugo Schrader; Pünktchen und
Anton mit der Erzieherin als Bettlerin auf der
Weidendammer Brücke
Metropol-Theater (im Colosseum Schönhauser
 Allee), 21. April 1946
Aufnahme: Goldbach, Magistratsbildstelle
LAB, F Rep. 290, Not. 37 ThA, Nr. 261810
XV/8
„Bunbury“ von Oscar Wilde
Inszenierung von Bruno Hübner; von links Erik Ode
und Hans Nielsen
Komödie, 21. Juni 1946
Aufnahme: Lotte Willott
LAB, F Rep. 290, Not. 17 ThA, Nr. 192011
XV/9
„Kapitän Brassbounds Bekehrung“ von George
Bernhard Shaw
Inszenierung von Gustaf Gründgens; von links
Wolfgang Lukschy, Hans Leibelt und Käthe Dorsch
Wiedereröffnung der Kammerspiele, 4. Oktober 1946
Aufnahme: Altmann
LAB, F Rep. 290, Not. 17 ThA, Nr. 263925
XV/10
„Galgenfrist“ von Paul Osborne
Inszenierung von Karl-Heinz Martin; von links O. E.
Hasse, Paul Wegner und Michael Günther
Hebbel-Theater, 3. Dezember 1946
Aufnahme: Iglarz, Magistratsbildstelle
LAB, F Rep. 290, Nr. 412375 (Nr. 2520/46, Filmnr. 2,
Mappe 4)
XV/11
Antifa-Ausstellung im Schloss Köpenick
Mai 1946
Aufnahme: Wyludda, Magistratsbildstelle
LAB, F Rep. 290, Nr. 263899 (Nr. 969/46)
XV/12
Eröffnung der Ausstellung „Nach zwölf Jahren –
Freiheit der Kunst“ mit Werken antifaschistischer
Künstler in der Kamillenstraße in Steglitz
28. Juli 1945
Aufnahme: Rose-Marie Kriegel, Magistratsbildstelle
LAB, F Rep. 290, Nr. 263893 (Nr. 315/45)
XV/13
Wiedereröffnung des Märkischen Museums,
Ansprache des Oberbürgermeisters Arthur Werner
12. Juli 1946
Aufnahme: Iglarz, Magistratsbildstelle
LAB, F Rep. 390, Nr. 261903 (Nr. 1106/45)
XV/14
Eröffnung des Kinos „Union-Theater“ im Gebäude
der Landesbildstelle in der Levetzowstraße
1946
Aufnahme: Erich Otto Krueger
LAB, F Rep. 290-02-01, SG. 18, Nr. 25136
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XV/15
„Beethoven-Feier anlässlich des 175. Geburtstages“
Kammerorchester Richard Kayser, Dirigent: Richard
Kayser, Klavier: Luise Gmeiner
Volksbildungsamt Prenzlauer Berg
Lichtspielhaus „Prater“, 16. Dezember 1945
LAB, F Rep. 240, Acc. 579, Nr. 59
XV/16
„Cabaret Ulenspiegel – Werner Finck“
Berlin W 50, Nürnberger Straße 50-52
September / Oktober 1946
LAB, F Rep. 240, Acc. 579, Nr. 111
XV/17
„Berlin kommt wieder“
Lied und Foxtrott von Heino Gaze
Druck und vervielfältigtes Notenblatt mit Widmung
für Brigitte Mira
Musikverlag Peter Schaeffers, Berlin, 1945
LAB, F Rep. 129-01, Nr. 2375
XV/18
„Rosen auf den Weg gestreut“. Eine kabarettistische
Bilderfolge
Kabarett der Komiker, künstlerische Leitung: Willi
Schaeffers, Juni 1945
Im Rahmen dieses Programms erlebte das Couplet
„Berlin kommt wieder“ in der Darbietung durch
Brigitte Mira am 1. Juni 1945 seine Uraufführung.
In nur wenigen Wochen erlangte das Lied einen
enormen Bekanntheitsgrad in der Trümmerstadt
Programmheft
LAB, F Rep. 129, Acc. 2253, Nr. 1017
XV/19




LAB, F Rep. 290, Not. 6 PK, Nr. 230456
XV/20
„Nathan der Weise“ von Gotthold Ephraim Lessing
Inszenierung von Fritz Wisten
Max Reinhardts Deutsches Theater, 10. Oktober
1945
Die Premiere fand am 7. September 1945 statt
Programmzettel
LAB, F Rep. 129, Acc. 1884, Nr. 347
XV/21
„Fidelio“, Oper von Ludwig van Beethoven
Inszenierung von Hans Wenzel, musikalische
Leitung Robert Heger
Deutsches Opernhaus, 6. September 1945
Die Premiere fand am 2. für die britischen Truppen
und am 4. September 1945 für das Berliner Publikum
statt
Programmheft
LAB, F Rep. 280, Nr. 1140
XV/22
„Die Dreigroschenoper“ von Bert Brecht
Inszenierung und Bühnenbild von Karl Heinz Martin
Hebbel-Theater, Premiere, 15. August 1945
Mit dieser Premiere nahm das Hebbel-Theater unter
seinem Intendanten Karl Heinz Martin nach dem
Kriegsende wieder seinen Spielbetrieb auf
Programmzettel
LAB, F Rep. 129, Acc. 1510, Nr. 200/1
XV/23
„Faust – Urfaust“ von Johann Wolfgang von Goethe
Inszenierung von Jürgen Fehling
Jürgen-Fehling-Theater in Zehlendorf,
20. Oktober 1945
Die Premiere fand am 6. Oktober 1945 statt
Programmzettel
LAB, F Rep. 129, Acc. 1884, Nr. 2173
XV/24
„Paganini“, Operette von Franz Lehár
Inszenierung von Heinz Lingen
Metropol-Theater (im Colosseum Schönhauser
Allee), 28. September 1945
Nach dem Eröffnungsprogramm mit Operetten-
liedern im August folgte am 28. September 1945
die Premiere der ersten Operette
Programmheft
LAB, F Rep. 129, Acc. 2253, Nr. 281
XV/25
Entnazifizierungsakte und Karteikarte des Dirigenten
Wilhelm Furtwängler
Beschluss der Alliierten Kommandantur vom 29.
April 1947 und Auszug aus der Hauptverhandlung
vor der Entnazifizierungskommission Kunst
1947
Am 29. April 1947 genehmigte die Alliierte
Kommandantur den Entnazifizierungsantrag des
leitenden Dirigenten des Berliner Philharmonischen
Orchesters Prof. Dr. Wilhelm Furtwängler, nachdem
einige Tage zuvor auch der ehemalige
Generalintendant der Berliner Staatstheater Heinz
Tietjen entnazifiziert worden war.
Am 1. Mai 1947 dirigierte Furtwängler zum ersten
Mal nach dem Krieg wieder das Berliner
Philharmonische Orchester im Titania-Palast in
Steglitz
LAB, C Rep. 031-01-02, Nr. 576
XV/26
Konzert des Berliner Philharmonischen Orchesters
unter der Leitung von Wilhelm Furtwängler
Titania-Palast Steglitz, 26. Oktober 1947
Programmheft
LAB, F Rep. 129, Acc. 2253, Nr. 897
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XV/17 „Berlin kommt wieder“, Lied und Foxtrott von Heino Gaze, vervielfältigtes
Notenblatt mit Widmung für Brigitte Mira, 1945




XV/22 „Die Dreigroschenoper“ von Bert Brecht, Inszenierung und Bühnenbild von Karl Heinz Martin,
Hebbel-Theater, Premiere, 15. August 1945
XV/21 „Fidelio“, Oper von Ludwig van Beethoven, Inszenierung von Hans Wenzel, musikalische Lei-
tung Robert Heger, Deutsches Opernhaus, 6. September 1945
152
XV/20 „Nathan der Weise“ von Gotthold Ephraim Les-
sing, Inszenierung von Fritz Wisten, Max Rein-
hardts Deutsches Theater, 10. Oktober 1945
XV/23 „Faust – Urfaust“ von Johann Wolfgang von Goethe, Inszenierung von Jürgen Fehling, Jürgen-
Fehling-Theater in Zehlendorf, 20. Oktober 1945
153
XV/3 „Hamlet“ von William Shakespeare, Inszenierung von Gustav von Wangenheim; links Horst
Caspar und Harry Hindemith, rechts Gerhard Bienert, Deutsches Theater, 10. Dezember 1945
XV/4 „Danach“ von Helmut Weiß; Winnie
Markus und Hans Söhnker, 3. Premiere des
Schlosspark-Theaters, 1. Januar 1946
XV/2 „Pariser Leben“ von Jaques Offenbach;
Maria Vedova und Ludwig Linkmann, 5. Pre-
miere des Hebbel-Theaters, 6. Dezember 1945
154
XV/15 „Beethoven-Feier anlässlich des 175. Geburtstages“, Lichtspielhaus „Prater“, 16. Dezember 1945
155
XV/5 „Eine Frau ohne Bedeutung“ von Oscar Wilde, Inszenierung von Viktor de Kowa;
Hilde Weissner und Viktor de Kowa, Tribüne, 11. Februar 1946
XV/6 „Hoffmanns Erzählungen“ von Jaques Offenbach, Inszenierung von Ernst Legal; von links Ernst
Legal, Erich Witte und Anneliese Müller, Deutsche Staatsoper (im Admiralspalast), 8. April 1946
156
XV/7 „Pünktchen und Anton“ von Erich Kästner, Inszenierung von Hugo Schrader; Pünktchen und An-
ton mit der Erzieherin als Bettlerin auf der Weidendammer Brücke, Metropol-Theater (im Colos-
seum Schönhauser Allee), 21. April 1946
XV/8 „Bunbury“ von Oscar Wilde, Inszenierung von Bruno Hübner; von links Erik Ode und Hans Nielsen,
Komödie, 21. Juni 1946
157
XV/9 „Kapitän Brassbounds Bekehrung“ von George Bernhard Shaw, Inszenierung von Gustaf Gründ-
gens; von links Wolfgang Lukschy, Hans Leibelt und Käthe Dorsch, Wiedereröffnung der Kam-
merspiele, 4. Oktober 1946
XV/10 „Galgenfrist“ von Paul Osborne, Inszenierung von Karl-Heinz Martin; von links O. E. Hasse, Paul
Wegner und Michael Günther, Hebbel-Theater, 3. Dezember 1946
158
XV/16 „Cabaret Ulenspiegel – Werner Finck“, Berlin W 50, Nürnberger Straße 50-52,
September / Oktober 1946
159
XV/11 Antifa-Ausstellung im Schloss Köpenick, Mai 1946
XV/12 Eröffnung der Ausstellung „Nach zwölf Jahren – Freiheit der Kunst“ mit Werken antifaschistischer
Künstler in der Kamillenstraße in Steglitz, 28. Juli 1945
160
XV/13 Wiedereröffnung des Märkischen Museums, An-
sprache des Oberbürgermeisters Arthur Werner,
12. Juli 1946
XV/14 Eröffnung des Kinos „Union-Theater“ im Gebäude der Landesbildstelle in der Levetzowstraße,
1946
161
XV/25 Entnazifizierungsakte des Dirigenten Wilhelm Furtwängler, Beschluss der Alliierten Kommandan-
tur vom 29. April 1947
162
XV/26 Konzert des Berliner Philharmonischen Orchesters unter der Leitung von Wilhelm Furtwängler,
Titania-Palast Steglitz, 26. Oktober 1947
